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(Beginn um 10.07 Uhr)

Vorsitzender Dr. Körber: Ich begrüße alle Damen und Herren Gemeinderäte und alle anderen Anwesenden. Ich eröffne die dritte Sitzung der vom Wiener Gemeinderat eingesetzten Untersuchungskommission zur Überprüfung der Verwaltungsführung im Bereich der Pflegeheime.

Ich stelle als Sitzungsbeginn 10.07 Uhr fest. Ich bitte, zum Zwecke der Prüfung der Beschlussfähigkeit der Kommission, nach namentlichem Aufruf der Kommissionsmitglieder in alphabetischer Reihenfolge die Anwesenheit durch Handzeichen bzw. Wortmeldung zu bestätigen.

Herr GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

Herr GR Dr. Johannes Hahn.

GR Dr. Johannes Hahn: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Alois Mayer.

GR Alois Mayer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Heike Trammer.

GRin Heike Trammer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Claudia Laschan.

GRin Dr. Claudia Laschan: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

GR Jürgen Wutzlhofer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Mag. Sonja Ramskogler.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Mag. Heidrun Schmalenberg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GR Dr. Wilfried Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GR Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner: Ja.

Ich stelle somit die Beschlussfähigkeit der Untersuchungskommission fest.

Ich halte noch fest, dass als sachkundige Personen, von einzelnen Fraktionen genannt, anwesend sind Herr Alfred Kubu von der SPÖ, Frau Dr. Sabine Diener von der FPÖ, Herr Jochen Prusa von der ÖVP und Frau Margot Ham-Rubisch von den GRÜNEN.

Es war vorgesehen, in der heutigen Sitzung Zeugen zu vernehmen, nämlich die Frau Generaloberin Charlotte Staudinger und die Stationsschwester Sun-Duck Sheu sowie die Oberschwester Bibiane Platzer. Es liegt mir jedoch eine Entschuldigung der Zeugin Sun-Duck Sheu vor, samt einer ärztlichen Bestätigung.

Um den Zusammenhang des Verfahrens-
ablaufes zu erhalten, gebe ich einen kurzen Überblick. In der konstituierenden Sitzung am 23. Oktober 2003 wurden nach Erörterung der von der Untersuchungskommission zu behandelnden Fakten und Themen der für Frau K. bestellte Sachwalter Harald Haas und die ARin Ehmsen-Höhnl von der MA 47 als Zeugen vernommen. Es folgte dann der Vortrag des OSR Dr. Karl Graf über die Rahmenbedingungen für Pflegeheime in rechtlicher und wirtschaftlicher Sicht.

In der zweiten Sitzung vom 30. Oktober 2003 wurde das Beweisverfahren durch die vierstündige Vernehmung des Pflegedirektors Günther Pelikan fortgesetzt. In seiner Aussage gab der Zeuge Pelikan im Wesentlichen Folgendes an:

Er sei vom März 2001 bis 30. Juli 2003 als Pflegedirektor im Geriatriezentrum Am Wienerwald tätig gewesen. Vorher war er seit 1995 im Pflegeheim St. Andrä. Die Beendigung des Vertragsverhältnisses zu diesem Termin 30. Juli 2003 stehe in keinem Zusammenhang mit dem jetzt gegenständlichen Anlassfall, da ihm seitens der Generaloberin Staudinger in der Generaldirektion des Krankenanstaltenverbundes bereits am 24.7.2003 mitgeteilt worden sei, dass eine Vertragsverlängerung nicht vorgesehen sei. Zu dieser Zeit sei bereits festgestanden, dass die Oberin Schell die Leitung im GZW übernehmen werde.

Der Zeuge sei nunmehr wieder im Pflegeheim St. Andrä. Die Tätigkeit im Geriatriezentrum West habe er 2001 wegen Erkrankung der Leiterin im Geriatriezentrum Am Wienerwald gleichsam im Dienstpostentausch übernommen. Die Pflegedirektion habe aus ihm und mehreren Mitarbeitern bzw. Mitarbeiterinnen bestanden.

Es wäre Aufgabe einer Mitarbeiterin gewesen, die Einhaltung der Dienstzeiten zu kontrollieren. Eine andere habe die Erfüllung der Aufgaben des Pflegepersonals kontrolliert. Es habe eine flexible Diensteinteilung gegeben. Es habe viele Mitarbeiter gegeben, die auf Grund amtsärztlicher Gutachten in der Hebeleistung im Tätigkeitsbereich eingeschränkt gewesen sind. Das hat die Personalsituation betroffen. Zivildiener würden nur bei Nebenleistungen eingesetzt. 

Bei Beginn seiner Tätigkeit im Geriatriezentrum Am Wienerwald seien etwa 25 Planstellen unbesetzt gewesen, doch sei diese Zahl zuletzt auf 70 gestiegen. In einem Schreiben an die Frau Stadträtin sei auf die unbefriedigende Personalsituation hingewiesen worden, doch seien alle Bemühungen, die Personalsituation zu verbessern, erfolglos geblieben.

Betreffend die Pflegedokumentation in der im Juli 2003 von der ARin Ehmsen-Höhnl besuchten Abteilung im Pavillon I gab der Zeuge zu, dass sie fehlerhaft gewesen sei, weil die Leistungen, welche in anderen Listen, z.B. Badelisten, vermerkt worden sind, nicht in die Pflegedokumentation übertragen worden sind. Der Zeuge habe nicht wahrgenommen, dass in der Dokumentation eingetragene Leistungen tatsächlich nicht erbracht worden seien. Er habe den ungepflegten Eindruck der am 30. Juli 2003 kontrollierten Patientin Frau K. zwar wahrgenommen, doch habe er entsprechend dem Erhebungsbericht der MA 47 vom 30. Juli 2003 keine Veranlassung mehr treffen können, weil an diesem Tag seine Funktion geendet habe.

Der Zeuge gab weiters an, dass die Pflegesituation in den einzelnen Pavillons in der Qualität deshalb unterschiedlich sei, weil es noch überwiegend 8‑Bett-Zimmer und 7‑Bett-Zimmer gebe, es zu wenig Sanitäranlagen gebe und die baulichen Strukturen der fast 100-jährigen Gebäude veraltet wären, z.B. die Wege zu WC-Anlagen, Gänge ohne Tageslicht, teils schlechter Zugang zu Gärten, etc. Es würden laufend Stationen umgebaut und saniert, doch sei bei maximaler Sanierung einer Station im Jahr bei über 60 Stationen dies ein Jahrhundertprojekt. Für einen rascheren Umbau gebe es keine finanziellen Mittel.

Die Privatsphäre sei eben in 7-Bett-Zimmern und 8-Bett-Zimmern schwer möglich zu wahren und Paravents gebe es zwar, doch werden die nur hin und wieder eingesetzt. 

Der Zeuge deponierte weiters, dass es eine interne Kontrolle des Krankenanstaltenverbundes gebe. Er selbst habe Pflegedokumentationen stichprobenartig überprüft.

Den umfangreichen Vorhalten aus einer Mitarbeiterbefragung des Krankenanstaltenverbundes aus dem Jahre 2001 hielt der Zeuge entgegen, dass er akademisch geprüfter Krankenhausmanager sei, mit Mitarbeitern viel offen über Probleme spreche und das Arbeitsklima zum Positiven verändert habe. Es gebe Rahmenstandards vom KAV für die Pflege und für das Pflegepersonal nachvollziehbare Richtlinien.

Der Zeuge gab weiters an, dass das Versperren von Pavillons abends ausschließlich der Verhinderung des Eindringens von Unbefugten diene, nicht aber das Einsperren von Patienten bezwecke, da die Türen von innen öffenbar seien. Es gebe ein Suchsystem zum Auffinden von weggegangenen Patienten.

Der Zeuge schilderte den Tagesablauf seiner Tätigkeit ab 6.30 Uhr und gab an, dass er wöchentlich durchschnittlich zwei Stationen für die Dauer von ein bis eineinhalb Stunden besuchte. Nach seinem Wissen sei gegen ihn kein Disziplinarverfahren anhängig.

Der Zeuge gab weiters an, dass er privat eine Firma betrieb, diese Nebenbeschäftigung vor etwa 10 Jahren von der damals vorgesetzten Dienststelle genehmigt wurde, dieser Betrieb aber zumindest seit seinem Einsatz als Pflegedirektor im Geriatriezentrum Am Wienerwald ruhend gemeldet sei und diese Firma keine Geschäfte mit der Stadt Wien oder dem Krankenanstaltenverbund mache.

Soweit die Zeugenaussage.

Zuletzt wurden in der Sitzung am 30.10.2003 die Beischaffung und Einsichtnahme in den Personalakt des Pflegedirektors Günther Pelikan beantragt, weiters der im Geriatriezentrum Am Wienerwald durchgeführten Mitarbeiterbefragung und des Anstaltenentwicklungsplanes, der im Jahre 1993 erstellt wurde.

Verlangt wurde weiters die Beischaffung der Prüfberichte der MA 47, von der MA 15 betreffend Missstände in privaten Pflegeheimen in den letzten drei Jahren und der Prüfberichte des KAV betreffend Missstände in städtischen Pflegeheimen in den letzten zwei Jahren.

Noch zu erledigen sind beantragte Zeugenbeweise, nämlich Patientenanwalt Dr. Dohr, Dr. Drapalik, Judith Polat-Firtinger, die Frau Generaloberin Charlotte Staudinger, Primarius Dr. Georg Wense, Oberschwester Bibiane Platzer, Stationsschwester Sun-Duck Sheu, die sich heute entschuldigt hat, und Dr. Angelika Rosenberger-Spitzy. 

Alle diese Beweisanträge wurden von der Kommission einhellig beschlossen.

Ich möchte den Kommissionsmitgliedern vor allem sagen, dass die beantragten Akten und Urkunden zwar in der Geschäftsstelle eingelangt sind, sie sind sehr umfangreich. Sie werden dort eingesehen werden können. Nicht eingelangt ist von der MA 15 ein Akt, weil da noch verfassungsrechtliche Fragen geklärt werden sollen.

Dann liegt heute vor ein Beweisantrag seitens der GRÜNEN Fraktion. Hier heißt es, dass zum Beweis dafür, dass im Prüfbericht der MA 47 vom 30. Juli 2003 aufgezeigte Missstände sowie die sonstigen allgemeinen Zustände im Geriatriezentrum Am Wienerwald das in Wiener Pflegeheimen übliche Betreuungsniveau deutlich unterschritten und generell den leitenden MagistratsbeamtInnen übergeordneten Dienststellen sowie den politischen Entscheidungsträgern bekannt waren, sowie im Speziellen zur Aufklärung der im Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission genannten Punkte, Führung der Dienstaufsicht, Personalsituation im Pflegebereich, freiheitsbeschränkende Maßnahmen und Misshandlungen, Qualitätssicherung. 

Begründet wird dieser Antrag: Seit Jahren führen die Pflegekräfte an den allgemeinen Stationen, im OP-, Anästhesie- und Ambulanzbereich der Wiener Krankenanstalten täglich und in den Pflegeheimen monatlich nach der PPR- bzw. PPR-GR Methode die Erhebung der Pflege-
bedürftigkeit der einzelnen Patienten, BewohnerInnen zu setzende Pflegemaßnahmen durch. Diese Einstufung wird rechnerisch mit einem für die Leistungserbringung theoretisch notwendigen Minutenwerk kombiniert, aus dieser Summe ergibt sich der für diese Station an einem bestimmten Tag notwendige Pflegepersonalbedarf.

Es kann also davon ausgegangen werden, dass das Unternehmen KAV seit Jahren über genaue Angaben über den tatsächlichen Pflegepersonalstand an den einzelnen Stationen und nach der PPR- bzw. PPR-GR-Methode nötigen Pflegepersonalbedarf verfügt. Zur Einschätzung der im Antrag genannten Punkte ist eine Einsichtnahme in dieses Protokoll notwendig. Soweit der Beweisantrag seitens der GRÜNEN. (Zwischenruf) War etwas nicht zu verstehen?

(Zwischenruf) Welches Protokoll gemeint ist? Hier heißt es: „... beantragt die Beischaffung und Auswertung der Pflegepersonalregelungen (PR) an den Stationen der Wiener städtischen Pflegeheime.“ (Zwischenruf)
Ich habe sie an sich wörtlich verlesen, aber vielleicht kann die Frau Dr. Pilz es gleich direkt aufklären.

GRin Dr. Pilz: Wir können Ihnen den Antrag kopieren. Wenn Sie dann noch Fragen haben, stehe ich gerne zur Verfügung.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich reiche Ihnen das hinüber, bitte lassen Sie es durchgehen, weil wir wollen über diesen Antrag abstimmen. Dann darf ich an die Kommissionsmitglieder die Frage stellen, ob sonst noch ein Antrag vor Eintritt in die Zeugeneinvernahme gestellt wird oder eine Wortmeldung gewünscht wird? 

Wenn dem nicht so ist, dann darf ich mit der Zeugeneinvernahme Frau Staudinger beginnen. Sie werden hier als Zeugin einvernommen, als solche mache ich Ihnen den Wahrheitsvorhalt. Das heißt, Sie dürfen nichts verschweigen und auch keine Unrichtigkeiten sagen. Das wäre sonst mit strafrechtlichen Konsequenzen verbunden.

Die erste Frage. Sind Sie von der Amtsverschwiegenheit entbunden worden?

Generaloberin Staudinger: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Dann bitte ich um Ihre Personalien. Sie heißen?

Generaloberin Staudinger: Mein Name ist Charlotte Staudinger. Ich bin diplomierte Gesundheits- und Krankenschwester und seit 1969 im Dienste der Stadt Wien.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich darf Sie noch um Ihr Geburtsdatum und um Ihren Wohnort fragen, das gehört auch zu den Personalien.

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Vorsitzender Dr. Körber: Auf einzelne Fragen, die Ihnen persönlich zum Nachteil wären, zu einem erheblichen vermögensrechtlichen Nachteil oder sogar strafrechtliche Konsequenzen hätten, brauchen Sie nicht zu antworten.

Zunächst einmal darf ich Sie ersuchen, mir etwas über Ihre Berufslaufbahn kurz zu sagen. Wie sind Sie überhaupt in die jetzige Position gekommen? Was waren die Schritte, die Sie gemacht haben? Bitte.

Generaloberin Staudinger: Ich habe von 1967 bis 1969 die Krankenpflegeschule am Wilhelminenspital besucht und mit dem Diplom der Allgemeinen Gesundheits- und Krankenpflege abgeschlossen. Ich habe anschließend sieben Jahre auf einer Unfallchirurgischen Abteilung im Wilhelminenspital gearbeitet. Dann bin ich nach dem Besuch des Sonderausbildungskurses für das lehrende Krankenpflegepersonal in die Krankenpflegeschule als Lehrschwester gegangen und habe dort theoretisch unterrichtet und die Schülerinnen und Schüler praktisch angeleitet. 

Nach weiteren sieben Jahren habe ich den Sonderausbildungskurs für das leitende Pflegepersonal besucht und bin 1983 in die Zentralverwaltung, in die damalige Magistratsabteilung 17, in das Referat für Schul- und Pflegeaufsicht, wie es damals geheißen hat, gegangen, um dort die Agenden von meiner Vorgängerin zu übernehmen und den Fachbereich Pflege in der Zentralverwaltung zu leiten und auch die Ausbildungsagenden wahrzunehmen.

Vorsitzender Dr. Körber: Seit dem Jahre 1983 sind Sie speziell mit der Überwachung oder Durchführung der Pflegedienste befasst? Kann ich das so sagen?

Generaloberin Staudinger: Bis zum 31. Dezember 2001 war ich direkt als Leiterin der Direktion Krankenpflege auch für die Überwachung und Kontrolle der Pflege zuständig. Mit der Unternehmenswerdung des Wiener Krankenanstaltenverbundes, also ab 1.1.2002, habe ich den Geschäftsbereich Strategische Planung und Qualitätsmanagement in der Generaldirektion des Wiener Krankenanstaltenverbundes übernommen. Ich bin jetzt nicht mehr für die Kontrolle und Aufsicht der Pflege vor Ort in den Häusern zuständig, sondern vor allem für die Weiterentwicklung, für die Konzeptentwicklung im Bereich der Pflege, für die Evaluierung von generellen Pflegekonzepten und Personalkonzepten und die Planung für die Pflege ganz generell im Wiener Krankenanstaltenverbund und weiters zuständig für den Bereich der Ausbildung in der Gesundheits- und Krankenpflege. 

Vorsitzender Dr. Körber: Das heißt, dass Sie Ihr Schwergewicht eigentlich haben in der Fortbildung und im weiteren Management, aber nicht in der unmittelbaren Überprüfung der Durchführung von Pflegeleistungen?

Generaloberin Staudinger: Das war der Fall bis 31. Dezember 2001, also vor der Unternehmenswerdung Wiener Krankenanstaltenverbund. Weil zu dem Zeitpunkt die berufsorientierten Tätigkeitsfelder aufgelöst wurden und nach betriebsorientierten bzw. prozessorientierten Geschäftsfeldern die neue Struktur in der Generaldirektion und den Teilunternehmungen gestaltet wurde.

Vorsitzender Dr. Körber: Bezieht sich Ihre Tätigkeit auch auf private Pflegeheime oder nur auf die öffentlichen?

Generaloberin Staudinger: Auf die Geriatriezentren des Wiener Krankenanstaltenverbundes.

Vorsitzender Dr. Körber: Mit privaten Heimen haben Sie nichts zu tun?

Generaloberin Staudinger: Nicht unmittelbar. Ich sitze natürlich in vielen Arbeitskreisen, wenn es um die Weiterentwicklung der Pflege im Wiener Raum, aber auch Österreichweit geht. Aber zu meinem unmittelbaren Tätigkeitsfeld im Wiener Krankenanstaltenverbund gehören ausschließlich die Geriatriezentren des Wiener Krankenanstaltenverbundes.

Vorsitzender Dr. Körber: Jetzt wollen wir zu Fragen betreffend Herrn Pelikan kommen. Wie ist seine berufliche Laufbahn aus Ihrer Sicht gewesen?

Generaloberin Staudinger: Herr Pelikan ist ein Absolvent des zweiten Bildungsweges, im Gegensatz zu mir, ich habe meine Ausbildung im ersten Bildungsweg gemacht. Das heißt, er war vorher beruflich in einem anderen Bereich tätig, hat dann im zweiten Bildungsweg das Krankenpflegediplom erworben, hat dann in der Geriatrie seine Tätigkeit begonnen und hat dann im Sinne der beruflichen Entwicklung über den Stationspfleger das Amt des Pflegedirektors in St. Andrä übernommen. Er hat in einer für uns damals sehr schwierigen Situation durch die Krankheit der Pflegedirektorin im Geriatriezentrum Am Wienerwald befristet für eine Zeit die Tätigkeit des Pflegedirektors im Geriatriezentrum Am Wienerwald übernommen.

Vorsitzender Dr. Körber: Soweit ich mich an seine Aussage erinnere, hat er seine Tätigkeit im Geriatriezentrum Am Wienerwald im März 2001 übernommen?

Generaloberin Staudinger: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Aber ein Vertrag wurde erst später abgeschlossen?

Generaloberin Staudinger: Der Vertrag wurde deshalb später abgeschlossen, weil wir zuerst eine Dienstzuteilung gemacht haben, weil wir nicht wussten, wie lange wirklich die gesundheitliche Situation der Pflegedirektorin des Geriatriezentrums Am Wienerwald andauert.

Vorsitzender Dr. Körber: Welcher Name war das?

Generaloberin Staudinger: Frau Direktor Keihsler Renate, die jetzt wieder die Agenden übernommen hat. Nach dieser Dienstzuteilung, wie wir gesehen haben, es wird länger dauern, ist dann mit Juli diese Dienstzuteilung auf zwei Jahre durchgeführt worden.

Vorsitzender Dr. Körber: Es wurde abgewartet, wie der gesundheitliche Zustand der Direktorin ist.

Generaloberin Staudinger: Ob es kürzer oder länger dauert.

Vorsitzender Dr. Körber: Der Vertrag des Herrn Pelikan hat geendet mit welchen Datum?

Generaloberin Staudinger: Mit 30. Juli 2003.

Vorsitzender Dr. Körber: Wann wurde innerhalb des KAV entschieden, dass er nicht verlängert wird?

Generaloberin Staudinger: Das wurde 14 Tage vorher entschieden, dass er nicht verlängert wird. Weil wir auch hier wieder gewartet haben auf die Situation, ob die Frau Keihsler Renate als Pflegedirektorin zurückkehren wird oder nicht. Es war von ihrer Entscheidung abhängig, ob sie sich gesundheitlich dazu in der Lage fühlt, wieder ihren Dienst aufzunehmen. Sie hat sich 14 Tage vor diesem 30. Juli entschieden, dass sie gerne wieder ihren Dienst antreten würde. Daher haben wir relativ kurzfristig den Herrn Direktor Pelikan informiert, dass sein Vertrag jetzt endet. Er war natürlich vorinformiert, dass das befristet ist für die Dauer des Krankenstandes der Frau Direktor Keihsler. Wir haben ihn dann informiert, dass Frau Keihsler sich entschlossen hat, zurückzukehren und dass er wieder seinen Dienst in St. Andrä antritt.

Vorsitzender Dr. Körber: Er ist jetzt wieder in St. Andrä Pflegedirektor?

Generaloberin Staudinger: Er ist wieder in St. Andrä Pflegedirektor.

Vorsitzender Dr. Körber: St. Andrä ist in Niederösterreich?

Generaloberin Staudinger: St. Andrä an der Traisen, das ist bei Herzogenburg. Das ist aber ein Heim, das zum Wiener Krankenanstaltenverbund gehört.

Vorsitzender Dr. Körber: Kannten Sie den Herrn Pelikan persönlich oder ist das, was Sie mir jetzt geschildert haben über seine Laufbahn, Ihnen nur aus Akten bekannt? Oder ist er mit Ihnen in einer dienstlichen persönlichen Beziehung?

Generaloberin Staudinger: Ich kenne ihn näher als Mitarbeiter, seit er sich als Pflegedirektor für St. Andrä beworben hat.

Wir haben damals ein Auswahlverfahren, ein Hearing gemacht, wo er auf Grund der Hearing-Ergebnisse als Bestgereihter für das – damals noch Pflegeheim St. Andrä – für die Position des Pflegedirektors abgeschnitten hat.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie sich zu irgendeinem Zeitpunkt persönlich für die Verhältnisse im Geriatriezentrum Am Wienerwald interessiert? Waren Sie dort? Haben Sie das besichtigt? Was geschah da?

Generaloberin Staudinger: Ich habe mich selbstverständlich von den Verhältnissen im Geriatriezentrum Am Wienerwald überzeugt. Ich bin sehr viel in den Geriatriezentren und auch in den Krankenanstalten unterwegs. Ich kenne das Geriatriezentrum Am Wienerwald sehr gut, so wie auch die anderen Pflegeeinrichtungen. Ich kenne auch die angespannte Personalsituation im Geriatriezentrum Am Wienerwald, wie sie in allen Geriatriezentren auch ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Sprechen wir zuerst einmal von den baulichen, von den räumlichen Verhältnissen, die dort geherrscht haben. Sind Ihnen die als nicht tragbar aufgefallen? Oder als verbesserungswürdig?

Generaloberin Staudinger: Die sind mir als verbesserungswürdig aufgefallen. Wir haben auch sehr viele Diskussionen über die Möglichkeiten der Verbesserung im Geriatriezentrum Am Wienerwald geführt. Ich war bei den ersten Gesprächen, bei der Anstaltsentwicklungsplanung und Zielplanung des Geriatriezentrums Am Wienerwald, die bereits 1992/93 stattgefunden hat, mit in den Arbeitskreisen drinnen. Wir haben damals schon Überlegungen angestellt, das Geriatriezentrum Am Wienerwald eklatant zu verkleinern. Es wurde der Zielplan hier angefordert, das heißt, es ist da herauszulesen, dass wir damals schon von einer Größe von etwa 1 000 Betten gesprochen haben. Damals noch 3 000 Betten, wir haben mittlerweile im Geriatriezentrum Am Wienerwald fast 800 Betten reduziert.

Vorsitzender Dr. Körber: Reduziert innerhalb welches Zeitraumes?

Generaloberin Staudinger: Innerhalb der letzten 10 Jahre. Also, 800 Betten abgebaut zur Verbesserung der Unterbringungsstandards für die Bewohner im Geriatriezentrum Am Wienerwald.

Vorsitzender Dr. Körber: Mit diesem Bettenabbau muss auch einher gegangen sein eine Planung betreffend bauliche Veränderungen. Welchen Zeitplan oder welchen Zeithorizont hat man da gesehen? Der Zeuge Pelikan hat von Umbau von Stationen „eine im Jahr“ gesprochen. War das der Plan?

Generaloberin Staudinger: In der Zielplanung ist davon ausgegangen worden, dass auf Grund der Rahmenbedingungen, auch der Unterbringungsmöglichkeit für Heimbewohner, es mindestens 20 Jahre dauern wird – zum damaligen Zeitpunkt – bis das Geriatriezentrum Am Wienerwald von der Größe her dementsprechend verkleinert werden kann und auch ein dementsprechender Hotelstandard innerhalb der Pavillons, innerhalb der Abteilungen und der Station stattfinden wird.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist anfänglich der Zeitplan eingehalten worden oder nicht?

Generaloberin Staudinger: Verzögert einhalten worden, würde ich sagen. Wir haben am Beginn die Situation gehabt, dass wir Betten abgebaut haben – ich habe das erwähnt - nicht ganz 800 Betten innerhalb dieser 10 Jahre. Wir hatten aber dann die Situation, dass wir auf Grund der Nachfrage und des Bedarfes an Heimplätzen, ganz einfach um die Versorgung sicherzustellen und die Versorgung für Heimbewohner nicht zu gefährden, dass wir nicht so rasant Betten abbauen konnten, wie wir das gerne gemacht hätten, um den Hotelstandard schneller abheben zu können.

Vorsitzender Dr. Körber: Jetzt bitte Sie, etwas die Personalsituation zu schildern, auch bezogen auf diesen Zeithorizont.

Generaloberin Staudinger: Innerhalb der letzten 10 bis 15 Jahre von der Personalsituation her, kann ich sagen, dass es einige Wellenbewegungen gegeben hat, dass wir aber schrittweise wesentlich mehr Personal in den Geriatriezentren zum jetzigen Zeitpunkt haben als noch vor 10 Jahren. Weil wir einerseits durch die Bettenabsystemisierung, die ich gerade erwähnt habe, unter Belassung des Personalstandes natürlich auch eine Erhöhung der Betreuungsstunden für die verbleibenden Bewohner erreichen konnte, das ist das eine. 

Das Zweite: Wir haben im Rahmen unserer Personalplanungen und Personalplanungsmethoden Umschichtungen aus Akutbereichen in den Bereich der Geriatrie durchgeführt. Wir konnten zum Beispiel in den letzten Jahren die Dienstposten um 874 Dienstposten in den gesamten Geriatriezentren erhöhen. Im GZW haben wir diese Dienstposten um 150 erhöhen können. Natürlich muss man sie dann mit physischen Personen besetzen. Das ist die Frage der Dienstposten.

Das Nächste ist die Frage des Personalstandes an sich. Diese Dienstposten muss man natürlich mit dementsprechend qualifiziertem Personal besetzen. Da komme ich nochmals auf die Wellenbewegung der letzten 10 Jahre zurück. Wir hatten Zeiten, wo wir genügend Personal für den Bereich der Geriatrie gewinnen konnten. So haben wir 1998 erstmals erreichen können, dass der Anteil des diplomierten Pflegepersonals über 50 % war und der Anteil der Pflegehilfen unter 50 % war. Vorher war es anders, da hatten wir wesentlich mehr Pflegehilfen als diplomiertes Personal.

Eine Zeit lang konnten wir genug Personal gewinnen. Wir konnten auch aus den eigenen Schulen die Mitarbeiter motivieren, in den Geriatriezentren zu arbeiten. Dann hat es in der Wellenbewegung wieder Zeiten gegeben, wo wir wenig Mitarbeiter für den Bereich der Geriatrie gewinnen konnten. Aus Gründen, weil einerseits der Markt sich geöffnet hat, weil etliche Kolleginnen in die Freiberuflichkeit gegangen sind, weil auch in den Akutkrankenhäusern mehr Personal gebraucht wurde und erfahrungsgemäß gehen diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegepersonen lieber in den Akutbereich als in die Geriatrie. Jetzt, in den letzten zwei Jahren, merkten wir sehr stark bei der Personalgewinnung, dass vor allem auch eine Abwanderung nicht nur in den Bereich der Hauskrankenpflege und den Akutbereich erfolgt, sondern auch eine Abwanderung ins Ausland erfolgt. Viele unserer Kolleginnen gehen auf Grund ihrer Mobilität, EU-Konformität auf einige Zeit ins Ausland und wir spüren, dass es bei uns eine Lücke hinterlässt.

Es wird jetzt tendenziell schwieriger, für den Bereich der Geriatrie Personal, primär motiviertes Personal zu gewinnen, obwohl wir im Rahmen von der eigenen Ausbildungsoffensive - nachdem wir eigene Ausbildungen führen, sowohl für den Bereich der diplomierten Pflegepersonen als auch für den Bereich der Pflegehilfe, dass wir, trotzdem wir sehr viel ausbilden, einige Ausbildungsoffensiven hatten, nicht genug Personen gewinnen können, obwohl es Dienstposten dafür gibt.

Vorsitzender Dr. Körber: Der Zeuge Pelikan sprach davon, dass bei seinem Eintritt im Geriatriezentrum Am Wienerwald ca. 20 oder 25 Planstellen unbesetzt waren und bei seinem Abgang oder in seiner letzten Zeit es 70 unbesetzte Planstellen gewesen wären. Trifft das zu?

Generaloberin Staudinger: Das stimmt. Die Zahlen, die Herr Pelikan genannt hat, treffen zu, wenn man sich die Auswertungen aus dem Personalcontrolling ansieht. 

Vorsitzender Dr. Körber: Hat sich am Verhältnis Pflegepersonal, Heimbewohner, Patienten etwas geändert? Das zahlenmäßige Verhältnis.

Generaloberin Staudinger: Das zahlenmäßige Verhältnis hat sich in den letzten 10 Jahren insofern verändert, dass vor 10 Jahren eine Pflegeperson 6,2 Bewohner zu betreuen gehabt hat und dass jetzt auf Grund unserer Personalsituation eine Pflegeperson 3 Heimbewohner zu betreuen hat in der Gesamtsumme. 

Vorsitzender Dr. Körber: Das ist ein Durchschnitt.

Generaloberin Staudinger: Ja, das ist ein Durchschnitt.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich nehme an, dass je nach Pavillon, wo mehr Akutfälle sind oder Spezialbetten sind, das Verhältnis ein anderes ist und dafür in den Fällen der einfachen Geriatrie, darf ich sagen, sehr schlecht oder wenige sind. Wie ist das?

Generaloberin Staudinger: Die Personalzuteilung innerhalb der einzelnen Einheit, also innerhalb des Geriatriezentrums, ist deshalb unterschiedlich – und im Geriatriezentrum Am Wienerwald ist das deshalb auch besonders ausgeprägt – da es hier sehr viele Spezialstationen gibt und je nach Betreuungsbedarf, nach Pflegeintensität die Aufteilung des Pflegepersonals erfolgt. Dass natürlich dann eine allgemeine geriatrische Einrichtung, wie es zum Beispiel der Pavillon I ist, generell auf Grund des Pflegebedarfes und der Pflegebedürftigkeit weniger Pflegepersonal, weniger Arbeitsstunden und damit weniger Pflegepersonal zugeteilt bekommt als z.B. im Geriatriezentrum Am Wienerwald die Spezialstation für Apallikerversorgung.

Vorsitzender Dr. Körber: Das Verhältnis 1 : 3, sagten Sie vorhin, ist nur ein Durchschnitt und trifft daher z.B. für den Pavillon I bei weitem nicht zu. Wie ist dort das Verhältnis zahlenmäßig?

Generaloberin Staudinger: Entschuldigung! Darf ich mich bitte korrigieren? 1 : 3 war die Zahl vor 10 Jahren.  1 : 1,62 ist die durchschnittliche Kennzahl jetzt im Geriatriezentrum Am Wienerwald. 

Vorsitzender Dr. Körber: Die Frage der Betreuung der Heiminsassen. Haben Sie auch darüber persönliche Wahrnehmungen? Haben Sie sich damit befasst, wie die Pflege funktioniert?

Generaloberin Staudinger: Ja, ich habe mich natürlich damit befasst, weil es darum geht, dass wir die Pflegekonzepte, die wir für die Betreuung der Bewohner anwenden, dass wir diese Pflegekonzepte gemeinsam entwickeln, mit den Pflegepersonen entwickeln und dann in die Praxis einführen müssen. Daher habe ich mich selbstverständlich mit der Pflege auch im Geriatriezentrum Am Wienerwald befasst.

Vorsitzender Dr. Körber: Aber nicht in kontrollierendem Sinn?

Generaloberin Staudinger: Bis zum 31.12.2001. Bis zu dem Zeitpunkt, bevor wir Unternehmung geworden sind, habe ich mich auch persönlich vor Ort über die Pflege, über die Kontrolle der Pflege überzeugt. Seit der Unternehmenswerdung nicht mehr. 

Vorsitzender Dr. Körber: Wie sieht es mit der so genannten internen Kontrolle seitens des KAV aus? Wer hat das durchzuführen? Wie geschieht das? Regelmäßig? Abschnittsweise? In welchem System?

Generaloberin Staudinger: Seit der Unternehmenswerdung ist es so, dass es der Internen Revision des Wiener Krankenanstaltenverbundes obliegt, im Sinne von Routineüberprüfungen, von Schwerpunktprüfungen, von anlassbezogenen Prüfungen, die Überprüfung vor Ort durchzuführen. Eine eigene Fachaufsicht in dem Sinn durchgängig bis in die Generaldirektion gibt es jetzt nicht mehr. Es obliegt dem Direktor des Pflegedienstes, als oberstes Leitungsgremium, als oberstes Führungsgremium in der Krankenanstalt, im Geriatriezentrum.

Vorsitzender Dr. Körber: Wie ist das Verhältnis KAV zur MA 47 jeweils gewesen? Ich meine jetzt in Bezug auf die Kontrolle.

Generaloberin Staudinger: Von meinem Verständnis her haben wir immer eine sehr gute Gesprächsbasis gehabt mit der Magistratsabteilung 47. Es gibt auch ein so genanntes Kooperationsübereinkommen mit der Magistratsabteilung 47, wo es darum geht, dass bestimmte Leistungen, vor allem bei der Spitalsentlassung von Patienten, teilweise vom Krankenhausträger, also vom Krankenanstaltenverbund, erbracht werden muss und teilweise durch die MA 47 zu leisten ist, damit diese Schnittstelle, Nahtstelle, Übergang vom Heim, vom Krankenhaus nach Hause sichergestellt ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Wollen Sie aus Eigenem noch etwas darstellen?

Bitte, tun Sie das.

Generaloberin Staudinger: Nein.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich gebe Ihnen dazu Gelegenheit. Das ist Ihnen überlassen, ob Sie meinen, noch etwas Wesentliches beitragen zu können.

Generaloberin Staudinger: Vielleicht, was ich schon noch gerne sagen möchte ist, dass wir im Bereich des Pflegedienstes in den letzten Jahren im Rahmen von Organisationsentwicklungsprozessen, im Rahmen von Personalentwicklungsprozessen sicherlich eine enorme Aufbauarbeit geleistet haben. Im gesamten Wiener Krankenanstaltenverbund, aber auch in den Geriatriezentren des Krankenanstaltenverbundes. 

Ich habe die Zahlen schon genannt, wie wir versucht haben, nicht nur Dienstposten zu vermehren, sondern auch Personal zu vermehren. Ich kann vielleicht noch einmal die Ausbildungsoffensive erwähnen. Die Stadt Wien, der Wiener Krankenanstaltenverbund ist der größte Schulerhalter Österreichs, was die Krankenpflegeausbildung anbelangt. Wir verfügen über 2 000  Ausbildungsplätze, die wir Gott sei Dank auch immer besetzen können durch diverse Imagekampagnen, weil Pflege ist momentan kein sehr moderner Beruf.

Ich möchte noch erwähnen, dass wir vor allem im geriatrischen Bereich den zweiten Bildungsweg, also eine berufsbegleitende Ausbildung für so genannte Quereinsteiger, die vorher einen anderen Beruf gemacht haben, anbieten. Sozusagen eine Ausbildung bei Bezahlung, bei Fortzahlung der Bezüge im Dienstverhältnis. Und dass wir auch darauf schauen, dass wir Pflegehelfer selbst ausbilden. Jetzt läuft gerade wieder so eine Ausbildungsoffensive, um wirklich auch qualifizierte Mitarbeiter für den Bereich der Geriatrie gewinnen zu können.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, dass Sie das alles gesagt haben. 

Noch eine kleine Randfrage. Es wurde bei der Vernehmung des Zeugen Pelikan vom Einsatz von Zivildienern gesprochen. Wie sehen Sie die Beschäftigung von Zivildienern im Pflegebereich? Ist das sehr begrenzt? Ist es möglich oder eher sehr eingeschränkt?

Generaloberin Staudinger: Die Beschäftigung von Zivildienern im Pflegedienst sehe ich als sehr beschränkt möglich. Denn Pflege ist an sich ein Beruf, der in der Pflegehilfe eine einjährige Ausbildung erfordert, im Bereich des diplomierten Pflegepersonals eine dreijährige Ausbildung erfordert. Hier ist natürlich auf Grund der Ausbildung ein dementsprechendes Profil dann auch, das für den Heimbewohner, für den Patienten geleistet werden muss. Das kann ein Zivildiener in der Pflege sicherlich nicht abdecken.

Vorsitzender Dr. Körber: Es gibt sicherlich auch im Pflegedienst Leistungen, die nicht eine besondere Ausbildung notwendig machen, z.B. Zubringertätigkeiten, etc. Ist in der Richtung schon der Einsatz von Zivildienern tunlich?

Generaloberin Staudinger: Ja. Das wollte ich gerade sagen, dass zur Unterstützung natürlich für den Bereich der Pflege Zivildiener im Rahmen der Beschäftigung, im Rahmen der Begleitung, im Rahmen der Kommunikation, im Rahmen der Gesprächsführung, für Spiele, im Rahmen von Aktivierungsprogrammen hier sicherlich Potential ist, um vor allem die normale Tagesstruktur mit den Heimbewohnern besser bewältigen zu können und eine Entlastung des Pflegepersonals durchaus möglich ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Wir haben heute die FPÖ-Seite vereinbarungsgemäß am Fragerecht.

Bitte, Frau GRin Trammer.

GRin Trammer: Frau Generaloberin Staudinger, danke schön für Ihre Ausführungen. Ich konnte entnehmen, dass Sie sich als Generaloberin des Krankenanstaltenverbundes unter anderem verantwortlich zeichnen für die strategische Planung und für das Qualitätsmanagement. Ist das richtig?

Generaloberin Staudinger: Ja, das ist richtig.

GRin Trammer: Sie nehmen also im KAV eine Führungsposition ein?

Generaloberin Staudinger: Ja, das ist richtig.

GRin Trammer: Sie stehen ganz oben in der Pflegehierarchie?

Generaloberin Staudinger: Ich stehe jetzt nicht mehr in der Pflegehierarchie ganz oben, aber ich bin für die Pflege, für die Entwicklung von Pflegekonzepten, von Personalkonzepten nach wie vor verantwortlich.

GRin Trammer: Ist es richtig, dass Sie bis 2001, wie Sie ausgeführt haben, weil Sie die Kontrolle der Pflege übernommen haben, ganz oben in der Pflegehierarchie gestanden sind?

Generaloberin Staudinger: Das ist richtig.

GRin Trammer: Da Sie eine Führungsposition einnehmen im KAV, kann ich also annehmen, dass Sie auch mit den Bestimmungen des Krankenpflegegesetzes vertraut sind?

Generaloberin Staudinger: Ja.

GRin Trammer: Sind Sie besonders vertraut mit dem § 72 Abs. 1 und 2 des Krankenpflegegesetzes?

Generaloberin Staudinger: Ich weiß jetzt nicht alle Paragraphen auswendig. Aber wenn Sie ihn mir sagen.

GRin Trammer: Ja, ich helfe Ihnen sehr gerne. Da geht es um die Sonderausbildung von Führungspersonen, das haben Sie ausgeführt, dass Sie das mitgemacht haben. Unter anderem auch um Berufskunde und Ethik. 

Meine Frage dazu: Was wird im Bereich des Ethikunterrichtes gelehrt?

Generaloberin Staudinger: Im Bereich des Ethikunterrichtes wird vor allem die Pflegeethik nach Florence Nightingale gelehrt. Es geht hier um den Schutz des Menschen. Es geht um die Wahrung der Rechte des Menschen. Es geht darum, Gesundheit zu fördern, Krankheit zu verhindern und Gesundheit wieder herzustellen. Das sind die Grundregeln nach Virginia Henderson und das sind die ethischen Grundregeln für den Bereich der Gesundheits- und Krankenpflege, trifft sowohl den Gesunden und Kranken und trifft vor allem den uns anvertrauten Klienten. Ob das jetzt der Patient oder der Heimbewohner ist, ist im Prinzip egal.

GRin Trammer: Ist es auch richtig, dass Sie zuständig sind für die strategische Planung der Gesundheits- und Krankenpflegeschulen?

Generaloberin Staudinger: Ja, das ist richtig.

GRin Trammer: Ist es richtig, dass Sie für die Erstellung von zukunftsorientierten Ausbildungszielen zuständig sind?

Generaloberin Staudinger: Ja, das ist richtig.

GRin Trammer: Haben Sie weiterhin die Aufsicht über die Pflegedirektoren?

Generaloberin Staudinger: Das ist nicht richtig. Ich habe nicht mehr die Aufsicht über die Pflegedirektoren. Weil, wie ich bereits ausgeführt habe, auf Grund der neuen Struktur es eine Aufsicht bis in die Generaldirektion in diesem Zusammenhang nicht mehr gibt, auf Grund der Umstellung in der Struktur des Krankenanstaltenverbundes.

GRin Trammer: Aber bis 2001 war das so?

Generaloberin Staudinger: Ja.

GRin Trammer: Den § 4 des Krankenpflegegesetzes kennen Sie? 

(Diskussion.)

Generaloberin Staudinger: ...

GRin Trammer: Ich helfe Ihnen sehr gerne, das ist kein Problem. Da geht es darum, dass Angehörige der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe ihren Beruf ohne Unterschied der Person gewissenhaft auszuüben haben. Sie haben das Wohl und die Gesundheit der Patienten, Klienten und pflegebedürftigen Menschen unter Einhaltung der hiefür geltenden Vorschriften und nach Maßgabe der fachlichen und wissenschaftlichen Erkenntnisse und Erfahrungen zu wahren.

Generaloberin Staudinger: Das sind die Berufspflichten, die im § 4 – dankenswerterweise haben Sie mir jetzt geholfen – festgeschrieben sind.

GRin Trammer: Sind Sie der Meinung, dass das Wohl und die Gesundheit der pflegebedürftigen Menschen gewahrt wurde in den Fällen, die wir hier untersuchen?

Generaloberin Staudinger: Ich bin der Meinung, dass grundsätzlich unser Krankenpflegepersonal, das arbeitet, die Berufspflichten sehr ernst nimmt. Ich weiß aber und ich konnte mich davon überzeugen, dass hier Fehler passiert sind. Ich denke, man muss auch zulassen, dass man aus Fehlern lernt. Ich bin überzeugt davon, dass jene Mitarbeiter, die Pflegemängel gemacht haben - warum und wie auch immer - sicherlich auf Grund dieser Erfahrung, wenn man das mit ihnen aufarbeitet, daraus lernt, Pflichten in Zukunft sicher ernst zu nehmen.

GRin Trammer: Das Krankenpflegegesetz, Frau Generaloberin, geht weiter. Sie geben mir sicher Recht, dass auch die Sorgfaltspflicht ein Teil des Krankenpflegegesetzes ist? Wurde hier die Sorgfaltspflicht verletzt?

Generaloberin Staudinger: Noch einmal: Wenn ich auf die Pflegemängel auf Pavillon I zurückkomme, dann sind hier nicht nur Pflegemängel gewesen, sondern es ist sicherlich auch eine Vernachlässigung der Sorgfaltspflicht gewesen. Das haben wir festgestellt bei vielen dieser Überprüfungen, die jetzt gelaufen sind. Aber auch hier, denke ich, muss es möglich sein, einen Lernprozess zuzulassen im Interesse der Heimbewohner, aber auch im Interesse der Mitarbeiter.

GRin Trammer: Das Krankenpflegegesetz geht aber weiter. Es verweist sogar auf die Haftung im Zivilrecht. Maßgeblich wäre der § 82 des Strafgesetzbuches, weil in diesem Fall BewohnerInnen in hilfloser Lage alleine gelassen wurden, sie konnten sich aus ihrer Lage nicht alleine befreien, um etwa das Bett zu verlassen oder auf das WC zu gehen oder andere Interessen wahrzunehmen. Zwar nicht auf Grund alleine ihres schlechten Gesundheitszustandes, sondern auch auf Grund mangelnder Betreuung. Geben Sie mir da Recht?

Generaloberin Staudinger: Ich möchte in diesem Zusammenhang auf den Bericht, der gestern von der Magistratsdirektion - Interne Revision ausgeschickt wurde, verweisen, in dem eine unabhängige Stelle die Überprüfung dieser Situation auf Pavillon I vorgenommen hat und hier ausschließlich festgeschrieben steht, dass keine strafrechtliche Handlung von dieser externen Prüfstelle in irgendeiner Art und Weise erkennbar gewesen ist.

GRin Trammer: § 88 des Strafgesetzbuches geht weiter. Es geht hier um eine Verletzung der Sorgfaltspflicht im Falle der fahrlässigen Körperverletzung. In einem Beispiel: Wenn durch ständige Bettruhe bzw. Verwenden von nicht notwendigen Inkontinenzprodukten körperliche Schäden, Dekubitalgeschwüre oder Ähnliches entstanden sind. Das wissen Sie auch?

Generaloberin Staudinger: Ich möchte jetzt gerne auf den Fall von Frau K. eingehen und auf das, was Sie jetzt gesagt haben. Aus rein pflegerischer Sicht, aus Expertensicht vielleicht noch einmal betonen, dass Frau K. sehr lange im Geriatriezentrum Am Wienerwald bereits Heimbewohnerin ist. Obwohl sie eine Dame ist, die relativ korpulent ist, die nicht sehr beweglich ist, das heißt, eine Risikopatientin ist, nur ein einziges Mal über 14 Tage einen Dekubitus zweiten Grades gehabt hat. Das heißt, wenn sie hier so vernachlässigt worden wäre, würden nicht nur Pflegemängel, sondern eklatante Pflegefehler erkennbar sein und die sind bei Frau K. nicht erkennbar gewesen.

GRin Trammer: Wo nehmen Sie die Aussage her, dass die Frau K. früher keinen Dekubitus gehabt hat? Haben Sie sich die gesamten Krankendokumentationen und Pflegeanamnesen der Frau K. über mehrere Jahre angeschaut?

Generaloberin Staudinger: Es gibt von der Frau K. insgesamt vier große Ordner Patientendokumentation und die aktuelle Patientendokumentationsmappe. Ich habe sie mir durchgesehen im Detail und habe entdeckt, dass, nachdem diese Überprüfung stattgefunden hat, nachdem die Frau K. regelmäßig herausgesetzt wurde – ich habe sie übrigens auch dreimal besucht und mit ihr gesprochen, dass sie dann zu einem Zeitpunkt 14 Tage lang eine Rötung am Oberschenkel hatte, genau beschrieben, in der Dokumentation, genau vermerkt, eine kleine Blasenbildung, die nach 14 Tagen auf Grund der Pflege abgeheilt ist. 

GRin Trammer: Was ist jetzt der Umkehrschluss? Man hätte sie im Bett lassen müssen, damit sie dann keinen Dekubitus bekommt? Oder war es ein Pflegefehler, sie nicht richtig in den Rollstuhl gesetzt zu haben?

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Trammer! Das sind jetzt eigentlich medizinische Fragen, die Sie an die Zeugin richten. Das ist nicht Gegenstand, was die Zeugin wissen kann.

GRin Trammer: Ich denke schon, Herr Vorsitzender, weil eine Pflegeanamnese, Pflegediagnosen, Pflegeplanung, all das ist Teil des Krankenpflegegesetzes und all das ist Teil des Berufsbildes Krankenpflege.

Man muss schon über die Pflegefehler und über die Ursachen und über die Lagerung Bescheid wissen. Da ich selber Krankenschwester bin, kann ich das in diesem Falle durchaus sagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Mag schon sein, dass Sie in dieser Richtung Recht haben. Ich weise nur darauf hin, Ihre Fragen gehen eigentlich dahin, wie da strafrechtliche Komponenten enthalten sind und das müssen wir wohl dem Staatsanwalt und dem Richter überlassen, das können wir hier schwerlich in der Untersuchungskommission entscheiden. Aber bitte, wenn Sie noch eine Frage haben.

GRin Trammer: Ja, das ist richtig. Aber ich wollte nur bewusst machen, ob die Frau Generaloberin Staudinger sich all dieser Konsequenzen bewusst ist, weil sie sich für das Qualitätsmanagement verantwortlich zeigt.

Dann gehe ich weiter in meiner Frage. Sind Sie sich bewusst, dass des Weiteren auch möglicherweise eine Verletzung der Menschenrechte stattgefunden hat und zwar eine Verletzung der Bundesverfassung im Sinne der Europäischen Menschenrechtskonvention?

Generaloberin Staudinger: Ich weiß nicht, worauf Sie jetzt anspielen. Aber ich kann keine Verletzung der Menschenrechte bei der Pflege der Frau K. und bei der Pflege der Heimbewohner auf Pavillon I feststellen. Ich möchte noch einmal auf das Gutachten von der Magistratsdirektion - Interne Revision verweisen, die hier sehr klare Aussagen dazu schriftlich bereits getätigt hat. Das ist eine unabhängige Stelle, die hier geprüft hat. 

GRin Trammer: Die Europäische Menschenrechtskonvention im Art. 3 sagt: Eine Verletzung der Menschenwürde. Sehen Sie es nicht als eine Verletzung der Menschenwürde, wenn ab 15 Uhr zur Bettruhe verpflichtet wird, Inkontinenzprodukte verwendet werden, obwohl der Patient nicht inkontinent ist, die Intimsphäre nicht gewahrt wird, mit schmutziger Kleidung, schmutzigen Fingernägeln, ungewaschenen Haaren in einem 8‑Bett-Zimmer verbringen muss? Das ist für Sie nicht Verletzung der Menschenwürde?

Generaloberin Staudinger: Ich möchte vielleicht noch einmal auf die Bettruhe eingehen und noch einmal auf die Situation der Inkontinenzprodukte eingehen.

Ich habe erwähnt, dass ich Frau K. dreimal besucht habe. Zweimal war sie aus dem Bett, einmal war sie im Bett. Als sie aus dem Bett war, habe ich sie gefragt, wie es ihr geht und was sie gerne möchte. Da hat sie mir erklärt, sie möchte gerne ins Bett hinein. Als sie im Bett gelegen ist, hat sie mir erklärt, sie möchte aus dem Bett heraus. Das sind legitime Ansprüche und das erlebe ich nicht nur bei der Frau K. 

Zu den Inkontinenzprodukten wäre zu sagen, dass die Frau K. inkontinent ist und dass sie auf Grund des Standards, den das Geriatriezentrum Am Wienerwald hat und der dort verwendeten Produkte ein adäquates Inkontinenzprodukt hat für die Versorgung ihrer Bedürfnisse.

GRin Trammer: Ist es richtig, dass bei der Verwendung von Inkontinenzprodukten im KAV es verschiedene Größen von Inkontinenzprodukten gibt, Fassungsvermögen 500 ml, 1000 ml und 1500 ml?

Generaloberin Staudinger: Es ist richtig, dass es verschiedene Inkontinenzprodukte mit diesem Fassungsvermögen, das Sie genannt haben, gibt. Es gibt auch verschiedene Inkontinenzsysteme. Es gibt so genannte offene Systeme, das sind Systeme, wo mit Windeln und Netzhöschen gearbeitet wird. Dann gibt es so genannte geschlossene Systeme, wo im geschlossenen System der Patient inkontinenzmäßig versorgt wird und hier richtet man sich nach den Bedürfnissen der Patienten, nach dem Hautzustand der Patienten und nach der Mobilität der Patienten.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Trammer! Wir haben in der Vorsprechung der Fraktionen gesagt: Erste Runde 10 Minuten ein jeder. Jetzt sprechen Sie bereits 20 Minuten. Ich bitte also jetzt um eine letzte Frage.

GRin Trammer: Nach Aussagen von Mitarbeitern sind sie angehalten worden seitens einer Schulungsoffensive des KAV, Inkontinenzprodukte so lange zu verwenden – da soll es ein Markerl geben – bis dieses Markerl anzeigt, dass die Windel – umgangssprachlich – voll ist. Da gibt es einen Kontrollstreifen und man darf vorher nicht wechseln. Das heißt, wenn das Inkontinenzprodukt nicht voll ist, dann bitte nicht wechseln, so lange warten, bis das Streiferl anzeigt „voll“. Man hat den Mitarbeitern gesagt, man hat dadurch eine Einsparungsmaßnahme seitens des KAV von damals 8 Millionen ATS erzielen können.

Ist das richtig?

Generaloberin Staudinger: Der Standard im Rahmen der Inkontinenzversorgung lautet - und deswegen haben wir solche Inkontinenzprodukte mit einem Indikatorstreifen angefordert, dass jedenfalls, wenn der Indikatorstreifen am höchsten Punkt ist, gewechselt werden muss und dass es nicht so ist, dass erst gewechselt werden darf, wenn der Indikatorstreifen am höchsten Punkt ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Zeugin. Danke Frau GRin Trammer.

Es war eine Frage von Herrn Lindenmayr, bitte.

GR Lindenmayr: Es war von Dekubitus die Rede. Was mich grundsätzlich interessiert, ist, wie hoch da überhaupt die Rate im Bereich der Gemeinde Wien oder in den Geriatriezentren ist? Wie ist das im Vergleich mit den Bundesländern oder außerhalb Österreichs?

Generaloberin Staudinger: Wir liegen sowohl in den Krankenanstalten als auch in den Geriatriezentren in einem österreichweiten Durchschnitt. Es hat einmal eine PRINZ-Studie, also eine Prävalenz- und Inzidenzstudie 1996 von der Firma KCI Austria gegeben, wo sich herausgestellt hat, dass in den Akutkrankenanstalten knapp über 10 % die Dekubitusrate ist und in Langzeitpflegeeinrichtungen knapp über 16 % ist. Da liegen wir in diesem Durchschnitt drinnen. Wobei alle diese Studien und alle diese Raten – und das möchte hier aus fachlicher Sicht durchaus schon zu bedenken geben – natürlich vom Patienten abhängig ist. Ich kann jetzt nicht sagen, das ist eine sehr hohe Rate oder eine sehr niedrige Rate, sondern Dekubitus kann man sehr gut einschätzen z. B. mit der Nortonskala, hier gibt es verschiedene Kriterien: Alter des Patienten, Körpergewicht des Patienten, Erkrankungen des Patienten, Mobilitätsgrad des Patienten, das heißt, von dem ist es abhängig, ob ein Patient dekubitusgefährdet ist oder nicht. Ich halte solche Prozentsätze für nicht wirklich zielführend, um Ergebnisqualität messen zu können. Ich halte es für zielführender, eine individuelle Einschätzung z.B. im Rahmen der Nortonskala zu machen und hier zu schauen: Wie gefährdet ist der Patient und wie kann ich durch dementsprechende, nachgeordnete Hilfsmittel, Lagerungshilfsmitteln, was auch immer, Hautpflege Dekubitus verhindern.

GR Lindenmayr: Vor drei Wochen habe ich in „Wien heute“ einen Bericht gesehen von einem Besuch der Frau Stadträtin im Geriatriezentrum. Die Teilnehmer, die befragt worden sind im Fernsehen, haben davon gesprochen, dass der „Papierkram“ schon etwa 45 % der Zeit benötigen würde.

Was genau ist mit diesem „Papierkram“ gemeint? Ich nehme an, da geht es um diese Pflegedokumentation. Was genau muss so eine Pflegedokumentation leisten? Was steht da alles drinnen?

Generaloberin Staudinger: Es ist sicher unter anderem auch die Pflegedokumentation gemeint. In der Pflegedokumentation hat im Rahmen der Pflegeplanung die Pflegeanamnese, die Pflegediagnose, das Aufnehmen der Bedürfnisse des Patienten zu stehen, es hat die Maßnahmenplanung der Pflege hier Platz zu finden und es hat jedenfalls der Bericht hier Platz zu finden, sowohl in der direkten Pflege, in der so genannten Grundpflege, als auch dokumentiert werden muss, was im mitverantwortlichen Bereich vom Arzt angeordnet und der Schwester durchgeführt werden muss. Es muss selbstverständlich den so genannten Durchführungsnachweis geben, der hier auf Grund dieses Anlassfalles, dieser berechtigten Kritikpunkte, wo die Dokumentation nicht vollständig war. Das ist der eine Teil der Administration.

Es gibt natürlich zusätzlich immer mehr Administrationsaufwand durch bestimmte gesetzliche Bestimmungen, wo etwas festgeschrieben werden muss. Also, die Hygieneprogramme - das muss dokumentiert werden im Rahmen der Sicherheitsbestimmungen - das ist zu dokumentieren. Es ist nicht ausschließlich die Pflegedokumentation oder die Patientendokumentation, sondern es sind natürlich auch die anderen Dokumentationserfordernisse, die auf Grund gesetzlicher Bestimmungen eingefordert werden. Das ist natürlich schon eine große Belastung auch für das Pflegepersonal. Aber nicht nur für das Pflegepersonal, auch für das ärztliche und für das therapeutische Personal.

GR Lindenmayr: Das heißt, es gibt vermutlich auch eine ärztliche Dokumentation? Was muss dort alles drinnen stehen?

Generaloberin Staudinger: In der ärztlichen Dokumentation müssen jedenfalls diagnostischen Maßnahmen und die therapeutischen Maßnahmen, vor allem die Anordnungen des Arztes beinhalten sein. Es müssen Untersuchungsergebnisse beinhaltet sein. Es muss, so wie in der Pflege, auch im ärztlichen Bereich eine Anamnese, ein Status gemacht werden. Es gibt auch hier jede Menge zu berichten über den Zustand des Heimbewohners, respektive des Patienten.

GR Lindenmayr: Wir haben schon über die Personalsituation gehört. Jetzt nehme ich an, es wird auch Krankenstände und Ähnliches geben. Wie wird so etwas kompensiert? Wenn z.B. eine Grippewelle ist oder Ähnliches?

Generaloberin Staudinger: Krankenstände können derzeit nur durch so genannten innerbetrieblichen Personalausgleich kompensiert werden oder müssen kompensiert werden durch die Anordnungen von Mehrdienstleistungen, also, sprich, durch die Anordnungen von Überstunden in der Geriatrie.

Im Akutbereich gibt es natürlich auch die Möglichkeit, dass man unter Umständen Leistungen zurücknimmt. Das geht im geriatrischen Bereich nicht.

GR Lindenmayr: Gibt es da Vergleiche zu privaten Einrichtungen? Wie handhaben die das bei zu wenig Personal oder Krankenstände oder Ähnlichem? Ist das genauso wie im städtischen Bereich oder ist das anders?

Generaloberin Staudinger: Der private Bereich ist insofern etwas anders gelagert und diese Erfahrung kann ich hier einbringen auf Grund der Mitarbeit in den Arbeitskreisen, die sich wienweit mit der Personalsituation in der Pflege beschäftigen, dass primär der Personalstand in anderen geriatrischen Einrichtungen niedriger ist als im Wiener Krankenanstaltenverbund und daher private Einrichtungen häufig mit so genanntem Poolpersonal arbeitet, also sich Pooldienste vom Markt einkaufen. Das ist etwas, was der Wiener Krankenanstaltenverbund derzeit nicht praktiziert. Daher erfolgt der innerbetriebliche Personalausgleich zuerst einmal innerhalb der Abteilung, dann innerhalb des Hauses. Im Geriatriezentrum innerhalb des Pavillons I, innerhalb des gesamten Geriatriezentrums Am Wienerwald, aber durchaus auch hausübergreifend innerhalb des Wiener Krankenanstaltenverbundes.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke schön, Herr Vorsitzender. Frau Generaloberin Staudinger! Eine Rückmeldung für die Art und Weise, wie Sie uns immer wieder Ihre Arbeit präsentieren. Wir hören in der Geriatriekommission, im Gesundheitsausschuss oft sehr gut aufgebaute, auch multimedial unterstützte Präsentationen der Pflege im Krankenanstaltenverbund, zuletzt in der Geriatriekommission am vergangenen Mittwoch.

Es war nur zu schade, Frau Generaloberin, dass Sie dann gegangen sind. Sie haben uns eine durchaus imponierende Aufstellung, wie Sie es mit den Arbeitszeitmodellen, mit der Pflege halten oder halten wollen, gegeben. Dann waren Sie weg und das war sehr schade, weil dann hat der Herr Dr. Vogt gesprochen. Sie wissen, das ist der Pflegeombudsmann der Frau Stadträtin. Dann haben wir über Fakten Tacheles gesprochen.

Weil Sie nicht da waren, will ich Ihnen jetzt zwei, drei Kleinigkeiten aus diesem Bericht doch noch nachtragen, damit Sie es auch präsent haben. Herr Dr. Vogt hat von einer Zwei‑Klassen‑Pflege in Wien gesprochen. Nicht etwa im bösen Kapitalismus, sondern innerhalb der öffentlichen Einrichtungen. Zwei‑Klassen‑ Pflege, da ist es wunderbar in Favoriten und in Floridsdorf und ziemlich schlimm im GZW, in Baumgarten und in Liesing. Zum selben Preis für alle Betroffenen, für alle Beteiligten.

Dann hat er davon gesprochen, dass das Dienstrecht für das Personal ein einziger Hürdenlauf, ein einziger Maulkorberlass ist. Dass es kaum möglich ist, hier ohne Sorge seine Probleme, seine Vorstellungen, seine Sorgen einzubringen und dass es Hierarchieebenen ... (Zwischenruf) Die Frau Staudinger würde ich gerne fragen, wenn sie es wüsste, sie war nicht da, jetzt muss ich es ihr doch sagen, was. Ich stelle sie dann, Frau Dr. Neck-Schaukowitsch 

Dass es neun Hierarchieebenen gibt zwischen der untersten und der obersten in der Pflege. Bis man zu Ihnen kommt muss man durch neun Hierarchieebenen, und dass Mängel verschleiert werden und falsch dargestellt, vor allem im Bezug auf die Personalausstattung. 

So, wie Sie es heute gesagt haben, Frau Generaloberin, unterstreicht das für mich diese Situation. Man braucht sich nur anschauen, was die Frau Stadträtin mir im Juli dieses Jahres geantwortet hat, was die Personalausstattung im GZW betrifft. Da sind auf 100 Bewohner und Bewohnerinnen 50  Krankenpflegefachkräfte und Pflegehelfer angegeben. Das sind wohl, nehme ich an, valide Zahlen, die sich doch von denen unterscheiden, die Sie uns heute gesagt haben.

Ich frage Sie jetzt, Frau Generaloberin, als erste Frage: Wie stehen Sie zu den Erfahrungen, die Herr Dr. Vogt in der Realität der Geriatriezentren gemacht hat?

Generaloberin Staudinger: Ich kenne den Herrn Dr. Vogt sehr lange und er wird, wenn er Ihnen das gesagt hat, diese Erfahrungen gemacht haben. Ich hätte nur sehr gerne auch und werde das sicher nachholen, mit dem Herrn Dr. Vogt gesprochen, ob er auch sagen kann, wo das genau war. Denn wenn wir uns vornehmen, aus Fehlern, aus Missständen, wie immer man es bezeichnen will, zu lernen, denke ich mir, ist es wichtig, dass man dort ansetzen muss, wo die Mitarbeiter das als so gravierend empfinden. Ich denke, man wird dieser Sache, diesem Vorwurf, dieser so einschneidenden Situation sicherlich nachgehen.

Ich kann nur die neun Hierarchieebenen nicht ganz nachvollziehen, aber ich werde mich auch hier schlau machen um daraus zu lernen, was hier alles zur Hierarchie gezählt wird. 

GRin Dr. Pilz: Sie haben eine gute Gelegenheit, mit Dr. Vogt zu reden, leider verpasst, obwohl Sie wussten, dass er in die Geriatriekommission kommt. Sie waren einfach vorher weg und das ist das Problem.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, ich bitte um die nächste Frage und nicht einen Vortrag. Sie haben jetzt das Fragerecht, aber nicht das Vortragsrecht. Bitte sehr, wenn Sie weiter konkrete Fragen stellen.

(Diskussion)
GRin Dr. Pilz: Herr Dr. Vogt hat gesagt, dass das Arbeitsklima in den öffentlichen Geriatriezentren gekennzeichnet ist, im Gegensatz zu den privaten, von Depression, Inaktivität, Selbstmitleid und Entmutigung und dass Vorschläge zur Veränderung der Situation zu nichts führen.

Was sagen Sie denn dazu?

Generaloberin Staudinger: Ich kenne viele Mitarbeiter, die direkt in der Praxis arbeiten, die weder demotiviert noch entmutigt noch frustig sind, sondern die sehr gerne ihren Job machen und die engagiert in der Geriatrie arbeiten. 

Ich möchte nochmals betonen und das ist mir wirklich ein Anliegen, ich werde das Nachfolgegespräch mit dem Herrn Dr. Vogt sicher suchen. Ich habe übrigens eine Woche vor der Geriatriekommission den Dr. Vogt gemeinsam mit dem Herrn Generaldirektor besucht, um uns mit dem Herrn Dr. Vogt auseinander zu setzen, welche Erfahrungen er schon gemacht hat und eine Woche vor der Geriatriekommission hat er uns dieses Ziel in einem persönlichem Gespräch von eineinhalb Stunden nicht so geschildert. Aber ich werde das gerne nachholen, um mir dieses Bild noch einmal schildern zu lassen und darauf anzusetzen, um hier wirklich das aufarbeiten zu können, was wahrscheinlich berechtigt von den Mitarbeitern gekommen ist.

GRin Dr. Pilz: Seine Einschätzung, dass es Zwei-Klassen-Pflege gibt, hier wunderbar, dort ziemlich ärmlich, erbärmlich im 8‑Bett-Zimmer, teilen Sie das?

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Zeugin! Bitte, antworten Sie schlicht mit einem Ja oder Nein. Damit ist die Frage kurz beantwortet, weil es auch eine kurze Frage war.

Generaloberin Staudinger: Man kann sie schon kurz beantworten, es ist so, schlicht und einfach. Dort ist der Hotelstandard so und dort ist er so.

(Zwischenruf)
GRin Dr. Pilz: Diskutieren Sie das dann mit dem Dr. Vogt.

Ich komme schon zu einem anderen Faktum. Sie haben selber heute diese PRINZ-Studie erwähnt. Sie haben selber gesagt, dass Sie bis 2001 auch zuständig für Kontrolle und Aufsicht waren. Diese PRINZ-Studie hat an sich das Licht der Öffentlichkeit nicht sehr erreicht. Sie kennen die Zahlen besser als ich. 17 % der Bewohner im GZW hatten Dekubitus während die Studie durchgeführt wurde im Jahre 1996, im Stadium III oder IV. Rund 30 % der BewohnerInnen mit Dekubitus wurden in Summe, also derer, die Dekubitus hatten, auf normalen Matratzen in normalen Betten gelagert. 

Sie haben jetzt gesagt, man stellt ganz individuell ein, man untersucht jeden Fall und geht dann nach bestem Wissen und Gewissen vor.

In dieser PRINZ-Studie, Frau Generaloberin, kommt einem das nackte Entsetzen. Der Großteil der Bewohner und Bewohnerinnen wird völlig falsch gelagert, selbst Dekubitus im Stadion III oder IV gab es noch auf normalem Schaumstoff und auf Würfelmatratzen. Sie waren damals zuständig, was haben Sie gemacht?

Generaloberin Staudinger: Erstens möchte ich dazu sagen, dass diese Studie von der Firma KCI - Austria gemacht wurde. Das ist jene Firma, die vorrangig die Dekubitus-Hilfsmittel, Spezialmatratzen, die Dekubitus-Betten betreibt. Ich möchte hier niemand etwas unterstellen, ich möchte das nur feststellen, dass diese Studie über diese Firma gelaufen ist. Das ist das eine.

Das Zweite ist, Dekubitus-Prophylaxe und Dekubitus-Versorgung muss natürlich mit diversen Hilfsmitteln wie Lagerungsbehelfen, Schaumstoffmatratzen, sonstigen speziellen Gelmaterialien passieren, aber es erfordert nicht, dass auch bei einem aufgetretenem Dekubitus jeder Patient in einem hiefür eigenen Bett liegt. Lagerung und Mobilisation ist immer noch eines der besten Hilfsmittel zur Beseitigung eines Dekubitus bzw. zur Dekubitus-Prophylaxe.

GRin Dr. Pilz: Jemand im Dekubitus-Stadium III oder IV auf einer normalen Krankenhausmatratze zu lagern, kann man als Kunstfehler bezeichnen, Frau Generaloberin Staudinger. Man hat nicht etwa den Verhältnissen abgeholfen, sondern - 2001 waren Sie auch noch zuständig für Aufsicht und Kontrolle - haben Pelikan und Frau Dr. Rosenberger-Spitzy weitere 70 der geleasten ADS, also Anti-Dekubitus-Systeme, aus dem Geriatriezentrum Am Wienerwald abgezogen. Abgezogen! Man hat eingesammelt aus Kostenersparnis.

Warum hat man das gemacht?

Generaloberin Staudinger: Es war sicherlich die Entscheidung der Kollegialen Führung, auf Grund der Bedarfssituation an Hilfsmitteln im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Es ist die Kompetenz der Kollegialen Führung, zu entscheiden, welche Hilfsmittel werden angewendet, in welcher Zahl werden die Hilfsmittel angewendet bzw. wie schaut der Standard der Dekubitusversorgung in der betreffenden Einheit, in dem betreffenden Geriatriezentrum aus?

GRin Dr. Pilz: Der Ethikbeirat des GZW, Frau Generaloberin, hat das ganz anders gesehen. Der hat im September 2001, da waren Sie noch zuständig, Folgendes in Sorge um diese Situation gesagt: Die Verantwortung für den Einsatz von ADS-Systemen liegt beim betreuenden Team entsprechend den aktuellen Richtlinien des GZW. Es ist ethisch nicht vertretbar, dass bei vermeintlich infauster Prognose, also, bei aussichtloser Prognose, einem Patienten nur aus Kostengründen die notwendigen medizinischen und pflegerischen Erfordernisse vorenthalten werden.

Frau Generaloberin! Wie können Sie das verantworten und was haben Sie dem Ethikbeirat geantwortet?

Generaloberin Staudinger: Dieser Ethikbeirat ist ein Beirat des Geriatriezentrums Am Wienerwald. Das sind Unterlagen, die intern im Geriatriezentrum Am Wienerwald behandelt werden. Das heißt, ich kenne diesen Bericht des Ethikbeirates nicht, aber ich gehe davon aus, dass die Kollegiale Führung des Hauses sehr wohl sorgsam abgewogen hat, welche Dekubitusmittel eingesetzt werden und nicht nur aus finanziellen Gründen die Anschaffung bzw. die Anmietung von Dekubitus-Systemen reduziert hat.

GRin Dr. Pilz: Das heißt, so ein hochrangiges Gremium, mit so einer Besorgnis erregenden Feststellung, ist nicht bis zu Ihnen durchgedrungen? Sie haben das weder gehört noch gewusst noch reagiert? Ich spreche davon, dass das 2001 war, wo Ihre Zuständigkeit gegeben war und Sie können nicht ausschließen, dass aus Kostengründen diesen Patienten und Patientinnen das notwendige System vorenthalten wurde? Wie schaut das aus?

Generaloberin Staudinger: Ich gehe davon aus, dass alle Führungskräfte im Wiener Krankenanstaltenverbund auf Grund ihrer Funktion im Rahmen ihrer Verantwortlichkeit handeln. Es gibt im Rahmen der Kollegialen Führung sehr wohl gute Führungskräfte, die darüber entscheiden, welche Instrumente vor Ort im Haus zur Betreuung der Patienten angewendet werden.

GRin Dr. Pilz: Ich hätte es gerne konkrete, Frau Generaloberin.

Wussten Sie von diesem Papier des Ethikbeirates? Und wenn nein, wie können Sie das mit Ihrem Zugang zur Kontrolle in Beziehung setzen? Können Sie – noch einmal – ausschließen, dass aus Kostengründen jemand ein ADS verweigert wurde?

Generaloberin Staudinger: Erstens ich kenne dieses Papier nicht, weil es auch nicht zu den Richtlinien gehört, dass alle diese Papiere von der Kollegialen Führung oder damals auch nicht zu den Richtlinien gehört hat, dass alle diese Papiere, alle Ergebnisse aus Kommissionen an die Generaldirektion, an die Direktion Kranken- und Altenpflege weiterzuleiten waren, weil es – konkret jetzt auf die Pflege bezogen – im Rahmen der Stellenbeschreibung der Pflegedirektion festgeschrieben ist, dass für die Aufsicht der Pflege vor Ort, für die Kontrolle der Pflege vor Ort, der Pflegedirektor, die Pflegedirektorin zuständig ist.

Ich möchte nicht ausschließen, dass das aus finanziellen Gründen, das maße ich mir nicht, an zu sagen, ich kann jetzt für alle ausschließen, dass aus finanziellen Gründen irgendetwas nicht angeschafft wurde. Ich kenne nur die Pflegedirektoren der Geriatriezentren und der Krankenhäuser lange genug und ich kenne die Kollegialen Führungen, dass sie sehr wohl in Abwägung von Effizienz, Effektivität und Qualität die Mittel, die sie zur Verfügung haben, im Interesse der Heimbewohner einsetzen.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz! Sie kommen an Ihr Zeitlimit für die erste Runde. Wenn Sie bitte noch eine letzte Frage stellen.

GRin Dr. Pilz: Letzte Frage, auch noch zu diesem Zusammenhang.

Sie finden das in Ordnung, dass Sie das nicht gewusst haben? Wenn Sie es gewusst hätten, was hätten Sie denn dann getan als unabhängige Kontrollorin?

Generaloberin Staudinger: Ich möchte noch einmal betonen, dass es nicht vereinbart war, dass alle Protokolle aller Sitzungen, die hausintern laufen, an mich weitergeleitet werden. Wenn mir so ein Protokoll, aus welchen Gründen immer, zugegangen wäre, hätte ich sicherlich das Gespräch mit der Kollegialen Führung gesucht, um das aufzuklären.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Es war hier ein Antrag auf Berichtigung.

GRin Klicka: Danke, Herr Vorsitzender! 

Ich möchte nur richtig stellen, dass ... 

GR Dr. Serles: Zur Geschäftsordnung. Ist das jetzt eine Wortmeldung oder ist das eine Meldung zur Geschäftsordnung? Weil wir an sich eine fixe Reihenfolge haben. (Diskussion)
Vorsitzender Dr. Körber: Danke, dass Sie für Heiterkeit gesorgt haben.

GRin Klicka: Ich wollte zur Sitzung der Geriatriekommission als Vorsitzende nur feststellen, dass ich eingangs um Umreihung der Tagesordnung ersucht habe, dass das Einverständnis aller Fraktionen, auch der Frau Dr. Pilz, vorgelegen ist und dass der Grund, warum die Frau Staudinger weg musste, eine Fernsehaufnahme war und nicht ein Privatgrund oder ein dienstlicher Grund, der hätte verschoben werden können. Sondern es waren die Medien, die sozusagen auch eine Fachperson aufnehmen und sprechen wollten. Diese Umreihung hat mit dem Einverständnis aller Fraktionen stattgefunden. 

Das wollte ich nur als tatsächliche Berichtigung mitteilen. Die Frau Staudinger war weder desinteressiert, noch wollte sie dem Herrn Dr. Vogt nicht zuhören. Es wird ihr natürlich das Protokoll, das gesamte Protokoll dieser Sitzung übermittelt, so dass sie auch Stellung dazu nehmen kann. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist damit Ihre Wortmeldung beendet? Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Danke, Herr Vorsitzender. Frau Generaloberin! Die Frau Kollegin Dr. Pilz hat angeführt, dass Herr Dr. Vogt uns gesagt hat, wie unzufrieden und teilweise deprimiert die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind. Ich kann aus meinen Erfahrungen der letzten Monate in Vier-Augen-Gesprächen sagen, ich höre das genau so.

Jetzt hat es 2001 eine Mitarbeiterzufriedenheits-Befragung gegeben, wo bei der ersten Sitzung der Herr Dr. Serles vorgelesen hat, die unglaublich deprimierend ist, wo Mitarbeiter sagen, es kommt zu Repressalien und willkürlichen Entscheidungen, sie haben Angst vor Sanktionen, Gespräche werden nicht in sachlicher und ruhiger Form geführt, die Mitarbeiter werden abgekanzelt, niedergeschrieen, etc. Ich nehme an, Sie kennen diesen Bericht.

Jetzt frage ich Sie, was sagen Sie zu diesen Kritikpunkten?

Generaloberin Staudinger: Primär halte ich es für wichtig, dass so eine Mitarbeiterbefragung durchgeführt wurde. Es war für den Wiener Krankenanstaltenverbund Premiere, es war das erste Mal, das wir so etwas gemacht haben. Ich bin froh, dass wir sie gemacht haben, um den Mitarbeitern die Möglichkeit zu geben, rückzumelden, wie sie es ihnen geht. Dass wir betroffen gewesen sind über die Ergebnisse einzelner Häuser und das möchte ich hier schon ganz klar sagen, es ist im gesamten Krankenanstaltenverbund gelaufen und es gibt einzelne Häuser und dazu gehört das Geriatriezentrum Am Wienerwald, wo sichtlich die Unzufriedenheit sehr groß ist. 

Ich möchte aber nicht unerwähnt lassen, dass es auch Häuser gibt, wo die Mitarbeiterzufriedenheit sehr groß ist.

Es hat uns sehr betroffen gemacht und die Überlegung war: Was kann man gegen diese doch sehr hohe Unzufriedenheit im Geriatriezentrum Am Wienerwald machen? Es hat hier viele interne Gespräche gegeben, Überlegungen gegeben, wie man die Situation verbessern kann. Nachdem viele der Beschwerden so hausinterne Beschwerde gewesen sind, die sich wirklich auf eine einzelne Einheit beziehen, gibt es eine Vereinbarung mit den Kollegialen Führungen, denen selbstverständlich auch die Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung im Detail zur Verfügung gestellt wurden, wo wir gesagt haben, die sollen intern einmal schauen gemeinsam mit den Mitarbeitern und der Personalvertretung, was man vor Ort verbessern kann.

Die großen Gruppen der Verbesserungspotentiale wurden natürlich schon auch besprochen. Es gibt für mich zwei Ansätze, die sich relativ durchziehen. Das eine ist Teamarbeit und Teamentwicklung, die von den Mitarbeitern sichtlich als sehr unbefriedigend erlebt wird. Das Zweite ist Information und Kommunikation. Für die Teamentwicklung, denke ich mir, gibt es gute Möglichkeiten und gute Programme. Für die Information und Kommunikation, das ist etwas, das zieht sich wie ein roter Faden quer durch alle Befragungen. Das ist sicherlich schwieriger zu beheben und aufzulösen.

GRin Korosec: Jetzt frage ich Sie trotzdem noch einmal konkret: Was haben Sie dann getan? Sie haben Gespräche mit der Personalvertretung geführt, die übrigens auch sehr kritisiert wurde bei dieser Mitarbeiterbefragung. Was haben Sie konkret getan? Haben Sie mit den Mitarbeitern nach einer gewissen Zeitspanne gesprochen, ob Verbesserungen da sind? Was haben Sie wirklich konkret getan, außer dass Sie sehr beunruhigt waren?

Generaloberin Staudinger: Es hat Gespräche mit den Kollegialen Führungen gegeben. Es hat Großveranstaltungen mit Mitarbeitern gegeben, die von der Frau Stadträtin ausgegangen sind, wo wir, alle Mitarbeiter der Generaldirektion und der Teilunternehmung dabei waren. Wo die Mitarbeiter bei dieser Veranstaltung eben noch einmal sagen konnten, wo sie der Schuh drückt und vor allem auch Vorschläge machen konnten, was man verbessern kann. 

Es hat Informationsveranstaltungen vor Ort in den einzelnen Häusern gegeben. Es gibt dazu einen ersten Ergebnisbericht, was die Häuser eingeleitet haben, was sie bereits umgesetzt haben und was sie in Planung haben. Wir werden sicher Anfang des nächsten Jahres noch einmal hinterfragen, was hier alles zur Verbesserung dieser Unzufriedenheit der Mitarbeiter passiert ist.

GRin Korosec: Frau Generaloberin! Sie waren bis 31.12.2001 für die Kontrolle zuständig. Bitte, können Sie uns sagen, wie haben Sie kontrolliert? Wie systematisch haben Sie kontrolliert? Haben Sie da eine Checkliste gehabt? Gibt es da Unterlagen? Wie häufig haben Sie kontrolliert? Wie hat das stattgefunden?

Generaloberin Staudinger: Wir waren damals zu dritt in der Direktion Kranken- und Altenpflege, also drei diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegepersonen, die periodisch die Häuser besucht haben.

Wir haben hier keine Checkliste verwendet. Wir sind bei unseren Kontrollen, Überprüfungen, Kontaktbesuchen so vorgegangen, dass wir in die vorhandenen Instrumente, in die vorhandenen Dokumentationen Einschau gehalten haben, dass wir auch abgezeichnet haben, wenn wir uns diese Dokumentationen angesehen haben. Wir haben Heimbewohner besucht oder Patienten besucht. Haben mit diesen Gespräche geführt, wie es ihnen geht, wie zufrieden sie mit der Pflege, haben das ebenfalls in die Dokumentation eingetragen. 

Wir waren sehr, sehr häufig bei Teamgesprächen anwesend, um von der Mitarbeiterseite her im Rahmen von Teamgesprächen dort vor Ort zu klären, zu besprechen, ob es Probleme gibt, ob es Vorschläge gibt, ob man eventuell Lösungen für die Änderung von diversen Ablauforganisationen oder sonstigen Prozessen vorschlägt.

GRin Korosec: Frau Generaloberin! Sie haben vorhin angeführt, Sie haben mobile Kontrollen gemacht, Schwerpunktkontrollen, Anlassüberprüfungen.

Haben Sie auch unangemeldete Überprüfungen gemacht?

Generaloberin Staudinger: Ich habe selbstverständlich auch unangekündigte Überprüfungen gemacht und zwar zu jeder Tages- und Nachtzeit.

GRin Korosec: Gibt es von diesen Überprüfungen und Kontrollen Berichte? Wohin sind die weitergeleitet worden? Kann man da Einschau nehmen?

Generaloberin Staudinger: Es gibt hier keine Berichte darüber, weil wir unsere Besuche immer in den Patientendokumentationen, also, sprich, in der Pflegedokumentation eingetragen haben. Man müsste jetzt die einzelnen Patienten- oder Pflegedokumentationen herausholen und das heraussuchen.

GRin Korosec: Mit der neuen Führung KAV sind die Überprüfungen ausgelaufen. Das heißt, ab 1.1.2002, wenn ich das richtig verstanden habe, wurde nicht mehr überprüft bzw. der Pflegedirektor konnte eine Überprüfung anordnen.

Ist das gemacht worden? Wie viele Überprüfungen sind gemacht worden? Gibt es hier Unterlagen dazu?

Generaloberin Staudinger: Es ist seit 1.1.2002 keine Überprüfung im Sinne der Fachaufsicht durch eine Fachperson aus der Generaldirektion und aus der Teilunternehmung I erfolgt. 

Es sind aber sehr wohl Überprüfungen durch die Interne Revision, wie ich sie vorher genannt habe, Routineprüfungen, Schwerpunktprüfungen, Anlassüberprüfungen durchgeführt worden. Die Interne Revision der Generaldirektion besteht aus einem multiprofessionell zusammengesetzten Team, der auch eine Gesundheits- und Krankenpflegeperson angehört. Über diese Überprüfungen gibt es auf Grund von Checklisten auch Dokumentationen und Unterlagen.

GRin Korosec: Diese Berichte kann man einsehen?

Generaloberin Staudinger: Ja. Ich gehe davon aus, dass man darin Einsicht nehmen kann.

GRin Korosec: Frau Generaloberin! Berichten Sie bitte konkret, wie viel Verantwortlichkeiten Sie innerhalb der KAV-Führung, am Beispiel dieses Pflegeskandals, haben, insbesondere, wie ist der Unterschied oder auch welche Überschneidungen gibt es bei der Verantwortung, was Sie betrifft, was den Dr. Hauke betrifft, was den Dr. Kaspar betrifft.

Generaloberin Staudinger: Dr. Hauke ist der Generaldirektor des Gesamtunternehmens Wiener Krankenanstaltenverbund und ist somit die oberste Führungskraft und somit mein Chef und der Chef von Dr. Kaspar. Herr Dr. Kaspar ist der Leiter der Teilunternehmung I und es obliegt ihm, außer dem Allgemeinen Krankenhaus, die gesamte Führung aller anderen Einrichtungen des Wiener Krankenanstaltenverbundes.

Ich leite den Geschäftsbereich Strategische Planung und Qualitätsmanagement. Mein nächster Vorgesetzter ist daher Dr. Hauke. Ich habe im Rahmen meines Tätigkeitsbereiches, den ich vorhin geschildert habe, wo es vor allem um die Weiterentwicklung, strategische Leistungsplanung, Kapazitätsplanung, Weiterentwicklung von Pflegekonzepten, von anderen Konzepten geht, gegenüber meinem Generaldirektor die Pflicht, diesen Auftrag zu erfüllen und im Rahmen der Zielvereinbarungen, die einmal jährlich erfolgen, mein Aufgabenziel ihm zu kommunizieren. Ich kann dieses Aufgabenprofil natürlich nur dann erledigen, im Sinne der Zusammenarbeit mit den Teilunternehmensdirektoren und daher auch mit dem Teilunternehmensdirektor der GU I. 

GRin Korosec: Frau Generaloberin! Kommen wir zu den Pflegestufen. Beim Anlassfall war eine Pflegestufeneinstellung von der Gruppe V. Eigentlich eine niedrige Einstufung, wenn man sich den Fall ansieht, weil die Dame doch sehr behindert ist.

Jetzt hätte mich interessiert: Wie ist überhaupt das Prozedere bei Pflegegeldeinstufungen in den Geriatriezentren?

Generaloberin Staudinger: Wie Sie richtig gesagt haben, ist es hier die Pflegegeldeinstufung V, die die Frau K. hat. 

Die Pflegegeldeinstufung funktioniert so, dass primär der Klient selbst oder der Sachwalter einen Antrag an den Bundesgesetzgeber stellen muss, wenn es sich um das Bundespflegegeldgesetz handelt oder an den Landesgesetzgeber und dass nach diesem Antrag ein Begutachterarzt der jeweiligen Sozialversicherungsanstalt zur Klientin kommt und auf Grund des Gespräches mit der Klientin oder auf Grund der Dokumentationen die Pflegegeldeinstufung festlegt. Die Pflegegeldeinstufung korrespondiert nicht immer, in vielen Fällen nicht immer mit dem tatsächlichen Pflegebedarf und dem tatsächlichen Betreuungsaufwand der Klienten. 

Wir haben im Wiener Krankenanstaltenverbund insofern „geholfen“, indem wir eine Vorbegutachtung zum Pflegegeld erarbeitet haben, aus der eindeutig hervorgeht, wie ist der tatsächliche Pflegebedarf und das kann man auch in der Dokumentation nachlesen, dass das oft doch relativ stark auseinander klafft.

GRin Korosec: Amtswegig wird es nicht durchgeführt, weil doch an sich die Pflegenden am besten feststellen, wenn es zu Verschlechterungen kommt? Das heißt, melden müssen sich immer die Angehörigen oder die Betroffenen selbst oder der Sachwalter? Habe ich das so richtig verstanden?

Generaloberin Staudinger: Ja.

GRin Korosec: ... Zivildiener.

Nachdem Sie gesagt haben, Zivildiener können natürlich nur beschränkt eingesetzt werden, aber gerade die Aufgaben, die in einem Pflegeheim sehr notwendig sind und das ist die Zuwendung, die Kommunikation, das Mobilisieren, genau diese Aufgaben, die die Patienten besonders brauchen, können von Zivildienern bestens gemacht werden. Ich kann Ihnen aus meiner Erfahrung sagen, von den vielen Telefonaten, wurden die Zivildiener nur gelobt. Ich habe keinen einzigen Anruf bekommen, wo über Zivildiener etwas Schlechtes gesagt wurde, ganz im Gegenteil, die Zivildiener sind die einzigen, die tatsächlich immer gelobt werden.

Jetzt wissen wir, dass das Kontingent an Zivildienern, das grundsätzlich vorhanden wäre, bei weitem nicht ausgenützt wird. Jetzt meine Frage: Warum nicht?

Generaloberin Staudinger: Wir haben im Bereich des Wiener Krankenanstaltenverbundes immer Zivildiener beschäftigt. Es ist nicht so, dass wir keine Zivildiener haben, allerdings richtet sich natürlich der Einsatz des Zivildieners nach den vorhandenen Möglichkeiten – Sie haben sehr richtig gesagt für „Betreuung“. 

Bei Mobilisation möchte ich schon wieder etwas widersprechen, denn Mobilisation ist eine sehr, sehr diffizile, professionelle Tätigkeit, vor allem bei alten Menschen, die sturzgefährdet sind, die oft nicht mehr so beweglich sind. Da gibt es doch einiges, wo ich glaube, dass Mobilisation dem Fachpersonal vorbehalten bleiben sollte. Aber selbstverständlich zur Betreuung der Klienten ist es sicherlich gut, Zivildiener einzusetzen. Über das Maß der Zivildiener muss die Führung eines Hauses entscheiden, was sie tatsächlich an Kontingent, an Anzahl von Zivildienern einsetzt.

GRin Korosec: Meine nächste Frage: Herr Dr. Vogt hat bei seinem Bericht gesagt, dass in den privaten Pflegeheimen sehr viele ehrenamtliche Mitarbeiter vorhanden sind. Er hat angeregt und hat gesagt, es wird bereits durchgeführt, dass das auch in den städtischen Pflegeheimen eingeführt werden soll und eben teilweise schon ist, dass ehrenamtlich Leute kommen, die sind versichert, und die beim Mittagessen und auch bei Besuchen oder in Kommunikation aushelfen. Ich halte das für eine sehr gute Idee, das war immer etwas, was wir auch verlangt haben, es wurde aber immer abgelehnt, als nicht durchführbar abgelehnt.

Daher meine Frage: Wie stehen Sie dazu? Finden Sie dieses neue Konzept für richtig? Wenn ja, können Sie sich vorstellen, dass das dazu beitragen kann, dass Verbesserungen für die Menschen, die in diesen Heimen leben, tatsächlich dann vorhanden sind?

Generaloberin Staudinger: Ich halte es für ein wichtiges Konzept und es ist für mich nicht so neu. Wir haben einerseits am Geriatriezentrum Am Wienerwald Mitte der 90er‑Jahre Patientenpatenschaften – das hat nicht ehrenamtlich, sondern Patientenpatenschaften geheißen - aber es waren Ehrenamtliche, die sich interessiert haben für diese Tätigkeiten und die wir dann nicht mehr im Geriatriezentrum, sondern auch in anderen Geriatriezentren gehabt haben. Es war nach dem ersten Bekanntwerden eine große Welle des Interesses, das dann leider Gottes wieder aus unterschiedlichen Gründen abgeflaut ist. Wir kennen das auch im Akutkrankenhaus. Das Patientenhilfsteam Rudolfstiftung z.B., das im Rahmen des „Gesunde Stadt“-Projektes entstanden ist. 

Es ist nicht neu und ich befürworte und unterstütze es. Ich bin nur der Meinung und glaube, dass das richtig ist, dass es in irgendeiner Form strukturiert gehört.

Man kann es nicht willkürlich überlassen, wer kommt wann wen besuchen. Weil einerseits – und das haben wir bei den Patientenpatenschaften gesehen – warten die Heimbewohner darauf, dass jemand kommt und stellen sich darauf ein. Das ist die eine Seite.

Die andere Seite ist, dass natürlich auch ehrenamtliche Hilfen dementsprechend in das Stationsteam miteinbezogen werden müssen, weil auch hier gibt es zum Beispiel Tätigkeiten, die nicht von jeder ehrenamtlichen Hilfe übernommen werden kann. Ich sage jetzt, als Beispiel, Nahrungsverabreichung bei einem Patienten nach einem Schlaganfall oder was auch immer.

GRin Korosec: Dass das organisiert werden muss, das ist auch keine Frage. Ich meine, das ist so selbstverständlich, dass man darüber nicht sprechen braucht. Ich danke herzlich.

Vorsitzender Dr. Körber: Bevor wir im Fragerecht weitergehen. Haben Sie jetzt alle diesen Beweisantrag seitens der GRÜNEN Fraktion?

Haben Sie eine Frage? Bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eines der Ergebnisse der letzten beiden Sitzungen der Untersuchungskommission war die mangelhafte Dokumentation der Pflege, die auch heute bereits angesprochen wurde. Der Herr Vorsitzende hat auch in seiner Einleitung auf die Tatsache hingewiesen, dass wir gleichzeitig auch festgestellt haben, dass eine nicht geführte Dokumentation nicht gleichzeitig bedeutet, dass die Maßnahme nicht durchgeführt wurde.

Es gibt aber auch Hinweise von Mitarbeitern, die darüber Klage führen, dass die Führung dieser Dokumentation eine sehr zeitaufwendige ist.

Daher meine Frage: Ist es beabsichtigt, hier gemeinsam auch mit den betroffenen Mitarbeitern diese Dokumentationen zu überarbeiten?

Generaloberin Staudinger: Es ist nicht nur beabsichtigt, die Dokumentation zu überarbeiten. Wir sind jetzt dabei, eine gemeinsame Patientendokumentation mit dem Pflegepersonal durchzuführen und sind im Probelauf mit der Patientenanamnese das durchzuprobieren, das läuft jetzt gerade, der Probelauf geht Ende des Jahres zu Ende. 

Weil wir natürlich auf Grund dieser Rückmeldungen, die wirklich berechtigt waren, diese Flut von Dokumentation zumindest im Bereich der Patientendokumentation so organisieren und so strukturieren wollen, dass es eine einheitliche, vereinfachte Dokumentation gibt, wo sehr wohl all das drinnen ist, was einerseits die Berufsgesetze und andererseits das Krankenanstaltengesetz vorschreibt. Das ist auch im Interesse der Heimbewohner oder der Patienten, weil es natürlich im Vorfeld zur Dokumentation auch häufig Doppelbefragungen von Mitarbeitern gegeben hat. Der Arzt hat unter Umständen das Gleiche gefragt wie die Schwester. Da sind wir mitten drinnen im Probelauf und werden das natürlich weiterführen, um es zu vereinfachen.

GR Deutsch: Die nächste Frage betrifft die Besetzung offener Dienstposten. Dafür ist immer wieder auch die Aufnahme von ausländischen Pflegekräften eine sehr wesentliche. 

Wir haben Ende September im Gemeinderat auch einen Antrag dahingehend beschlossen, das festgestellt wurde, dass Wien auf die Aufnahme von ausländischem Pflegepersonal nicht verzichten kann. 

Deshalb die Frage: Wie stehen hier die Bemühungen von Seiten des KAV oder stehen dem gesetzliche Hindernisse entgegen?

Generaloberin Staudinger: Die Bemühungen des Krankenanstaltenverbundes gehen derzeit in die Richtung, dass wir jene inskripierten, ausländischen Mitarbeiter, die auf Grund ihrer im Ausland erworbenen Ausbildung in Österreich eine Nostrifikation machen müssen, dass wir diesen Gesundheits- und Krankenpflegepersonen die Nostrifikation ermöglichen, um sie dann rasch als Mitarbeiter gewinnen zu können. Was dem entgegen steht ist, dass wir auf Grund des Ausländerbeschäftigungsgesetzes und der Quotenregelungen derzeit für diese Mitarbeiter nur sehr spärlich, sehr zäh oder gar keine Arbeitsgenehmigungen bekommen.

GR Deutsch: Die dritte und letzte Frage und damit komme ich auch zum Antrag, den Sie vorhin angesprochen haben, den die Frau Kollegin Pilz eingebracht hat. Es ist davon die Rede, dass nach der PPR bzw. PPR-GR-Methode die Erhebung der Pflegedürftigkeit durchgeführt wird und es werden die Auswertungen der Pflegepersonalregelungen verlangt.

Könnten Sie uns vielleicht kurz sagen, worum es hier geht und um welche Auswertungen es sich handelt?

Generaloberin Staudinger: Wir haben im Bereich der Pflege auch im Sinne der Entsprechung für Strukturqualitätskriterien Personalplanungsmethoden entwickelt. Wir haben im Speziellen für die Langzeitpflege das erste Modell einer Personalbedarfsberechnung, das so genannte Wiener Modell, bereits 1994 eingeführt und haben begonnen, das 2000 zu evaluieren. Nachdem sich herausgestellt hat, dass das erste System nicht mehr zeitgemäß ist und wir zum damaligen Zeitpunkt für den Allgemeinen Pflegebereich bereits die PPR – Pflegepersonalregelung steckt dahinter – eingeführt haben, war der Versuch (und der ist gelungen für den geriatrischen Bereich) daher, PPR-GL, Geriatrielangzeitpflege, diese Personalbedarfsberechnung, die sich im Akutbereich bewährt hat, auf die Geriatrie umzulegen. Die wird jetzt im Probelauf durchgeführt, der Probelauf endet im März 2004 und natürlich gibt es hier dazu, das sind Einstufungen, Patienteneinstufungen, wieviel Pflegebedarf braucht der Patient, das wird in Minuten hinterlegt. Diese Auswertungen werden natürlich in den Geriatriezentren derzeit bereits vorgehalten und ich gehe davon aus, dass davon die Rede ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Nun Ihre Stellungnahme zu dem Beweisantrag. Sind Sie einverstanden? Dann darf ich festhalten das Einverständnis der Kommissionsmitglieder hinsichtlich des Beweisantrages der GRÜNEN vom 10.11.2003.

Wir hatten an sich immer so vor ... (Zwischenruf) Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Frau Generaloberin! Ich habe mir da in der Vorbereitung auf die heutige Sitzung ein Zitat herausgesucht und möchte Ihnen das gerne vorlesen.

Das Zitat lautet: „Im Umgang mit Schwerstkranken und mit Sterbenden gibt es wenig Erfolgserlebnisse. Die, die jetzt mit erhobenem Zeigefinger aufstehen und auf die bösen Institutionen schimpfen, sind auch Leute, die versuchen, ihre Angehörigen abzuschieben. Die wollen ihr schlechtes Gewissen beruhigen, indem sie fordern, dass in der Institution das Optimale geschehen muss.“

Wissen Sie, von wem dieses Zitat ist?

Generaloberin Staudinger: Nein, ich weiß es nicht.

GR Dr. Serles: Es ist von Ihnen. Wissen Sie, wann Sie das gesagt haben?

Generaloberin Staudinger: Nein, ich weiß es nicht.

GR Dr. Serles: Das war im Jahre 1995 der Fall. Könnten Sie sich vorstellen, in welchem Zusammenhang Sie das gesagt haben? (Zwischenruf)
Vorsitzender Dr. Körber: Frau Zeugin! Sie erinnern sich nicht an den Zusammenhang?

Generaloberin Staudinger: Nein, ich kann mich nicht erinnern.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Dr. Serles, weitere Fragen.

GR Dr. Serles: Können Sie sich daran erinnern, dass es bereits im Jahre 1995 ähnliche Vorfälle wie diese gegeben hat, über die wir heute in dieser Kommission diskutieren?

Generaloberin Staudinger: Ich kann mich nicht an das Zitat erinnern. Aber ich kann mich sehr wohl erinnern, dass wir damals im Geriatriezentrum Liesing und im Geriatriezentrum St. Andrä auch Pflegemängel gehabt haben. Damals wurde eine Kommission unter der Leitung vom Patientenanwalt Pickl eingerichtet, wo eben wie hier, nicht im Untersuchungsausschuss, sondern im Rahmen einer Kommission, diese Pflegemängel besprochen wurden und Lösungsvorschläge erarbeitet wurden.

GR Dr. Serles: Frau Generaloberin! Ist es richtig, dass auch damals Patienten in genannten Pflegeheimen gequält wurden, geschlagen wurden und zum Windeltragen gezwungen wurden, weil Pfleger mit ihnen nicht zur Toilette gehen wollten?

Generaloberin Staudinger: Alle diese Vorwürfe, die Sie jetzt vorlesen, wurden damals thematisiert. Ich kann mich bei beiden Einrichtungen an den Abschlussbericht erinnern, wo hervorgegangen ist, dass es diese Art von Missständen, diese Art von Quälungen, diese Art von Zwang nicht gegeben hat.

GR Dr. Serles: Sie haben damals von schwarzen Schafen im Pflegeberuf gesprochen. Können Sie das präzisieren, was Sie damals damit gemeint haben?

Generaloberin Staudinger: Es ist so wie überall. Wir haben 12 500 Mitarbeiter im Pflegedienst und es sind nicht alle von gleich hoher Qualität. Es sind nicht alle von gleich hoher Motivation und von gleich hohem Berufsinteresse. Ich kann mir vorstellen, dass ich das damals mit „schwarze Schafe“ gemeint habe.

GR Dr. Serles: Sie haben damals diejenigen kritisiert, die mit erhobenem Zeigefinger aufstehen und auf die bösen Institutionen schimpfen.

Glauben Sie nach wie vor, dass es keine institutionellen Mängel im Wiener Pflegewesen gibt? Sind Sie nach wie vor der Ansicht, dass es sich nur um das Versagen einiger weniger Einzelner handelt, wenn wir über tragische Vorfälle im Wiener Pflegewesen in regelmäßigen Abständen immer wieder diskutieren?

Generaloberin Staudinger: Es ist sicherlich so, dass hier einzelne Pflegepersonen Pflegemängel begangen haben. Es ist sicher so, dass so ein großes System wie die Gesamtorganisation Krankenanstaltenverbund vom Systemansatz her in einigen Bereichen Systemmängel hat, in anderen Bereichen aber systematisch gut organisiert ist, gut durchstrukturiert und gut organisiert ist.

GR Dr. Serles: Sie haben vorhin gesagt, dass Sie daran glauben, dass man aus Fehlern lernen kann. 

Glauben Sie, dass im Wiener Pflegewesen aus Fehlern der Vergangenheit gelernt wurde?

Generaloberin Staudinger: Ich bin überzeugt davon, dass aus Fehlern der Vergangenheit gelernt wurde, sonst würde es nicht so viele innovative Projekte geben, sonst würde es nicht so viele Auszeichnungen geben, vor allem auf dem Bereich der Pflege heraus. Ich kann jetzt vielleicht hier berichten, auch 2003 hat den internationalen Golden Helix wieder ein Wiener Haus gewonnen, nämlich das Krankenhaus Lainz. Ich möchte das hier sehr wohl berichten.

GR Dr. Serles: Frau Generaloberin! Ich möchte Ihnen noch eine anderes Zitat vorlesen.

Das Zitat lautet: „Das kulturelle Niveau unserer gesamten Gesellschaft wird nicht zuletzt daran gemessen, auf welche Weise wir mit unseren Alten umgehen. Da schmerzt es natürlich ganz besonders, wenn solche Vorfälle bekannt werden.“ Das waren die Vorfälle aus dem Jahre 1995. „Es ist mehr als schmerzlich, wenn die Würde des alten Menschen im wahrsten Sinne des Wortes mit Füßen getreten wird.“

Wissen Sie, wer das damals gesagt hat?

Generaloberin Staudinger: Auch das weiß ich nicht.

GR Dr. Serles: Ich darf Ihnen auch da die Aufklärung nachliefern. Es war damals der Wiener Bürgermeister. Der Wiener Bürgermeister damals wie heute ist Michael Häupl. 

Jetzt darf ich Ihnen ganz offen sagen, dass wir diametral im Gegensatz zu Ihnen glauben, dass man in Wien zu lange aus Fehlern lernt und zu lange auf dem Rücken der BewohnerInnen in den Wiener Pflegeheimen aus Fehlern lernt. Da möchte ich jetzt einen Beweisantrag einbringen. Der Beweisantrag lautet, dass ...

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, ist Ihre Zeugenbefragung jetzt zu Ende.

GR Dr. Serles: ... Antrag möchte ich jetzt einbringen. Wir beantragen die Zeugeneinvernahme des Wiener Bürgermeisters zur Befragung über institutionelle Mängel in Wiener Pflegeheimen.

Frau Generaloberin! Ist es richtig, dass Sie für strategische Geschäftsfelder im Bereich des KAV tätig sind?

Generaloberin Staudinger: Ja, in der neuen Struktur.

GR Dr. Serles: Fühlen Sie sich da auch für Personalentwicklung zuständig?

Generaloberin Staudinger: Personalentwicklung fällt in den Geschäftsbereich Personal. Ich bin für die Fragen der Ausbildung im Bereich der Gesundheits- und Krankenpflege zuständig.

GR Dr. Serles: Zählt zu Ihren Aufgaben auch die Ausbildung, die Fortbildung, das Leitbild, das Tätigkeitsprofil von Führungspersönlichkeiten im Wiener Pflegewesen zu definieren?

Generaloberin Staudinger: In mein Aufgabenfeld, in meinen Aufgabenbereich fällt sowohl die Grundausbildung im Bereich der Gesundheits- und Krankenpflege – was ich zuerst gesagt habe – und der Bereich der Fort- und Weiterbildung für die einzelnen Tätigkeitsbereiche, Spezialtätigkeitsbereiche der Pflege, gemeinsam mit den leitenden Mitarbeitern in der Ausbildung festzulegen.

GR Dr. Serles: Das heißt, Sie sind insoweit für die Direktoren in Wiener Pflegheimen verantwortlich?

Generaloberin Staudinger: Ich bin nicht mehr für die Direktoren in den Wiener Pflegeheimen verantwortlich, seit die neue Struktur steht.

GR Dr. Serles: Sind Sie für die Aus- und Fortbildung auch für die Direktoren verantwortlich oder zählen die Führungspersönlichkeiten im Pflegedienst nicht zu Ihren Kundengruppen?

Generaloberin Staudinger: Sie zählen im Rahmen der Weiterbildung und der Sonderausbildung zu meinen Kundengruppen.

GR Dr. Serles: Welche persönlichen Eigenschaften versuchen Sie, im Rahmen der Fortbildung für Pflegedirektoren zu forcieren? Welche Aus- und Fortbildungsziele gibt es da aus Ihrer Sicht?

Generaloberin Staudinger: Vor allem im Bereich der Führungskräfteausbildung geht es darum, dass zu den persönlichen Eigenschaften neben der Stärkung der Teamfähigkeit und der Stärkung des Konfliktmanagements und der Stärkung und Wahrnehmung der Führungsaufgaben sehr wohl im Sinne von Information und Kommunikation Instrumente zu entwickeln sind als Führungskraft, um mit den Mitarbeitern vor Ort dementsprechend kommunizieren zu können.

GR Dr. Serles: Können Sie uns da über Aus- und Fortbildungsinitiativen, die Sie hier in dem Bereich gesetzt haben, näher informieren?

Generaloberin Staudinger: Eine der letzten für mich wichtigen Fortbildungsinitiativen war vor allem beim Topmanagement, also bei den Führungskräften, Kollegiale Führung, einen multiprofessionellen Lehrgang einzurichten, sodass nicht, wie in der Vergangenheit, monodisziplinär ausgebildet wurde und diese Zusammenarbeit, die unbedingt notwendig ist in der Führung eines Krankenhauses, bereits in der Ausbildung gestärkt wird. Es gibt diesen multiprofessionellen Universitätslehrgang, wo sowohl Ärzte, Verwaltungspersonal, technisches Personal und Pflegepersonal gemeinsam diese Ausbildung besuchen und neben den Managementfähigkeiten auch natürlich Betriebsführung, Kommunikation, Information als Lehrinhalte haben.

GR Dr. Serles: Frau Generaloberin! Mir liegt hier ein neues Gutachten der Boltzmann-Gesellschaft vor, das jetzt in Kürze der Öffentlichkeit vorgestellt wird und das Lösungsansätze zu personellen Problemen im Bereich der Pflege enthält. Eine der Schlussfolgerungen dieses Gutachten ist es, dass man vor allem bei der Organisationskultur und bei der Führungskultur des Spitzenmanagements im Bereich der Pflege ansetzen muss und geeignetere Auswahlkriterien definieren muss und ganz generell ein Fokus auf der Aus- und Fortbildung der Führungskräfte liegen sollte. Würden Sie sich diesem Befund anschließen?

Generaloberin Staudinger: Ich schließe mich dem Befund an, weil ich glaube, Führungskräften muss man die Möglichkeit geben, dass sie sich im Rahmen von Fort- und Weiterbildung und zwar nicht nur einmal, sondern auch laufend qualifizieren können, weil immer wieder Neuerungen im Bereich der Führung da sind und man muss sich diesen Herausforderungen stellen.

GR Dr. Serles: Sie würden auch betonen, dass Teamfähigkeit, die Eigenschaft, Konflikte zu lösen, mit Kommunikation wirksam umzugehen, dass das entscheidende Voraussetzungen für den Pflegeberuf, nämlich für führende Persönlichkeiten im Pflegeberuf sind?

Generaloberin Staudinger: Das ist auch bereits eine Voraussetzung im Rahmen der Grundausbildung, weil es um Kommunikation, um Teamarbeit mit dem Patienten geht.

GR Dr. Serles: Ich habe bemerkt, dass Sie bei den letzten Sitzungen der Untersuchungskommission hier auch als Zuhörerin anwesend waren. Haben Sie das letzte Mal die Zeugenbefragung von Herrn Pelikan mitverfolgt?

Generaloberin Staudinger: Das habe ich mitverfolgt.

GR Dr. Serles: Sind Sie der Auffassung, dass Herr Pelikan als Pflegedirektor in Lainz in seiner Kommunikation mit seinen Mitarbeitern sehr effizient war und dass eine der Hauptschwerpunkte seiner Tätigkeit auf teamorientiertes Arbeiten mit seinen Mitarbeitern gelegen war?

Generaloberin Staudinger: Für mich standen die Aussagen, die der Herr Pelikan hier im Untersuchungsausschuss getätigt hat, schon in sehr starkem Gegensatz zu dem, wie ich ihn als Führungskraft im Geriatriezentrum Am Wienerwald, aber auch in St. Andrä erlebt habe. Es ist sicherlich zu klären, warum diese Aussagen in dieser Form hier gekommen sind. Jetzt korrespondierend mit meinen Erfahrungswerten seiner Tätigkeit, sowohl im Geriatriezentrum Am Wienerwald als auch in St. Andrä.

GR Dr. Serles: Können Sie das etwas präzisieren? Was hat Sie an seiner Performance hier im Untersuchungsausschuss irritiert im Vergleich zu seiner ... (Zwischenruf)
Ich bleibe ganz pragmatisch. Wo haben Sie geglaubt, Differenzen zwischen Aussagen hier und seiner Tätigkeit in Lainz feststellen zu können, die Sie aus eigener Erfahrung beurteilen können?

Generaloberin Staudinger: Ein Punkt war für mich, wie es darum gegangen ist, die Maßnahmen zu treffen auf Grund der Personalsituation im GZW, die ja zu dem Zeitpunkt mit 70 Dienstposten unter Stand sicherlich sehr angespannt gewesen ist. Eine seiner vorgeschlagenen Maßnahmen war - ich würde als Managementverantwortliche wahrscheinlich ebenso gehandelt haben – zu sagen: Wo kann man zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes, die erste Priorität hat, versuchen, Arbeitsstunden zu bekommen? Eine seiner vorgeschlagenen Maßnahmen war, Fortbildung zu reduzieren. Für mich ist das hier als Maßnahme sehr eng ausgesagt gekommen. Ich bin aber überzeugt davon, dass die Maßnahmen, wenn es um Prioritätensetzung geht, als kurzfristige Maßnahme der Personalplanung eine richtige ist, allerdings – und das ist für mich nicht heraus gekommen – in Vereinbarung mit den Mitarbeitern. Zu sagen, das geht jetzt nicht, wir verschieben das um eine Periode, um ein Quartal, wie auch immer, und wenn es wieder weitergeht, holen wir das nach.

Mir ist das in der Kommunikation zu kurz gekommen. Ich bin überzeugt davon, dass das in der Praxis so gemacht wird.

GR Dr. Serles: Das heißt, Sie würden, wenn ich Sie jetzt richtig interpretiere, meinen, der Herr Pelikan hat seinen Job in Lainz ordentlich gemacht, er hat hier nur mit uns schlecht kommuniziert?

Generaloberin Staudinger: Ich kann über die Aussagen hier berichten und ich kann über meine Erfahrungen mit dem Pelikan im Geriatriezentrum Am Wienerwald berichten. Ich bin schon der Ansicht, dass er seine Arbeit dort unter den Rahmenbedingungen gut gemacht hat.

GR Dr. Serles: Glauben Sie auch, dass die Frau Keihsler, seine Vorgängerin, ihren Job in Lainz gut gemacht hat?

Generaloberin Staudinger: Ja, ich glaube, dass die Frau Keihsler ihren Job gut gemacht hat.

GR Dr. Serles: Glauben Sie, dass die Ergebnisse der Mitarbeiterbefragungen 2001, auf die ich jetzt nicht näher eingehe, weil das würde wahrscheinlich den Rahmen der Befragung sprengen, ein Zeugnis für die Performance der Frau Keihsler in Lainz waren?

Generaloberin Staudinger: Es ist generell die Führung, wie Sie es das letzte Mal ja sehr ausführlich auch vorgestellt haben, generell die Führung des Geriatriezentrums Am Wienerwald sehr schlecht weggekommen und die Personalvertretung sehr schlecht weggekommen.

Ich denke mir, es ist Aufgabe und das war, wo wir gesagt haben, es ist vor Ort im Haus zu lösen, diese Dinge sehr genau zu lesen und versuchen, gemeinsam mit den Mitarbeitern aufzuarbeiten.

Wobei natürlich die geliebten Führungskräfte auch eine sehr schwierige Situation sind. Als Führungskraft immer geliebt zu werden, würde ich für mich nicht in Anspruch nehmen.

GR Dr. Serles: Einzelne Mitarbeitervertretungen in den Wiener Pflegeheimen verlangen so etwas Ähnliches wie eine Vorgesetztenbeurteilung, ich glaube es gibt sie noch nicht, aber wenn man die Ergebnisse der Zufriedenheitsbefragung 2001 oder Teile daraus, sei es Vorgesetztenbeurteilung, versteht, dann fällt das Zeugnis und die Beurteilung für die Vorgesetzten sehr schlecht aus. „Die Führung des Hauses ist eine mittlere Katastrophe.“, hat einer oder eine hingeschrieben.

Trifft das die Frau Keihsler?

Generaloberin Staudinger: Nachdem sie zum Zeitpunkt der Mitarbeiterbefragung im Geriatriezentrum Am Wienerwald war, wird es unter anderem auch die Frau Keihsler als ein Mitglied der Kollegialen Führung treffen.

GR Dr. Serles: ...

Generaloberin Staudinger: Noch einmal. Alles das, was hier für die Führung festgeschrieben ist, gehe ich davon aus, dass bei irgendeinem Punkt, nachdem der Name nicht genannt ist, kann ich das so nicht beurteilen. Ich kann nur sagen: Kann sein, dass sie gemeint ist.

GR Dr. Serles: ... von Stresssituationen, mit normalen Umfangsformen umgehen wird, anhaltend gute Leistungen erbringen können.

Trifft das die Frau Keihsler?

Generaloberin Staudinger: ...

GR Dr. Serles: Jetzt könnte man das beliebig lange fortsetzen. Da ist davon die Rede, dass der Umgangston der Führung mit den verschiedenen Berufsgruppen sehr zu wünschen übrig lässt und, und, und, und. 

Frage an Sie: Was spricht eigentlich dafür, dass die Frau Keihsler jetzt wieder die Pflegedirektion in Lainz übernimmt?

Generaloberin Staudinger: Es spricht dafür, dass sie in dieser Funktion ist, bestellt ist in dieser Funktion und aus dieser Funktion nicht herausgenommen wurde. Sie ist bestellte Pflegedirektorin des Geriatriezentrums Am Wienerwald.

GR Dr. Serles: Heißt das, das Dienstrecht steht Ihnen im Wege, um hier eine Entscheidung zu treffen, die Sie vielleicht bevorzugen würden?

Generaloberin Staudinger: Das habe ich so nicht gesagt. Es gibt von der Frau Keihsler weder eine negative Dienstbeschreibung, noch gibt es eine Niederschrift, noch einen Aktenvermerk, noch ein Disziplinarverfahren. Das habe ich nicht gesagt.

GR Dr. Serles: Es gibt eine Evaluierung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus Lainz, die der Frau Keihsler ein massiv schlechtes, ein massiv negatives Zeugnis ausstellt. (Zwischenruf) Die Führung des Hauses in Lainz, da gehört die Frau Keihsler jedenfalls mit dazu.

Glauben Sie, ist die Frau Keihsler die richtige Frau am richtigen Ort, um den Dampfer „Geriatriezentrum Am Wienerwald“ auf einen für die Bewohner dort, auf einem richtigen Kurs zu halten?

Generaloberin Staudinger: Frau Keihsler hat während ihrer Tätigkeit als Pflegedirektorin im Geriatriezentrum Am Wienerwald, bevor sie krank geworden ist, wirklich sehr gute Arbeit geleistet, hat viele Reorganisationsmaßnahmen gemeinsam mit den restlichen Mitgliedern der Kollegialen Führung durchgeführt, hat viele Pflegekonzepte auch eingeführt. Ich wüsste jetzt nicht, was dagegen spricht, wenn sie wieder gesund ist, dass sie ihre Tätigkeit als Pflegedirektorin im Geriatriezentrum Am Wienerwald fortsetzt.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles! Es steht irgendwie die Pause an. Wenn Sie Ihre Fragen komprimieren, bitte.

GR Dr. Serles: Die Befragung ist abgeschlossen.

Vorsitzender Dr. Körber: Sind Sie fertig?

GR Dr. Serles: Die Befragung ist jetzt in dieser Runde einmal abgeschlossen. Ich schließe gerne eine weitere Runde an.

Vorsitzender Dr. Körber: Dann unterbrechen wir von 12.15 bis 12.30 Uhr die Sitzung.

(Pause von 12.15 Uhr bis 12.33 Uhr)

Vorsitzender Dr. Körber: Um 12.33 Uhr wird die Sitzung wieder fortgesetzt und die Vernehmung der Zeugin weitergeführt. 

Herr Dr. Serles, Sie sind schon zu Ende mit Ihren Fragen?

GR Dr. Serles: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Dann darf ich Frau Mag. Ramskogler bitten.

GRin Mag. Ramskogler: Danke schön. Nun hat die Untersuchungskommission ja einen konkreten Anlassfall im Großen und Ganzen, nämlich auch den Bericht der MA 47, zu untersuchen. Neben den anderen Thematiken, die hier auch immer wieder besprochen werden von den Kollegen und Kolleginnen, denke ich, dass auch insbesondere dieser Prüfbericht der MA 47 von Bedeutung haben sollte in diesem Rahmen der Untersuchungskommission. Darauf möchte ich mich auch beziehen, Frau Generaloberin Staudinger! Wie sind Sie von diesem Bericht informiert worden?

Generaloberin Staudinger: Ich wurde von Herrn Generaldirektor Dr. Hauke bzw. von meiner Vertretung während meines Sommerurlaubes von diesem Bericht informiert.

GRin Mag. Ramskogler: Das heißt, Sie waren gerade im Sommerurlaub, wie Sie von diesem Bericht vom Generaldirektor Hauke informiert wurden? 

Als Sie dann wieder in Ihrer Position, in Ihrem Job waren, was haben Sie dann für Unternehmungen angestellt in Bezug auf den Bericht der MA 47?

Generaloberin Staudinger: Ich habe mich während meines Urlaubes überzeugt, wie jetzt die Überprüfung vor Ort durch die Generaldirektion stattfinden wird. Mir wurde berichtet, dass Frau Polat-Firtinger, die ich als ausgezeichnete Pflegeexpertin kenne und die Frau Dr. Drapalik als Medizinerin vor Ort im Auftrag des Generaldirektors Überprüfungen durchführen und dass die Kollegiale Führung beim Generaldirektor eingeladen ist, um die weitere Vorgangsweise zu besprechen. Das war für mich insofern eine Beruhigung, weil ich gewusst habe, es ist alles im Laufen. 

Nach meinem Urlaub habe ich einmal die Berichte und die Überprüfungen und die eingeleiteten Maßnahmen gelesen. Ich war das erste Mal am 4.9. auf Pavillon I, um vor Ort mich von der Situation zu überzeugen und mit den Mitarbeitern zu sprechen. Ich war dann nach einer Woche noch einmal auf Pavillon I und habe zuletzt am Freitag, den 31.10., im Pavillon I einen Besuch gemacht, um mit der Oberschwester, mit der neuen stellvertretenden Stationsschwester zu sprechen und mir noch einmal die Dokumentation anzuschauen.

GRin Mag. Ramskogler: Hatten Sie davor auch einmal, oder hat es irgendwann einmal vor dieser Berichterstattung auch einen Kontakt gegeben? Wurde auch die Kommunikation von dieser Station speziell zu Ihnen gesucht oder nicht?

Generaloberin Staudinger: Von dieser Station wurde nie der Kontakt zu mir gesucht.

GRin Mag. Ramskogler: Wurde von Ihrer Seite in Bezug Mitarbeiterzufriedenheit der Kontakt gesucht?

Generaloberin Staudinger: Nach der Mitarbeiterbefragung war ich einmal zu einem Teamgespräch mit den Oberschwestern im Geriatriezentrum Am Wiederwald, war aber nicht auf Pavillon I und nicht auf dieser Station.

GRin Mag. Ramskogler: Wenn normalerweise Beschwerdefälle oder eben Kontrollen durchgeführt werden, stehen Sie da in dem Kontakt mit den einzelnen Stationen? Oder wie funktioniert das, dass auch die einzelnen Stationen eben direkt zu Ihnen kommen, um dementsprechend mögliche Fälle oder Konfliktpotentiale hier aufzuzeigen?

Generaloberin Staudinger: In der alten Struktur war es durchaus üblich, dass Mitarbeiter oder Teams mich persönlich kontaktiert haben und auch zu Teamgesprächen eingeladen haben. In der neuen Struktur kommen immer wieder Anrufe, nachdem ich sehr viele Mitarbeiter kenne, sehr viele Anrufe an mich persönlich. Wenn sie an mich persönlich kommen, nehme ich natürlich auch mit den Mitarbeitern Kontakt auf, um entweder vor Ort mit den Mitarbeitern das zu besprechen oder sie zu mir einzuladen und einmal zu fokussieren: Wo liegt das Problem, wo könnte es eine Lösung geben und das dann gemeinsam mit den weiteren verantwortlichen Mitarbeitern vor Ort abzuklären.

GRin Mag. Ramskogler: Versteh´ ich Ihre Aussage somit richtig, dass Sie, wenn es diese Problematiken gibt auf einzelnen Stationen, dass die Möglichkeit besteht, im Prinzip zu Ihnen die Kommunikation zu suchen und diese auch zu finden und dementsprechend auch Problemlösungen gemeinsam herzustellen?

Generaloberin Staudinger: Ja.

GRin Mag. Ramskogler: Das heißt, in diesem vorliegenden Fall war es anscheinend nicht der Fall, dass zu Ihnen die Kommunikation und der Kontakt gesucht wurden, um eine Problematik, wie Sie ja auch von der MA 47 der Frau Ehmsen hier aufgezeigt wurde, aufzuzeigen. Da ist weder der Pflegedirektor oder eine andere Person der Station an Sie herangetreten?

Generaloberin Staudinger: Nein, ich habe von den Ereignissen erst durch den Bericht der MA 47 erfahren.

GRin Mag. Ramskogler: Danke schön.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. 

Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Frau Generaloberin! Ich möchte jetzt zu ein paar Themen kommen, die mir im Gespräch mit Personal im GZW, aber auch anderen Pflegeheimen, immer wieder als zentrales, quälendes Konfliktproblem, Konfliktpotential geschildert wurden, die man sehr schwer beweisen kann. Aber es waren so viele unterschiedliche Menschen, die davon gesprochen haben, dass ich jetzt nun Sie frage und Sie stehen hier unter Wahrheitspflicht als Auskunftsperson.

Ist Ihnen bekannt, dass Pflegepersonen in folgender Situation sind: Ein Patient, eine Patientin bekommt ein Medikament verschrieben, das nimmt er oder sie nicht, weil er nicht einsichtig ist oder nicht mag oder aus Gründen, die wir hier nicht beurteilen müssen, dann sagt der Arzt, die Ärztin zur Pflegeperson „reiben Sie es ihm halt in das Essen“.

Wissen Sie davon und wissen Sie, dass das das Personal dann auch tut?

Generaloberin Staudinger: Ich weiß davon nichts und ich kann mir nicht vorstellen, dass das Personal ... Erstens einmal kann ich mir schon nicht vorstellen, dass ein Arzt so etwas sagt. Zweitens kann ich mir nicht vorstellen, dass im Rahmen der Durchführungsverantwortung die Pflegeperson das dann auch tatsächlich tut.

GRin Dr. Pilz: So etwas ist Ihnen überhaupt noch nie zu Gehör gebracht worden als Konfliktproblem des Personals?

Generaloberin Staudinger: Nein, das ist mir noch nie zu Gehör gebracht worden.

GRin Dr. Pilz: Irgendwie komisch, dass das das Personal mir erzählt. Weil die haben mir es nicht erzählt, weil sie irgendjemanden da verschuften wollen, im Gegenteil, sie haben es mir erzählt, durchaus in Sorge, dass es aufkommt und sie könnten es sozusagen ganz schwer öffentlich sagen, weil es nämlich so ist, dass das Pflegepersonal da unter Druck von den Ärzten steht, so wie sie selber behauptet haben. Es muss eine Problemlösung geben, was man macht. Ich nehme an, dass es dieses Problem gibt, dass ein Patient, eine Patientin ein Medikament nicht nehmen will. Das muss Ihnen bekannt sein. Hat Ihnen das jemand zumindest vorgetragen?

Generaloberin Staudinger: Das ist mir jedenfalls bekannt. 

Ich kann dazu auch ein ganz aktuelles Beispiel sagen. Im Rahmen der Geriatriekommission, wo ich ja früher weggehen musste, aber jedenfalls früher dort war, habe ich noch einen Besuch auf einer Station gemacht. Ich habe mich aufgrund der Pressemeldungen, die zu dieser Medikamentenverabreichung - ich glaube, das ist in der vergangenen Woche in der Kronen-Zeitung gestanden - einmal das Team dieser Station im GZ Süd befragt, wie sie denn das handhaben? Denn dass Patienten Medikamente nicht nehmen, ist mir sehr wohl bekannt, nur das andere ist mir nicht bekannt. Da haben mir die Pflegepersonen gesagt, wie sie das regeln. Dass sie nämlich, wenn ein Patient oder ein Heimbewohner das Medikament verweigert, das dann dem Arzt weitermelden und in der Dokumentation festschreiben. Es wurde mir dort auch ein Beispiel einer Patientin gezeigt, die ein paar Wochen vorher ein Medikament bekommen hat, gegen eine Gürtelhose - das sind so große, blaue Bomber - wo sie gesagt hat, die nimmt sie nicht. Da steht in der Dokumentation, dass sie das Zovirax verweigert hat und dass der Arzt verständigt wurde.

GRin Dr. Pilz: Was ist dann passiert, als der Arzt verständigt wurde? Was war die Konsequenz?

Generaloberin Staudinger: Die Konsequenz war, dass das Zovirax abgesetzt wurde und ein Ersatzpräparat, den Namen weiß ich jetzt nicht, wieder angeordnet wurde.

GRin Dr. Pilz: Frau Generaloberin! Das Problem Patienten, Patientinnen verweigern die Medikamenteneinnahme und man muss irgendwie damit zurecht kommen, das ist Ihnen erst durch die Berichterstattung in der Kronen-Zeitung bekannt geworden?

Generaloberin Staudinger: Es ist mir nicht erst durch die Kronen-Zeitung bekannt geworden, dass Patienten Medikamente verweigern, das weiß ich. Das weiß ich auch aus meiner beruflichen Praxis und das weiß ich aus vielen Gesprächen. Weiß aber auch, dass Pflegepersonen das dann dem Arzt weitermelden und dass entweder versucht wird, ein Ersatzmedikament zu finden oder irgendeine andere Lösung zu finden.

Was ich nicht weiß und was nie an mich herangetragen wurde ist, dass Ärzte zu den Pflegepersonen sagen, sie sollen das ... können Sie bitte ...

GRin Dr. Pilz: Dem Essen beimischen. "Reiben Sie es ins Essen.", war das konkrete Zitat!

Generaloberin Staudinger: Dieses konkrete Zitat kenne ich nicht. Ich kenne aber sehr wohl, dass Patienten Medikamente verweigern, das ist auch das Recht der Patienten, Medikamente zu verweigern.

GRin Dr. Pilz: Sie können ausschließen, dass Personal, Pflegepersonal unter Druck steht und dass es je vorgekommen ist, dass Medikamente dem Essen oder dem Kaffee beigemischt wurden?

Generaloberin Staudinger: Ich habe nicht gesagt, dass ich es ausschließen kann. Ich habe gesagt, dass ich davon keine Kenntnis habe und ich gehe davon aus, dass Pflegepersonen ihren Beruf sehr ernst nehmen und Patienten in dieser Situation jedenfalls nicht zwingen, etwas zu tun, was sie nicht tun wollen.

GRin Dr. Pilz: Ein zweites Problem, das mir Pflegepersonen geschildert haben, ist folgendes, speziell auch auch im Geriatriezentrum Am Wienerwald: Ein Acht‑Bett-Zimmer und ein Bewohner, Bewohnerin ist sehr unruhig, ist laut, geht herum, ist in der Nacht nicht interessiert, zu schlafen, vielleicht war er tagsüber zu lang im Bett auf, auf alle Fälle "stört". Dann verschreibt der Arzt, die Ärztin eine Sedierung und die Sache ist damit erledigt. 

Wird so vorgegangen und können Sie als Pflegeverantwortliche so eine Vorgangsweise belegen?

Generaloberin Staudinger: Ich denke, Medikamentenanordnung ist immer noch Sache des Arztes. Ich gehe auch hier davon aus, dass der Arzt den Patienten sich anschaut und danach feststellt, warum er welches Medikament verabreicht.

GRin Dr. Pilz: Sie können ausschließen, dass Pflegepersonen sagen, der ist unruhig, wir wissen nicht, was wir tun sollen, er braucht ein Sedativ.

(Zwischenruf)

Generaloberin Staudinger: Wenn Patienten unruhig sind und durch verschiedene Pflegemaßnahmen des Pflegepersonals nicht zur Ruhe gebracht werden können, dass sie ihre Ruhe finden, dass man entweder einen Tee gibt, etwas zu trinken gibt, dass man mit dem Patienten einmal am Gang auf und ab geht und ihn dann wieder in das Zimmer zurückbringt, wenn alle diese Pflegemaßnahmen nicht helfen, gehe ich davon aus, dass die Pflegeperson den Dienst habenden Arzt ruft und dass der Dienst habende Arzt dann den Patienten sich ansieht und danach seinen Therapievorschlag macht.

GRin Dr. Pilz: Unruhe muss ja nicht unbedingt eine Krankheit sein, die medizinisch behandelt werden soll. Es ist aber offensichtlich schon so, wie ich sie verstanden habe, dass sie dann in einer medizinischen oder in einer medikamentösen Ruhigstellung das Heil sehen. Weil, wenn jemand unruhig ist, kann man ja tausend andere Sachen machen.

Generaloberin Staudinger: Ich habe versucht, zu erklären, dass zuerst, wenn Patienten unruhig sind und das ist in der Geriatrie häufig der Fall und Patienten sind auch häufig in der Nacht unruhig, dass zuerst versucht wird, im Rahmen der Pflege, der Pflegemaßnahmen - ich habe einige Beispiele genannt - den Patienten wieder zur Ruhe zu bringen. Dass er wieder ins Bett geht, dass er wieder schlafen möchte. Wenn das nicht der Fall ist, dann kann Unruhe sehr wohl auch eine medizinische Ursache haben. Dafür haben wir, Gott sei Dank, in unseren Geriatriezentren eine 24‑Stunden‑Präsenz eines Arztes, den man dann rufen kann und der dann seine Diagnose stellen kann und danach eine medikamentöse Anordnung oder auch nicht gibt.

GRin Dr. Pilz: Gut! Stellen wir einmal fest oder schließen wir nicht aus, dass der zuständige Dienst habende Arzt, die Ärztin sagt: Der Mensch ist einfach nur unruhig und nicht schläfrig, aber es gibt keinerlei Grund, ihm ein Medikament zu geben. 

Wir wissen aus der Realverfassung, unbeschadet der Personalschlüsseln, dass in der Nacht auf ca. 40 Menschen im Geriatriezentrum Am Wienerwald, zwei Dienst habende Personen da sind. Nehmen wir mal an, man hat drei bis vier unruhige Menschen, die überhaupt kein Medikament brauchen, sondern bloß Betreuung. Was tun Sie denn dann?

Generaloberin Staudinger: Die Nachtpräsenz der Pflegepersonen richtet sich nach den Betreuungsgewohnheiten der Pfleglinge in der Nacht im Sinne von Beobachtung und von Aufsicht und nicht von Pflegetätigkeit. 

Generell ist davon auszugehen, dass alle Pflegehandlungen, für die dementsprechenden Arbeitsstunden erforderlich sind, untertags gemacht werden und dass auch Heimbewohner in der Nacht schlafen, deshalb die Nachtspräsenz von zwei Pflegepersonen. Sollten tatsächlich in einer Nacht mehrere Patienten auf einmal unruhig sein und es sich nicht ausgehen, dass zwei Pflegepersonen, die auf dieser Station tätig sind, diese Anforderung erfüllen können, gibt es eine Nachbarstation, wo sehr wohl punktuell - da sind auch Pflegepersonen im Dienst - für eine Einzelintervention dementsprechend eine Pflegeperson angefordert werden kann.

GRin Dr. Pilz: Kann ich so zusammenfassen: Sie sagen, es wird nicht zur Stiftung von Ruhe in Acht‑Bett-Zimmer ein Medikament verabreicht, auch wenn man mit anderen Methoden zurecht kommen könnte, da arbeiten Sie mit erhöhtem Personaleinsatz. Das ist tatsächlich so?

Generaloberin Staudinger: Ich habe gesagt, dass ich keine Kenntnis davon habe, dass diese Vorgangsweise gewählt wird und dass es von meinem Berufsverständnis her - Berufsverständnis lege ich auch für alle anderen Pflegepersonen hier auf den Tisch - und auch vom ärztlichen Berufsverständnis her nicht darum geht, dass man generell Patienten, so wie Sie gesagt haben, ruhig stellt.

GRin Dr. Pilz: Noch etwas, wovon Sie hoffentlich doch Kenntnis haben. Es haben mir Pflegepersonen gesagt, dass es manchmal in der Nacht so ist, dass der Dienst habende Arzt sagt: Wenn Herr oder Frau X in der Nacht unruhig wird oder dieses oder jenes eintritt, dann geben Sie das und das Medikament, ich unterschreib´ die Anordnung dann in der Früh.

Auf diese Weise werden Pflegepersonen angehalten, etwas zu tun, was sie nicht dürfen, nämlich ohne vorher schriftliche Anweisung des Dienst habenden medizinischen Personals eine Medikation zu geben. Die Pflegeperson, die mir davon berichtet hat - und es war nicht nur eine - sagt, es gibt einen erheblichen Druck der Ärzte, hier nicht in der Nacht hinausgeholt zu werden, bloß weil jemand ein Medikament braucht. Auch davon wissen Sie nichts oder doch?

Generaloberin Staudinger: Ich kenne diese Diskussionen, wo es immer darum geht: Wer kommt wann in der Nacht? Es gibt eine eindeutige Richtlinie und eine eindeutige Anweisung an das Pflegepersonal und, soweit ich weiß, auch an das ärztliche Personal, dass im Anlassfall durch das Pflegepersonal der Arzt zu rufen ist und dass der Arzt auf jeden Fall, wenn er gerufen wird, auf der Station zu erscheinen hat. Wenn das nicht der Fall ist, ist das meldepflichtig und das mit betreffender Anordnung. Es gibt die Möglichkeit, im Rahmen der Dokumentation bei der Visite dementsprechend vom Arzt anzuordnen, welches Medikament der Patient in welcher Situation bekommen soll, das dann die Pflegeperson dementsprechend verabreichen kann und mit Handzeichen abzeichnen kann, dass sie das auch verabreicht hat.

GRin Dr. Pilz: Es ist um andere Fälle gegangen, wo es nicht klar ist, dass um 4 Uhr in der Früh Zustände auftreten, die einen Arzt verlangen würden. Wir wissen, dass das GZW unglaublich kolossal gut ausgestattet ist an medizinischem Personal und offensichtlich trotzdem die Nachtruhe da nicht gestört wird. 

Noch ein Letztes zu Ihrer unangemeldeten Kontrollfunktion, die Ihnen obliegen ist bis 2001. Sie haben gesagt, Sie sind unangemeldet gekommen und dummerweise gibt es keine Berichte, weil das haben Sie jeweils in den einzelnen Pflegedokumentationen vermerkt. Das wundert mich sehr, denn so eine Kontrolle hat ja nicht nur Herr X und Frau Y, sondern: Wie geht’s auf einer Station zu, wie schaut es in einer Abteilung aus? Es wundert mich auch, im Sinne der Dokumentation Ihrer Arbeit, warum Sie hier keine Berichte liefern müssen? Ich frage Sie noch einmal: War es tatsächlich so, dass Sie hier nie berichtet haben? 

Zweitens: Hat Sie nie jemand nach Berichten gefragt? War das völlig Ihrem Belieben und auch ausschließlich zur Versenkung in Dokumentationen, in individuellen Pflegedokumentationen gemacht, was Sie da unkontrolliert geprüft haben? Der Herr Pelikan im Übrigen hat gesagt, er kann sich an keine Einzige vor dem MA 47‑Bericht erinnern. Da muss irgendetwas nicht ganz zusammen passen.

Generaloberin Staudinger: Ich kann hier noch einmal aussagen und ich bin der Wahrheit verpflichtet, dass ich regelmäßig periodisch zu den unterschiedlichsten Tages- und Nachtzeiten Kontrollen gemacht habe. Dass ich nicht beauftragt und nicht verpflichtet war, hier, wenn keine Vorkommnisse waren, einen Bericht zu legen. Es waren keine negativen Vorkommnisse und ich habe jedenfalls, genau so wie meine Mitarbeiterinnen, das in der Patientendokumentation eingetragen, dass wir den Besuch abgestattet haben.

GRin Dr. Pilz: Wie oft im Monat habe Sie da besucht?

Generaloberin Staudinger: Ich war ganz sicher während meiner Tätigkeit als Leiterin der Direktion Kranken- und Altenpflege - und das kann ich auch für meine Mitarbeiterinnen sagen - täglich in irgendeinem Haus unterwegs.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Bitte, Herr GR Dr. Hahn.

GR Dr. Hahn: Frau Generaloberin! Könnten Sie nach der Unternehmungswerdung die Situation darstellen: Was ist in der ausschließlichen Verantwortlichkeit eines Pflegedirektors oder einer Pflegedirektorin? Was hat er abzustimmen innerhalb der Kollegialen Führung? Wozu bedarf eine Pflegedirektorin oder Pflegedirektor der Zustimmung durch die Teilunternehmungsdirektion oder gegebenenfalls durch die Generaldirektion?

Generaloberin Staudinger: Das Aufgabenprofil des Pflegedirektors im Bereich des ureigensten Pflegedienstes erstreckt sich über die Aufsicht der ihm unterstellten Pflegepersonen, über die Personaleinsatzplanung, über die Personalentwicklungsplanung, das Fortbildungspaket, das für die Mitarbeiter ausschlaggebend ist, um dem Gesetz zu entsprechen und auch das Qualifikationsniveau zu heben. Es obliegt dem Pflegedirektor die Pflege selbst, die Pflege an sich zu kontrollieren, das heißt, Pflegevisiten punktuell auf den einzelnen Stationen immer gemeinsam mit den leitenden Mitarbeitern durchzuführen. Es obliegt ihm, mit seinen leitenden Mitarbeitern die Pflegeorganisation, das Pflegesystem, das primär strategisch vorgegeben ist, operativ umzusetzen. Es obliegt ihm, jedenfalls im Rahmen der Betriebsführung als Mitglied der Kollegialen Führung, die gesamtbetriebliche Situation vom Management her gemeinsam mit den anderen Mitgliedern durchzuführen. 

Die ganze Abwicklung des Gesamtbetriebes im Sinne von Einhaltung der Zielvereinbarungen, die ja mit der Teilunternehmung I zu treffen sind, was den ganzen wirtschaftlichen und kaufmännischen Bereich anlangt. Es obliegt ihm auch gemeinsam mit dem ärztlichen Direktor, die medizinisch‑pflegerische Zielsetzung des Hauses für eine Arbeitsperiode festzulegen. 

Jedenfalls meldepflichtig an die Teilunternehmungsdirektion I sind etwaige Organisationsveränderungen, die hausintern stattfinden und eventuell auf den Gesamtbetrieb des Krankenanstaltenverbundes einen Einfluss haben. Ich denke da jetzt an Maßnahmen im Sinne von z.B. Aufforstung von bestimmten Leistungen, das ist mit der TU I abzusprechen. 

Mit der Generaldirektion abzusprechen ist, wenn geplant ist, irgendwelche strategischen Konzepte, die vereinbart sind mit der Generaldirektion - also bei der Pflege z.B. Pflegesystem und Pflegeorganisation - abzuändern.

GR Dr. Hahn: Ernennt ein Pflegedirektor autonom eine Oberschwester?

Generaloberin Staudinger: Es liegt in der Kompetenz des Pflegedirektors, eine Oberschwester zu ernennen, nachdem vorher ein dementsprechendes Auswahlverfahren, das natürlich transparent dargelegt werden muss - wir machen Hearings bei unseren Mitarbeitern - dass diese Hearing-Unterlagen einsichtig sind.

GR Dr. Hahn: Der Pflegedirektor ist z.B. auch zuständig für Formen von Standardisierungen, nehme ich an, hoffe ich, von Stellvertreterregelungen? Bzw. gibt es hier KAV-intern einheitliche Vorgaben?

Generaloberin Staudinger: Es gibt KAV-intern festgelegt so genannte ganzjährige Stationsschwestern-Vertretungen, die gemeinsam mit der Stationsschwester außerhalb des Turnusdienstes ihre Funktion erfüllen. Die Anzahl ist festgelegt, weil das auch im Dienstpostenplan extra ausgewiesen ist, wie der Pflegedirektor sie einsetzt, obliegt dem Pflegedirektor. Es obliegt auch dem Pflegedirektor, dort, wo keine ganzjährigen Vertretungen nominiert und festgeschrieben sind, die Vertretungsverhältnisse gemeinsam mit der zuständigen Oberschwester festzulegen, wer wann in Abwesenheit vertritt.

GR Dr. Hahn: Hat ein Pflegedirektor über seine Arbeit - so wie es sich in meiner ersten Frage beschrieben hat, schriftlichen Bericht etwa an die Teildirektion regelmäßig oder wahlweise zu geben?

Generaloberin Staudinger: Soweit mir bekannt ist, wird über die einzelnen Berufsgruppen, über die Arbeit der einzelnen Berufsgruppen, kein eigener Bericht gelegt. Allerdings wird einmal im Jahr ein Leistungsbericht von den Mitgliedern der Kollegialen Führung vom gesamten Haus eingefordert, der auch dann in den Leistungsbericht des Wiener Krankenanstaltenverbundes einfließt.

GR Dr. Hahn: Wie, würden Sie jetzt sagen, erfolgt praktisch die Kontrolle der Arbeit einer Pflegedirektorin oder eines Pflegedirektors durch die Teilunternehmung?

Generaloberin Staudinger: Die Kontrolle erfolgt durch den Leistungsbericht, der einmal im Jahr abgegeben werden muss, wo der Gesamtbetrieb dargestellt werden muss. Hier muss dargestellt werden, was im Rahmen von Fortbildungsveranstaltungen gelaufen ist. Ob die Mitarbeiter dem Gesetz entsprechend diese Fortbildungen gemacht haben. Welche Projekte gelaufen sind. Wie sich der Routinebericht darstellt. Was für das nächste Arbeitsjahr geplant ist. Das ist an sich die Kontrolle über den Leistungsbericht in die TU I und dann in die Generaldirektion.

GR Dr. Hahn: Das heißt, praktisch unterjährig gibt es so etwas Ähnliches wie Aufsichtsratssitzungen oder dergleichen oder Mitarbeitergespräche nicht?

Generaloberin Staudinger: Es gibt unterjährig - und das ist schon noch nach Berufsgruppen getrennt, das ist sichtlich aus der alten Struktur heraus - so genannte Direktorensitzungen, es gibt Pflegedirektorensitzungen, es gibt Verwaltungsdirektorenbesprechungen und, soweit ich weiß, auch ärztliche Direktorensitzungen. 

Die Pflegedirektorensitzungen - das weiß ich sehr genau, weil ich das in der alten Struktur eingeführt habe - finden in ca. sechswöchigen Abständen statt. Mit einer dementsprechenden Tagesordnung und einem dementsprechenden Protokoll, wo eben aus den Häusern berichtet wird bzw. natürlich auch rückgemeldet wird, was aus der Sicht der Teilunternehmung I respektive der Generaldirektion im Informationsaustausch zu geschehen hat, was aktuelle Punkte sind, was es zu vereinbaren gilt unterjährig.

GR Dr. Hahn: Darf ich noch einmal zum Herrn Pflegedirektor Pelikan und zur Frau Pflegedirektorin Keihsler kommen. 

Wenn ich das jetzt recht irgendwie in Erinnerung habe, dann haben die praktisch auf etwa zwei Jahre die Funktion getauscht. Ist das richtig?

Generaloberin Staudinger: ...
GR Dr. Hahn: Die Frau Keihsler hat ja krankheitsbedingt ihre Funktion im GZW nicht ausüben können. Konnte dann offensichtlich diese Tätigkeit, trotz ihrer Krankheit, in Sankt Andrä ausüben. Obwohl wir das letzte Mal vom Herrn Pelikan gehört haben, dass er jetzt in Sankt Andrä, genauso wie in Lainz ebenfalls z.B. eine 30‑stündige Überstundenpauschale hat. Er hat auch die unterschiedlichen Arbeitsanforderungen aufgrund der Größe der Häuser beschrieben. Ich hab´ eigentlich keinen Zweifel, dass das eine Full‑Time‑Tätigkeit in Sankt Andrä ist. 

Daher, bei aller gebotenen Diskretion, was Krankheiten von einzelnen Personen anbelangt, würde mich dennoch interessieren, welche Art von Krankheit war das, die man zwei Jahre haben konnte, die aber nicht daran gehindert hat, die Tätigkeiten in St. Andrä auszuüben und wo man aber dann doch sehr kurzfristig sagen konnte, ich bin wieder fit, dass ich nach Lainz übersiedle.

Generaloberin Staudinger: Über die Diagnose, das weiß ich nicht, ob ich das hier…

Vorsitzender Dr. Körber: Nein, das brauchen Sie sicher nicht sagen, die Diagnose. Es ist lediglich die Frage darauf gerichtet, wieweit Behinderungen durch eine Krankheit gegeben waren. Welchen Inhalt oder welche Bedeutung die Krankheit an sich hatte, ist hier nicht Gegenstand.

Generaloberin Staudinger: Die Behinderung hat sich daraus ergeben, dass Frau Keihsler aufgrund ihrer Erkrankung sehr häufig zu einer Therapie gehen musste und sich auch selbst therapieren musste, was auf Grund der Größe des Hauses im Geriatriezentrum Am Wienerwald eine sehr schwierige Situation war. Dazu ist gekommen, Frau Keihsler ist ja eine junge Frau, dass natürlich aufgrund dieser Erkrankung auch eine psychische Belastung aufgetreten ist und sie selber gebeten hat, sie aus diesem Umfeld für einige Zeit zu entfernen. Wir haben dem Rechnung getragen.

Zu den Anforderungen und der Größe des Hauses wäre vielleicht noch zu sagen, dass natürlich ein größeres Haus mehr nachgeordnete, leitende Mitarbeiter hat, die manches von den Aufgaben kompensieren können, als ein kleines Haus. Das nur zur Darstellung von Tätigkeitsprofilen, Arbeitsanfall.

GR Dr. Hahn: Herr Pelikan hat durchaus beschrieben, dass in dem kleinen Haus viele Tätigkeiten, was ja nachvollziehbar ist, er selbst ausüben musste, also eine höhere, ich möchte fast sagen physische Tätigkeit ausüben musste. Es wundert mich das, entweder man ist krank oder ich sag´ einmal, man ist nicht krank, aber gut. 

Eine andere Frage noch.

(Zwischenruf)

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, bitte lassen Sie den Herrn Dr. Hahn seine Fragen weiter stellen.

GR Dr. Hahn: Der jeweilige Pflegedirektor ist also auch zuständig für die konzeptionelle Erstellung der Pflegedokumentation? Wir haben im Zuge der Befragungen hier festgestellt, dass es sehr wohl hausinterne Unterschiede gibt.

Generaloberin Staudinger: Es gibt Rahmenrichtlinien für Pflegedokumentation, die von der Generaldirektion herausgegeben wurden. 

Diese Rahmenrichtlinien orientieren sich einerseits an den berufsgesetzlichen Bestimmungen, also am Gesundheits- und Krankenpflegegesetz und an den krankenanstaltengesetzmäßigen Bestimmungen, wo alle wesentlichen Faktoren, die eine Pflegedokumentation enthalten muss, bis hin zum Durchführungsnachweis festgeschrieben ist. 

Wir haben diese Richtlinien der Pflegedokumentation auch mit der Aufsichtsbehörde und mit Magistratsabteilung 15 abgestimmt, vor allem nach Inkrafttreten des neuen Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes. Diese Richtlinie ist nach außen gegangen und das ist der Rahmen. Wenn es hausintern aufgrund eines besonderen Bedarfes oder eines besonderen Bedürfnisses oder Organisation in einem Haus Änderungen gibt, dann obliegt das dem Haus.

GR Dr. Hahn: Ich möchte gerne den Antrag stellen, dass wir diese Rahmenrichtlinie für unseren Akt beischaffen.

Vorsitzender Dr. Körber: Sind die verfügbar? (Zwischenruf)
GR Dr. Hahn: Danke. Ich möchte noch eine letzte Frage stellen.

Frau Generaloberin! Sie sind jetzt schon viele Jahre, wie wir gehört haben, im engsten Führungskreis des KAV oder der städtischen Spitalsverwaltung. Nun hat also vor kurzem der Herr Bürgermeister angekündigt, aufgrund der Ereignisse im GZW, dass bis zum Jahr 2010 eine zusätzliche Pflege-Milliarde, in Euro, zur Verfügung gestellt wird. 

Gibt es seitens der Führungsgremien des KAV schon erste Überlegungen, was man prioritär mit dem Geld wann und vor allem Dingen zum Beispiel schon im nächsten Jahr machen wird?

Generaloberin Staudinger: Fest steht, dass im nächsten Jahr als erster Schritt einmal der Pavillon IV im Geriatriezentrum Am Wienerwald begonnen wird, umzubauen, dass man das vorher absiedeln muss und dass der Pavillon IV umgebaut wird. Dass als nächster der Pavillon XIII umgebaut wird am Geriatriezentrum Am Wienerwald. Fest steht aber auch, dass natürlich die anderen Geriatriezentren, die anderen alten Geriatriezentren ebenfalls bei den Umbaumaßnahmen, bei der Erhebung der Hotelqualität nicht zu kurz kommen dürfen. Es gibt das Projekt Geriatriezentrum Liesing, das in Planung ist, aber nicht ausfinanziert ist. Ich denke, hier muss man Überlegungen anstellen. 

Es gibt neben dem Pavillon VI im Pflegeheim Baumgarten noch weitere Pavillons, die im Pflegeheim Baumgarten zu sanieren sind.

GR Dr. Hahn: Was wird im nächsten Jahr aus heutiger Sicht zusätzlich noch getan zu dem, was ursprünglich schon geplant war, was jetzt aufgrund der Zusage des Bürgermeisters möglich erscheint?

Generaloberin Staudinger: Also, jedenfalls der Pavillon IV, weil der war nicht in Planung.

GR Dr. Hahn: Das ist das Einzige aus heutiger Sicht?

Generaloberin Staudinger: Das ist das, was heute schon fest steht. Das andere muss natürlich auch gezielt aufgrund der Anstaltentwicklungspläne und der Zielpläne in den Geriatriezentren im Detail mit den Häusern geplant werden, das ist die eine Seite. 

Und auf der anderen Seite muss man ja auch, um diese Versorgungssicherheit nicht zu gefährden, einmal Kontakt aufnehmen mit dem, was auch der Herr Bürgermeister gesagt hat, dass man nämlich auch wesentlich mehr bei privaten Anbietern Möglichkeiten hat, zukünftige Heimbewohner unterzubringen, denn sonst gibt es schlichtweg eine Versorgungslücke. Denn wir müssen, wenn wir Pavillons sanieren, diese Pavillons von Heimbewohnern frei machen, um sie sanieren zu können.

GR Dr. Hahn: Meine letzte Frage Herr Vorsitzender! Frau Generaloberin! Mit Ihrer langjährigen Führungserfahrung: Wie stehen Sie zu dieser Idee Führungsfunktionen - ob das jetzt der Pflegedirektor, ein technischer Leiter etc. ist, so wie das in vielen anderen Bereichen, nicht nur in der Privatwirtschaft, üblich ist - zeitlich zu befristen?

Generaloberin Staudinger: Ich stehe dieser Idee sehr positiv gegenüber und kann vielleicht dazu sagen, ich selber habe jeweils einen Fünfjahresvertrag.

GR Dr. Hahn: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Mag. Schmalenberg.

GRin Mag. Schmalenberg: Danke. Ich möchte gleich ein bisschen anschließen bei den Umbaumaßnahmen im Geriatriezentrum Am Wienerwald. 

Eine Mitarbeiterin hat mir erzählt, dass beispielsweise mit der Absiedlung des Pavillons XIII erfolgt ist und dass auch schon begonnen worden ist mit den Umbauarbeiten, dass dann aber plötzlich die Raten eingestellt wurden. Das deckt sich mit dem, was Sie gesagt haben, dass es zu Verzögerungen beim Umbau gekommen ist. Welche Maßnahmen wurden dann getroffen?

Generaloberin Staudinger: Der Pavillon XIII war als Pavillon, wie Sie richtig gesagt haben, für eine Sanierung bereits vorgesehen. Aufgrund der gesamtfinanziellen Situation im Wiener Krankenanstaltenverbund musste diese Sanierungsmaßnahme zurückgestellt werden. 

Wir haben als Maßnahme, nachdem wir die Heimbewohner aus dem Pavillon XIII schon begonnen haben, abzusiedeln, weil er wirklich baulich, technisch in einem sehr schlechten Zustand war, die Absystemisierung vorgenommen. Es sind daher auch - das werden Sie ja aus Ihren Unterlagen sehen - 105 Betten im Geriatriezentrum Am Wienerwald im Pavillon XIII gesperrt. Das heißt, dieser Pavillon ist jetzt leer und ist deshalb auch als zweiter Pavillon, im Rahmen der Sanierungsmaßnahmen in der Priorität ganz vorne, um ihn zu sanieren.

GRin Mag. Schmalenberg: Wann wird die Sanierung abgeschlossen sein?

Generaloberin Staudinger: Ich bin jetzt kein Techniker, ich weiß nur, dass eine Pavillonsanierung mit allen erforderlichen Planungen, Ausschreibungen, das ist ja ein großes Bauvorhaben, all´ den Genehmigungsverfahren, inklusive der Bauzeit, bis er wieder zu besiedeln ist, einen Zeitrahmen von etwa zwei Jahren hat. Bitte mich nicht festzunageln, ich bin kein Techniker, aber sicher mehr als zwei Jahre dauert das, bis das wieder in Betrieb genommen werden kann. Je nachdem, wie schnell die Bewilligungsverfahren etc. vonstatten gehen.

GRin Mag. Schmalenberg: Ich bin auch kein Techniker, aber ich möchte nur anmerken, dass der Anstaltenentwicklungsplan, in dem diese Umbauarbeiten auch geplant worden sind, mittlerweile fast über 10 Jahre alt sind. Also, so ist das auch wieder nicht. 

Ich hätte jetzt noch eine Frage zu den Schlüsseln. In vielen Sitzungen des Gesundheitsausschusses - es hat eine gesundheitspolitische Kommission gegeben, die einige Zeit getagt hat - wurden immer wieder verschiedene Modelle und Verhältnisse Pflegepersonen zu Patienten genannt. Jetzt haben Sie heute gesagt, da sind 70 Posten, Planstellen im Geriatriezentrum unbesetzt. Wie viele Pflegepersonen fehlen dann pro Station?

Generaloberin Staudinger: Ich möchte vielleicht sagen, ich habe ausgesagt, dass zum Zeitpunkt, wo der Direktor Pelikan das Haus verlassen hat, 70 Dienstposten unbesetzt waren, das stimmt. 

Ich kann Ihnen berichten, dass laut Personalcontrolling von gestern vom 1.9. bis 12.11. 2003 75 Aufnahmen getätigt wurden, teilweise diplomiertes Pflegepersonal, teilweise Pflegehelfer, jedenfalls jene Abteilungshelferinnen, die zum Ersatz für die geschaffen wurden, die im Jänner eine Ausbildung zur Pflegehilfe beginnen, sodass sich aus dem Personalcontrolling von gestern auf dem Dienstpostenplan ein Unterstand von 4 Pflegepersonen ergibt. Aus dem Personalcontrolling von gestern. 

Noch einmal: Diplomierte Pflegehelfer und Abteilungshelfer als Ersatz für jene, die ab Jänner mit der Ausbildung zur Pflegehilfe beginnen.

Das Geriatriezentrum Am Wienerwald - rein von den Kennzahlen her - hat, wie fast alle anderen Geriatriezentren auch, wenn man die Überstunden dazurechnet, die die Mitarbeiter leisten in Arbeitsstunden, eine Kennzahl pro hundert Bewohner von 58 bis 59 Pflegepersonen. Das ist die Kennzahl. Was natürlich hier dazu kommt - und das muss man immer wieder dazu sagen - ist, dass der tatsächliche Stand vor Ort, die tatsächlichen Arbeitsstunden vor Ort, häufig weniger sind, weil hier natürlich Fehlzeiten zu kompensieren sind, vor allem unvorhersehbare Fehlzeit. Ich kann vorhersehbare Fehlzeit wie Gebührenurlaub etc. sehr wohl einplanen im Rahmen der Diensteinteilung. Ich kann das aber nicht mit unvorhersehbaren Fehlzeiten, wie akuten Krankenstände etc.

GRin Mag. Schmalenberg: Nach meiner Information waren zum Zeitpunkt der Vorfälle - nicht heute, sondern eben wie die Überprüfung der MA 47 vorgenommen wurden - 1,3 Posten pro Station unbesetzt und von 6 Stationen waren 4 Stationen, wo eine Pflegeperson zu wenig ist. 

Jetzt frag´ ich mich: Diese Personalsituation ist ja nicht neu, das müsste Ihnen schon lange bekannt gewesen sein. Sie haben gesagt, Sie haben versucht, da gegenzusteuern und haben eine Ausbildungsoffensive durchgeführt. Nach meinen Informationen wurde aber in den Jahren 1998 bis 2001 die Zahl der Ausbildungsplätze stark reduziert, innerhalb von 4 Jahren eine Reduktion um 50 %. Wie hoch sind da die Einsparungen, die der Krankenanstaltenverbund dadurch erreicht?

Generaloberin Staudinger: Da würde ich wirklich gerne wissen, woher Sie diese Zahlen haben? 

Wir waren in Wien nach dem neuen GUKG so ziemlich das einzige Bundesland, das keine Ausbildungsplätze zurückgenommen hat. Weder in der Fachausbildung erster Bildungsweg, im Gegenteil, wir haben den zweiten Bildungsweg aufgestockt und wir haben die Pflegehelfer‑Lehrgänge verdreifacht, auch zur Unterstützung für eine Ausbildungsoffensive des Dachverbandes. Wir haben auch im Bereich der Fort- und Weiterbildungen an der Akademie keinen einzigen Platz reduziert. 

Vielleicht könnten Sie mir sagen, woher Sie diese Zahlen haben und wir können das dann klären. Also, das haben wir sicher nicht getan. Im Gegenteil, jetzt haben wir noch mehr Ausbildungsplätze, diese Pflegehelfer‑Lehrgänge im Rahmen der jetzigen Ausbildungsoffensive sind drei Klassen zusätzlich, wo einer im Jänner beginnt, einer im Februar und einer im März.

GRin Mag. Schmalenberg: Aufgrund von Anfragen, die wir im Gemeinderat gestellt haben, wurden uns diese Zahlen beantwortet. Ich kann nur sagen: Im Jahr 1999 haben 531 Schülerinnen ein Diplom erhalten, im Jahr 2000  480, im Jahr 2002  304, im Jahr 2003  257. Man kann anhand dieser Zahlen sehr deutlich sehen, dass hier eine Reduktion stattgefunden hat. Diese Zahlen haben wir aufgrund von Gemeinderatsanfragen, die wahrscheinlich Sie beantwortet haben, bekommen.

Generaloberin Staudinger: Ich glaub´, man muss es auseinander halten, dass eine sind die Ausbildungsplätze und die Kapazitäten, die wir anbieten. Und das Zweite sind die Absolventen, die diese Ausbildung absolvieren. Es ist tatsächlich so, das wir in den letzten Jahren, trotz Eignungstests für die Aufnahme im ersten Bildungsweg, auch bereits während der Ausbildung eine relativ hohe Austrittsquote haben. Das, was Sie mir jetzt vorgelesen haben, sind die Absolventenzahlen aus dem Bereich der Gesundheit- und Krankenpflegeschulen. Was wir wirklich haben, sind weniger Absolventen, aber wir haben keine Ausbildungsplätze reduziert.

GRin Mag. Schmalenberg: Sie haben in Ihren Ausführungen vorher davon gesprochen, dass es eine große Abwanderung von Personal gibt und zwar in den privaten Bereich, in den Akutbereich und auch ins Ausland. 

Wie wird oder wurde dieser Entwicklung gegengesteuert?

Generaloberin Staudinger: Wir haben aufgrund dieser Tendenzen - dazu mussten wir uns entschließen - für die Mitarbeiter eine Verpflichtungserklärung, eine Verpflichtung eingeführt, nach absolvierter Ausbildung mindestens drei Jahre bei der Stadt Wien zu verbleiben, bzw. wenn der Mitarbeiter uns verlässt, die anteiligen Ausbildungskosten zurückzuzahlen.

GRin Mag. Schmalenberg: Sie haben vorher gesagt, dass Mitarbeiter sogar ins Ausland abwandern und Wien müsse auf der anderen Seite wieder Pflegekräfte aus dem Ausland holen. Ist das nicht ein bisschen widersinnig?

Generaloberin Staudinger: Ich glaube, man muss jedem in Beruf Stehenden eine gewisse Mobilität zugestehen. Ich denke mir, das ist wichtig und gerade für den Bereich der Gesundheits- und Krankenpflege, wie für andere Gesundheitsberufe, ist ein Austausch an Erfahrungen aus anderen Ländern durchaus befruchtend, weil viele Mitarbeiter kommen nach einiger Zeit auch wieder zurück. Genau so befruchtend und positiv ist es, wenn Mitarbeiter aus dem Ausland bei uns ihre Tätigkeit aufnehmen und sie sind geschätzte Mitarbeiter.

GRin Mag. Schmalenberg: Könnte es nicht sein, dass dieser Umstand aufgrund einer zu geringen Bezahlung der Fall ist?

Generaloberin Staudinger: Über Höhe von Gehältern kann man wahrscheinlich immer und sehr lange diskutieren. Ich möchte nur sagen, dass wir 1990 ein eigenes Gehaltsschema für den Bereich der Gesundheits- und Krankenpflege geschaffen haben. An dieses Gehaltschema hat sich dann ganz Österreich angelehnt und vor allem auch der Wiener Raum. Es wird hier nach dem so genannten K-Schema besoldet, das sich aus einem Grundgehalt und aus Nebengebühren zusammensetzt. Das ist das offizielle Gehaltschema der Stadt Wien.

GRin Mag. Schmalenberg: Glauben Sie, wenn man die Pflegepersonen besser bezahlen würde, dass dann die Motivation, in diesen Beruf zu gehen, größer wäre?

Generaloberin Staudinger: Noch einmal: Über Gehaltshöhen kann man diskutieren. Ich habe während meiner Managementausbildung gelernt, das Geld in letzter Konsequenz wichtig ist, aber ein so genannter Hygienefaktor ist und dass das Geld, das man zusätzlich bekommt, sehr kurzfristig wirkt. Ich glaube, dass es vor allem auch darum geht - und das ist ja jetzt auch Thema in dieser Kommission, dass man versucht - natürlich, Gehalt braucht man zum Leben - an den Arbeitsbedingungen zu arbeiten um Personal länger in der Organisation zu halten.

GRin Mag. Schmalenberg: Ich hab´ noch eine Frage bezüglich der Pooldienste. Sie haben schon gesagt, private Träger nehmen auch Personal aus Pooldiensten. Es sind oft auch Mitarbeiter im Krankenanstaltenverbund beschäftigt, die als Poolpersonal dann in anderen Institutionen arbeiten. Was macht der Krankenanstaltenverbund, um diesen Abfluss einzudämmen?

Generaloberin Staudinger: Der Krankenanstaltenverbund als öffentlicher Dienstgeber hat natürlich in Entsprechung des Dienstrechtes Nebenbeschäftigungen zu prüfen und im Dienstweg einzureichen. Es werden sehr genau die Anträge auf Nebenbeschäftigung geprüft, ob sie mit dem Dienstbetrieb, den dienstlichen Erfordernissen in der eigenen Institution im Einklang zu bringen sind. Sie werden nur dann genehmigt, wenn dies der Fall ist. Sie werden weitergeleitet in diesem Fall. Nebenbeschäftigungen genehmigt die Magistratsabteilung 2 und nicht der Krankenanstaltenverbund.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. 

Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frau Kollegin Pilz hat vorhin behauptet, dass es im Pflegebereich Patienten gäbe, die durch Medikamenten ruhig gestellt werden und dass sie auch über Informationen aus dem Pflegepersonalbereich dazu verfüge. Es wurde auch bereits in einer Tageszeitung angekündigt, dass das auch heute hier Thema sein soll. 

Ich möchte daher einen Beweisantrag einbringen zur Ladung von Frau GRin Dr. Pilz betreffend der Klärung von schwerwiegenden Vorwürfen hinsichtlich der Verabreichung von Medikamenten, aber auch zur Frage, welche sonstigen konkrete Vorwürfe erhoben werden. 

Frau GRin Pilz hat ja in diversen Debatten sowohl im Gemeinderat, aber auch über Medien zahlreiche Vorwürfe erhoben, die, wie ich meine, im Zuge einer Befragung auch konkretisiert werden sollen. Weil es auch die Chance dieser Untersuchungskommission ist, von Vorwürfen auch zu konkreten Aussagen zu gelangen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist dazu eine Äußerung seitens der Kommissionsmitglieder zu diesem Antrag gewünscht? 

Dann darf ich bei der Gelegenheit gleich sagen, wir haben auch noch die Beschlussfassung ausständig über den Antrag des Herrn Dr. Serles. Ich glaube, wir können das gleich verbinden. Ist also dazu noch etwas zu sagen? - Es liegen also dann zwei weitere Beweisanträge vor. Darf ich feststellen, dass ... Bitte?

GR Dr. Hahn: Entschuldigung, es muss nicht ein Beweisantrag sein. Wenn die Pflegedokumentationsrichtlinien heute gleich kopiert und ausgeteilt werden können, ist es für mich erledigt.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, diesen Antrag ...

GR Dr. Hahn: Wenn es einfacher ist, stelle ich den Antrag.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, bitte. Ein dritter Antrag auf diese Pflegedokumentationsrichtlinien. Wir haben drei Anträge vorliegend. Ich darf feststellen, dass sie einstimmig angenommen werden und keine Stimmenenthaltung vorliegt. Danke. Sind noch weitere Fragen an die Zeugin? Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Frau Generaloberin! Sie haben davon gesprochen, dass Personalnot ist. Das ist uns durchaus bekannt und wird auch immer wieder thematisiert. Gleichzeitig gibt es eine große Knappheit, was die Überstunden betrifft, die pro Station und Abteilung im Kontingent zur Verfügung stehen. Nach meinen Informationen werden diese Überstunden in Zeit abgegolten, das heißt, die Pflegepersonen können nicht darauf rechnen, dass sie eine Gehaltszubuße durch die Erledigung von Überstunden bekommen können. Zeitausgleich ist schwierig, wenn man unter Personalnot steht. Das leistet Fachleuten Vorschub in die Abwanderung in Pooldienste. Das ist kontraproduktiv für die Bedürfnisse der Geriatriezentren. Wie gehen Sie damit um?

Generaloberin Staudinger: Wir haben seit Jahren, nicht nur im Pflegedienst, sondern auch bei anderen Mitarbeitergruppen im Rahmen des Personalbudgets eine Dosierung im Bereich der Überstunden, die im Rahmen der Zielvereinbarungen mit den einzelnen Einrichtungen vereinbart werden. Das Geriatriezentrum Am Wienerwald verfügt über ein sehr umfangreiches Überstundenkontingent oder Überstundenbudget. Für das Arbeitsjahr 2003 waren einmal primär bei der Zielvereinbarung für 3,4 Millionen EUR Überstundenbudget vorgesehen. Wir haben aufgrund der aktuellen Situation, weil das Haus mit diesem Budget in dieser Form, Überstundenbudget nicht mehr ausgekommen ist, am 23.9.2003 75.000 EUR dazu budgetiert, um Überstunden abrechnen zu können. Das ist das Geriatriezentrum Am Wienerwald. 

Jedes andere Haus hat im Rahmen des Personalbudgets für die Dienstposten und für Überstunden ein Budget und hat die Möglichkeit, hausintern diese Überstunden je nach Bedarf an Bedienstete weiterzugeben und auch Umschichtungen innerhalb der einzelnen Bedienstetengruppen vorzunehmen.

GRin Dr. Pilz: Sie haben mir jetzt die Frage nicht beantwortet, ob durch diese Situation es für Mitarbeiter, Mitarbeiterinnen attraktiv wird, in Pooldienste auszuwandern. Da gibt es Berichte, dass man mit Zeitausgleich schaut, dass man um 18.30 Uhr schon weg kann, damit man um 19 Uhr in einem Pooldienst schon seine Tätigkeit anfängt. 

Können Sie sagen, dass so etwas nicht passiert, dass es Leute gibt, die entweder aus einem Pooldienst kommen oder in einen Pooldienst gehen und auf diese Weise möglicherweise zwei volle Dienste hintereinander machen?

Generaloberin Staudinger: Ich kann das nicht ausschließen, weil ich die Mitarbeiter, wenn sie den Dienstort verlassen, nicht kontrollieren kann, darf und will. Aber es gibt schon so etwas wie eine Eigenverantwortung der Mitarbeiter und das ist auch eine der Berufspflichten - es wurde heute schon das Gesetz zitiert, dass es hier darum geht, seinen Dienst nach Wahrung aller Interessen - das sind auch die Interessen entweder unsere Heimbewohner oder wo die Kollegin hingeht, ihren Dienst zu machen - es gibt so etwas wie eine Eigenverantwortung. Ich kann das nicht ausschließen, wenn sie in ihre Freizeit geht, wo sie hingeht und was sie macht.

GRin Dr. Pilz: Ich finde es schlimm, das es so ist. Es kann, denke ich, für beide Institutionen, wo das Personal arbeitet, schlecht sein und ganz besonders für die Person selber. Sie müssten sich dem auch irgendwann einmal stellen und können nicht sagen: Dumme Sache, es ist halt so.

Generaloberin Staudinger: Es gibt sehr wohl die Verantwortung der leitenden Mitarbeiter - jetzt wieder aus der eigenen Organisation her gesehen - sich von der Dienstfähigkeit der Mitarbeiter zu überzeugen. Ich denke mir, das ist etwas, dass muss man ohnehin tun, wenn man den Mitarbeiter im Dienst hat. 

GRin Dr. Pilz: Wenn einer im Stehen wankt und umfällt vor Müdigkeit wird man es feststellen, vielleicht stellt man es sonst nicht so leicht fest. 

Ich habe jetzt noch eine einzige Nachfrage zu dem Problemkomplex Anti-Dekubitus‑Systeme. Ein Teil der Personalsituation ist die Dokumentation, die offensichtlich in ihrer Art, wie sie erhoben wird, nicht sehr modern ist - um es einmal so zu sagen - weil mit EDV-Unterstützung würde alles viel schneller gehen, dann könnte man gut dokumentieren und Zeit sparen. Das hupfen manche Private schon vor.

Das Zweite ist, dass sehr viel Last auf das Pflegepersonal dadurch ungerechtfertigterweise abgeladen wird. Wenn man keine Anti‑Dekubitus‑Systeme hat, geht man Lagerung wechseln. 

Wir wissen, schlimm genug, dass in vielen Dokumentationen nicht drinnen steht, dass dieser Lagerungswechsel durchgeführt wurde. Da sagen jetzt die einen man hat ihn gemacht und nur nicht dokumentiert. Die Dekubitusrate spricht eine andere Sprache. Denn wenn man sich die deutschen Standards anschaut, dass man nämlich Dekubitus schon als Kunstfehler sieht, dann sind wir noch sehr weit weg von wirklich modernen Verhältnissen. 

Diese Anti-Dekubitus-Systeme kosten 14 Euro pro Tag, wenn man sie einsetzt. Das Personal zum Umlagern, wenn es nichts anderes tut, als eine Person umlagern in der selben Zeit, 155 EUR. Dazu kommt noch, dass es ziemlich lästig ist, wenn man in der Nacht pausenlos umgelagert wird. Man will nämlich schlafen, da bekommt man sicher einen Zorn, das können Sie sicher nachvollziehen. Das ist alles bei einem maschinellen System nicht der Fall. Wieso helfen Sie der Personalnot nicht dadurch ab, indem sie endlich flächendeckend diese modernen Systeme einführen.

Generaloberin Staudinger: Es gibt in allen Geriatriezentren Anti‑Dekubitus‑Systeme mit unterschiedlicher Qualität, in unterschiedlicher Tiefe, in unterschiedlichen Ausprägungsgrad, jeweils dem Bedarf der Heimbewohner entsprechend für den Einsatz der Dekubitus-Instrumente, das kann man letztendlich nur vor Ort entscheiden. Die Möglichkeit, das anzuschaffen, gibt es im gesamten Krankenanstaltenverbund. 

GRin Dr. Pilz: Das, was es gibt und könnte und was man machen könnte, Frau Staudinger, das können wir uns vorstellen. Wir wissen auch, es wäre schlimm, wenn es keine Anti‑Deku-bitus‑Systeme gäbe. 

Wir reden davon, dass immer noch Menschen mit Dekubitus III und IV auf ordinären Krankenhausmatratzen oder auf Würfelmatratzen gelagert werden. Wir reden davon, dass es Dekubitus gibt und dass z.B. in Deutschland schon eine Beweislastumkehr gilt. Da muss die Institution, wenn ein Dekubitus auftritt, nachweisen, dass sie nicht Pflegemängel zu verantworten hat. Offensichtlich gelten in Österreich ganz andere Standards oder in Deutschland sind alle blöd und übertreiben.

Generaloberin Staudinger: Ich möchte hier vielleicht sagen, dass wir den Standard für die Dekubitus-Prophylaxe und die Dekubitus-Versorgung nach der Universität Witten - von der Frau Christl Bienstein, die von ihrem Quellberuf her diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegeperson ist - anwenden und sehr wohl im internationalen Niveau mithalten können. Dann würde ich wirklich bitten, wenn ein Dekubitus-Stadium III/IV in einem ganz normalen Bett liegt, dass man diesen Anlassfall meldet, sodass man der Sache nachgehen kann, weil das ist nicht Standard und nicht …

GRin Dr. Pilz: Das heißt, seit der PRINZ-Studie im Jahr 1996 hat sich die Situation radikal unfassbar gut verändert, weil dort waren etliche Prozentsätze auf ganz normalen Krankenhausbetten. Sie haben zwar etliche Anti‑Dekubitus‑Systeme mittlerweile abgezogen, abgezogen aus dem Geriatriezentrum Am Wienerwald, wie wir ja heute schon gehört haben. Es ist trotzdem nicht der Fall, dass Leute, die einen Dekubitus haben, auf Normalmatratzen liegen? Sie liegen alle auf wunderbaren Systemen, ist das so?

Generaloberin Staudinger: Ich würde nochmals bitten, diesen Anlassfall Dekubitus III oder IV mir zu nennen, damit ich mir das anschauen kann. Wir haben sehr wohl Anti‑Dekubitus‑Syste-me ausgeschieden, aber andere modernere wieder angeschafft. Und das gilt sowohl für das Geriatriezentrum Am Wienerwald als auch für andere Geriatriezentren.

Vorsitzender Dr. Körber: Fertig, Frau Dr. Pilz? Dann bitte Frau Dr. Korosec.

GRin Korosec: Frau Generaloberin! Sie haben gesagt, dass vom 1.9. bis zum 12.11.2003  75 Aufnahmen stattgefunden haben, das ist sehr positiv. Sie haben auch gesagt, dass Sie einen Kontrollbericht von gestern haben, wo auf 100 Bewohner 58 bis 59 Pfleger, Pflegerinnen kommen. An sich eine gute Kennzahl. Weil international laut WHO ist 1 : 3, an sich könnte man sagen, wunderbar. 

Jetzt frage ich Sie: Wenn so ein Kontrollbericht von gestern vorliegt, wie viel waren gestern tatsächlich Bewohner und wie viel Personal ist gestern zur Verfügung gestanden.

Generaloberin Staudinger: Ich hab´ diese aktuellen Zahlen jetzt nicht da, die kann ich aber gerne nachliefern.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

GRin Korosec: Darum würde ich bitten.

Die nächste Frage: Es wird immer Kritik daran geübt - und möglicherweise ist da auch etwas dran, dass die Pflegedokumentation zu aufwendig ist. Dass man einfach zu wenig Zeit hat für den Pflegeheimbewohner und so viel mit Bürokratie beschäftigt wird. Das heißt - und das ist auch Ihre Aufgabe als Führungskraft - Überlegungen anzustellen: Wie kann man das ändern? Welche Vorstellungen haben Sie, dass eine gute Dokumentation vorhanden ist, aber das trotzdem der Aufwand für das Pflegepersonal geringer wird. 

Generaloberin Staudinger: Die Frage, die heute schon einmal gestellt wurde, in welche Richtung wir die Reformen vorhaben. Die Reformen, die jetzt bereits in Umsetzung sind, ist eine geplante gemeinsame Patientendokumentation Arzt/Pflegepersonal, um einerseits Doppelbefragungen an Heimbewohner oder an Patienten zu verhindern und auch Doppeldokumentationen zu verhindern. Wir haben einmal begonnen mit der Arztanamnese und mit der Pflegeanamnese, das läuft jetzt, das ist im Probelauf und wir werden das natürlich auf die gesamte gemeinsame Dokumentation ausdehnen, allerdings in der Papierform. 

Ich gebe der Frau Dr. Pilz Recht, es wäre wünschenswert, wenn wir in Zukunft auch die Patientendokumentation flächendeckend auf EDV hätten. Nur muss dieses Instrument dann auch wirklich flächendeckend funktionieren, weil ansonsten ist das doppelte Arbeit und würde eher die Situation verschärfen als entschärfen.

GRin Korosec: Meine letzte Frage: Sie kennen ja sicher den Pflegeheimplan 2001. Da werden viele Defizite aufgezeigt, vieles soll raschest gemacht werden. Welche Vorstellungen haben Sie dazu?

Generaloberin Staudinger: Ich denke, dass dieser Pflegeheimplan erstmals eine Möglichkeit war, die gesamte Wiener Situation zu erfassen und eine Ist-Zustand-Erhebung zu machen und von den Experten die Wünsche und die Vorstellungen einer modernen Geriatrie einzubringen. Ich glaube, dass er als Grundlage für die im Jahr oder zwei Jahre darauf folgende Arthur AndersonStudie gut war, die viele der Erkenntnisse aus diesem Pflegeheimplan eingearbeitet hat und jetzt dazu dient, um die Reformen „Soziale Sicherheit in Wien“, sag´ ich jetzt einmal, unter dem Begriff, einzuleiten. Das trifft nicht nur den Wiener Krankenanstaltenverbund, sondern das trifft ja die gesamte Wiener Situation und für uns ist das wichtig, weil wir ja die Kooperationspartner, die so genannten privaten Einrichtungen brauchen, wenn wir unsere Geriatriezentren von Hotelstandard her modernisieren. 

GRin Korosec: Aber meinen Sie nicht, Frau Generaloberin, der Bericht ist jetzt zwei Jahre alt, dass alles sehr langsam vor sich geht? Es ist bisher noch nichts geschehen. Das heißt, es ist eingearbeitet und man überlegt, zwei Jahre sind für jemand, einen Heimbewohner eine lange Zeit. Gerade in diesem Bereich, wo es um alte Menschen geht, wäre es doch notwendig, dass sehr rasch - wer rasch hilft, hilft doppelt - Maßnahmen gesetzt werden.

Generaloberin Staudinger: Ich kann das schon verstehen, dass hier sehr rasch Aktionen gesetzt werden müssen. Auf der anderen Seite - ich war in vielen Expertenarbeitsgruppen, was die Pflege betrifft, dabei - ist es schon ein sehr komplexes Thema, das schon auch differenziert zu diskutieren ist und wo mehrere Organisationen an diesen Diskussionsprozess beteiligt sind. Die Zeit ist mir in einzelnen Arbeitskreisen auch im Rahmen der Arthur Anderson-Studie fast ein bisschen zu kurz gekommen und viele der Ergebnisse sind ja jetzt in den Entwurf des Wiener Heimgesetzes eingeflossen und werden auch, davon gehe ich aus, in die Verordnung einfließen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Noch weitere Fragen an die Zeugin? Dann setzen wir gleich fort, bitte.

GRin Trammer: Danke schön Herr Vorsitzender. Frau Generaloberin Staudinger! Sie sitzen nicht das erste Mal, nicht vor einer Kommission, aber sagen wir einmal in einer Öffentlichkeit, wo Sie sich über Beschwerden, die den Krankenanstaltenverbund betreffen, verantworten müssen. 

Erinnern Sie sich an das Jahr 2001, da hat die Volksanwaltschaft einen Bericht bezüglich Beschwerdemanagement gelegt und Sie haben sich öffentlich entschuldigt in einer ORF-Sendung des Volksanwaltberichtes. Erinnern Sie sich daran? 

Generaloberin Staudinger: ...

GRin Trammer: Ich darf aus diesem Volksanwaltsbericht zitieren: "Im konkreten Fall hätte man nach Ansicht der Volksanwaltschaft dem Ersuchen einer 96‑Jährigen nach Kontaktaufnahme mit der Tochter Folge leisten können, wenn man ausgehend von seinen Angaben, Bemühungen gesetzt hätte, um diese telefonisch zu erreichen und zu bitten, beruhigend auf ihren Vater einzuwirken. Laut Krankengeschichte ist der Patient in der Folge unruhig geworden und einmal aus dem Bett gefallen. Diese - wurde bildlich als auch durch eine Hausärztin tags darauf schriftlich, -dokumentierten Verletzungen weisen aus der Sicht der Volksanwaltschaft jedenfalls darauf hin, dass die Verletzungen, obwohl dies in der Krankengeschichte anders dokumentiert ist, nicht bloß von einem Sturz herrühren. 

Während die Magistratsdirektion gegenüber der Volksanwaltschaft eine Mauer des Schweigens errichten wollte, wurde Frau Stadträtin Dr. Pittermann‑Höcker in einem ergänzenden Gespräch von der Volksanwaltschaft davon informiert, dass auch Mitarbeiter über das schlechte Arbeitsklima an der besagten Station klagen, die Fluktuation des Pflegepersonals dort höher als üblich ist und mehrere Beschwerden, die überwiegend nur diese eine Station eines Spitals betreffen, vorliegen. 

Es gilt daher zu klären, ob es nicht möglich und geboten ist, die dort zu erbringende Dienstleistung tatsächlich patientengerechter zu optimieren. Es ist auch im Interesse des Krankenanstaltenverbundes gelegen, negative Einzelerfahrungen von Patienten und Angehörigen zu resümieren und durch ein entsprechendes Beschwerde- und Qualitätsmanagement sicherzustellen, dass das gute Image der Wiener Spitäler erhalten bleibt."

Frau Generaloberin Staudinger! Sie zeichnen sich für diesen Qualitätsbericht 2001 verantwortlich?

Generaloberin Staudinger: ...

GRin Trammer: Wie kommt es aber dann immer wieder zu solchen Vorfällen, zu solchen Anschuldigungen, dass Sie immer wieder in der Öffentlichkeit Stellung nehmen müssen zu mangelndem Beschwerdemanagement und zu mangelnder Qualität in der Pflege?

Generaloberin Staudinger: Ich denke, Qualitätsarbeit ist wichtig und notwendig und ich stehe absolut zu einer strukturierten Qualitätsarbeit. Aber alle, die sich mit Qualitätsarbeit auseinander setzen, wissen, dass es eine Null-Fehler-Quote nicht gibt. 

Ich möchte vielleicht noch ergänzend dazu sagen, der Wiener Krankenanstaltenverbund verfügt über ca. 700 Stationen und wir sprechen hier jetzt über eine bzw. zwei Stationen im Geriatriezentrum Am Wienerwald, das ist Anlass dieser Untersuchungskommission. Sie haben jetzt eine Station aus einem unserer Schwerpunktkrankenhäuser genannt.

GRin Trammer: Es zeigt aber ein Bild Ihres Qualitätsberichtes und Ihrer Evaluation. Wie gehen Sie mit dem Beschwerdemanagement konkret um?

Generaloberin Staudinger: Wir haben in jedem Haus für das Beschwerdemanagement einen Ansprechpartner. Wir haben allerdings das Beschwerdemanagement nicht durchstrukturiert in der gesamten Neuorganisation des Krankenanstaltenverbundes. Im Auftrag von Dr. Hauke beschäftigt sich jetzt eine Arbeitsgruppe damit, die bis Jahresende ihre Arbeit abgeschlossen haben soll, wie das Beschwerdemanagement strukturiert durchgängig, das über die Teilunternehmung I in der Generaldirektion abzuwickeln ist und wie in Zukunft das Beschwerdemanagement auch nicht nur dokumentiert, sondern auch standardisiert und strukturiert aufgearbeitet wird.

GRin Trammer: Wem haben Sie Rechenschaft zu legen über Ihre Tätigkeit, Frau Generaloberin?

Generaloberin Staudinger: Ich habe meinem Vorgesetzten, dem Herrn Generaldirektor Dr. Hauke Rechenschaft zu legen.

GRin Trammer: Sie haben gesagt, Sie haben in den letzten Jahren im Rahmen der internen Revision immer wieder Kontrollen bezüglich der Qualitätssicherung und des Qualitätsmanagements durchgeführt, auf den Stationen. Sie haben aber keinen Bericht gelegt.

Generaloberin Staudinger: Nicht im Rahmen der internen Revision eine Überprüfung durchgeführt, sondern im Rahmen meiner Tätigkeit in der Direktion Kranken- und Altenpflege. Ich habe keine dezidierten, festgeschriebenen Berichte darüber abgegeben, weil keine Vorkommnisse waren, die berichtspflichtig gewesen sind.

GRin Trammer: Das heißt, weder Positives noch Negatives?

Generaloberin Staudinger: Weder Positives noch Negatives.

GRin Trammer: Negative Berichte - hätten Sie das weitergegeben an den Herrn Dr. Hauke?

Generaloberin Staudinger: Ich hätte, meiner Dienstpflicht entsprechend, selbstverständlich negative Berichte an den Generaldirektor weitergegeben.

GRin Trammer: Da es aber keinen Bericht gibt und da Sie es, wie Sie ausgeführt haben, in den Pflegedokumentationen eingetragen haben, ist das natürlich auch nicht nachweisbar, dass es auch eventuell Negativberichte geben könnte?

Generaloberin Staudinger: Ich habe vorhin schon gesagt, ich nehme für mich in Anspruch, wenn ich sage, dass ich diese Tätigkeit gemacht habe, dass ich sie auch durchgeführt habe. 

GRin Trammer: Es ist aber für uns nicht nachvollziehbar. Ist das richtig?

Generaloberin Staudinger: Ich müsste die einzelnen Patientendokumentationen der letzten 10 Jahre ausheben lassen, um beweisen zu können, dass ich an dem Tag dort einen Kontaktbesuch gemacht habe. (Diskussion)

Vorsitzender Dr. Körber: Noch eine Frage?

GRin Trammer: Ja, ich habe noch eine Frage. Und wie schaut es jetzt konkret in Pavillon I, Station 1/1 mit der Strukturqualität, der Prozess- und der Ergebnisqualität Ihrer Meinung nach aus?

Generaloberin Staudinger: Ich glaube, dass derzeit in Pavillon I eine gute Strukturqualität, was die Personalausstattung anlangt, stattfindet. Weil gerade in Pavillon I in der letzten Zeit sehr viel Personal hingegeben wurde. Bei der Prozessqualität sind die Mitarbeiter in Pavillon I gerade bemüht, die Organisationsabläufe zu optimieren um zu einer besseren Prozessqualität zu kommen. Betreffend der Ergebnisqualität ist es sicherlich so, dass derzeit auf Pavillon I keine Pflegefehler bzw. keine Pflegemängel auftreten.

GRin Trammer: Im Qualitätsbericht 2001 des Krankenanstaltenverbundes, für den Sie sich mitverantwortlich zeichnen heißt es, Zitat: "Unsere Qualitätsstrategie sagt, Prozesse orientieren sich an den Bedürfnissen der Patienten".

Welche Bedürfnisse, um noch einmal auf die Menschenrechte zurück zu kommen, haben denn Bewohner im Pflegeheim und insbesondere in Acht‑Bett‑Zimmern ohne Privatsphäre?

Generaloberin Staudinger: Wir haben die Situation der Acht‑Bett‑Zimmer schon sehr lange diskutiert. Ich kann hier nur sagen, dass eine Intimsphäre in einem Acht‑Bett‑Zimmer sicherlich nicht so möglich ist, wie in einem Einbettzimmer, wir aber selbstverständlich an der Verbesserung dieser Situation arbeiten und die Prozesse, die sich am Heimbewohner bzw. am Patienten orientieren, gehen davon aus, dass versucht wird, im Rahmen einer Tag- und Nachtstruktur, sicherlich unter den räumlichen Gegebenheiten, die wir schon andiskutiert haben, im Geriatriezentrum Am Wienerwald nur bedingt möglich sind, die Tages- und Nachtstruktur der Bewohner zu berücksichtigen.

GRin Trammer: Sie können mir also nicht sagen, welche konkreten Bedürfnisse es für die Patienten gibt, die im Pavillon I leben?

Generaloberin Staudinger: Ich habe mir die Krankengeschichte von der Frau K. angesehen. Aufgrund der Patientendokumentation kann ich Ihnen die Bedürfnisse von der Frau K. sagen. Sonst müsste ich in jede einzelne Pflegedokumentation und Pflegeanamnese hineinschauen, welche Bedürfnisse bei der Aufnahme der Pflegeanamnese die Bewohner von Pavillon I, rechts geäußert haben.

GRin Trammer: Darauf komme ich gerne zurück, auf Ihr Angebot. 

Sie pflegen, wie Sie ausgeteilt haben in einer der Geriatriekommissionen, nach Roper, nach Böhm und nach Orem, welches Pflegemodell wird konkret bei der Frau K. angewendet?

Generaloberin Staudinger: Bei der Frau K. wird das Pflegemodell nach Böhm angewendet. Alles, was sie kann, macht sie sich selbst. Bei allen Tätigkeiten, wo sie Unterstützung braucht, wird sie unterstützt. Ich erinnere an die Situation mit dem Essen, sie kann selber essen, sie isst auch manchmal mit den Fingern. Sie hat auch schmutzige, lange Fingernägel sicher als Pflegemangel gehabt. Sie isst selber und wird nur dort unterstützt, wo sie Unterstützung braucht.

GRin Trammer: Sie haben mir gerade angeboten, Sie können mir ganz konkret sagen, welche Bedürfnisse die Frau K. hat. Dann müssten Sie allerdings auch herausfinden in einer Pflegeanamnese, wie es so bestellt ist mit der Frau K. Wie bewegt sie sich? Welche Körperpflege kann sie alleine machen? Können Sie mir da etwas dazu sagen?

Generaloberin Staudinger: Die Frau K. ist an den Rollstuhl angewiesen, sie kann sich selbst fast kaum bewegen. Die Frau K. braucht komplette Unterstützung bei der Körperpflege. Es steht in der Pflegedokumentation, dass sie täglich eine Ganzwaschung bekommt, dass sie bei Bedarf ein Vollbad bekommt. Es steht drinnen, dass sie sehr gerne im Rollstuhl sitzt. Es steht drinnen, dass sie gerne Süßigkeiten ist. Das sind die Sachen, die ich mir gemerkt habe, ansonsten müsste ich nachlesen.

GRin Trammer: Wie schaut es dann aus in der Pflegedokumentation? Wird darauf auch ganz konkret eingegangen auf ihre Wünsche und Bedürfnisse?

Generaloberin Staudinger: Soweit ich weiß, wird vor allem bei der Verabreichung der Nahrung darauf eingegangen, weil sie gerne Süßes ist, dass sie Zubußen bekommt, zumindest Kuchen bekommt, das weiß ich. Bei der Körperpflege wird im Rahmen der Ganzwaschung vor allem auf die Hautpflege, vor allem auf die Haarpflege eingegangen. Die Frau K. hat eine seborrhoe`sche Kopfhaut und hat deshalb auch öfter - und das findet sich auch in der Pflegedokumentation - ein Öl-Haarbad bekommen, was auch diese schlampige Frisur zum Teil erklärt.

GRin Trammer: Und hat man dann auch gefragt, ob die Frau K. gerne einmal hinaus gehen möchte, das Bett verlassen, ins Kino gehen, all diese Dinge?

Generaloberin Staudinger: Das findet sich auch in der Patientendokumentation. Es findet sich auch in der Patientendokumentation, dass der Sachwalter von der Frau K. einen Besuchsdienst organisiert hat. Es findet sich auch in der Patientendokumentation, dass Klage geführt wurde, dass die Frau K. nicht immer, wenn der Besuchsdienst gekommen ist, fertig angekleidet bereits im Lehnstuhl gesessen ist.

GRin Trammer: Und diese Dokumentation kann dem Untersuchungsausschuss zur Verfügung gestellt werden?

Generaloberin Staudinger: Die Frage kann ich nicht beantworten, weil das ist Datenschutz vom Patienten, das weiß ich nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Da muss erst Beschluss gefasst werden.

GRin Trammer: Herr Pflegedirektor Pelikan hat ausgesagt, dass er das Pflegedokumentationssystem vereinfacht und radikal verändert hat. 

Entspricht das, was Sie uns geschildert haben, wie die Pflegedokumentation bei der Frau K. stattgefunden hat, dieser radikalen Veränderung? Oder war diese radikale Veränderung nachdem Sie uns diese Art und Weise der Dokumentation geschildert haben?

Generaloberin Staudinger: Ich hab´ mir wohl die Inhalte der Dokumentation, ich hab´ mir aber nicht das Datum der Eintragung gemerkt, das müsste ich nachrecherchieren. Die Frau K. liegt seit mehreren Jahrzehnten im Geriatriezentrum Am Wienerwald, ich kann das jetzt so nicht beantworten.

GRin Trammer: Herr Pelikan hat aber gesagt, es sei eine Zustimmung Ihrerseits, nachdem er mit Ihnen gesprochen hat, für diese Umstellung in der Dokumentation, mit Ihrer Zustimmung hat das alles statt gefunden.

Generaloberin Staudinger: Der Herr Pelikan hatte meine Zustimmung, dass er nach den Richtlinien der Pflegedokumentation, die ich jetzt gerade weitergeben habe, wenn es erforderlich ist, die Pflegedokumentation vereinfachen kann.

GRin Trammer: Können Sie mir den zeitlichen Pflegeaufwand in Minuten sagen, den die Frau K. benötigt?

Generaloberin Staudinger: Nein, das kann ich Ihnen nicht sagen.

GRin Trammer: Aber es wird schon eine Personalbedarfsplanung geführt auf der Station?

Generaloberin Staudinger: Selbstverständlich wird eine Personalbedarfsplanung geführt und im Rahmen der PTR-GL wurden auch die Auswertungsdaten verlangt. Dann kann man das ganz sicher auf die Frau K. zurückrechnen von der Station I, rechts.

GRin Trammer: Es geht aber nicht um die Zurückrechnung, sondern es gibt speziell für jeden Patienten vorgeschriebene Blätter für diese Auflistung. Im speziellen Fall bei der Frau K. auch?

Generaloberin Staudinger: Ich gehe davon aus, dass es das auch von der Frau K. gibt, weil es ein dienstlicher Auftrag ist, die Einstufungen für die Patienten im Rahmen der Personalplanung auch als Personalsteuerungsinstrument vorzunehmen.

GRin Trammer: Wer trägt die Pflegeminuten dann ein? Wer ist dafür verantwortlich?

Generaloberin Staudinger: Primär die Schwester, die den Patienten betreut und unter Kontrolle der Stationsschwester.

GRin Trammer: Das ist dann nachvollziehbar, dass dann auch tatsächlich auf der Station I, anhand der ausgerechneten Pflegeminuten, genügend Personal vorhanden ist?

Generaloberin Staudinger: Es ist nachzurechnen, wie viel Pflegeaufwand sich aufgrund der Einstufung durch die PPR-GL ergibt und anhand der Dienstpläne nachvollziehbar wie die Tagespräsenz auf dieser Station und die Nachtpräsenz war und wie das im Gesamtzusammenhang der Pflegeminuten pro Patienten 24 Stunden abgedeckt ist.

GRin Trammer: Eine letzte Frage hab´ ich noch: Da aufgrund Ihrer Ausführungen alles in Ordnung ist, was das Qualitätsmanagement und die Qualitätssicherung betrifft: Würden Sie gerne Ihren Lebensabend verbringen auf Pavillon I im Acht‑Bett‑Zimmer?

Vorsitzender Dr. Körber: Es ist die Frage, ob diese Frage überhaupt zulässig ist: Denn das ist eine Frage nach Absichten und Wünschen. Ein Zeuge hat über Tatsachen und seine Wahrnehmungen zu berichten, nicht über seinen Lebensabend. Die Frage kann ich leider nicht zulassen. Danke. Es ist hier noch eine Frage vom Herrn GR Wagner.

GR Wagner: Herr Vorsitzender! Frau Generaloberin!

Ich möchte nur zu Beginn meiner Wortmeldung eines für mich persönlich festhalten: Wenn hier gewünscht wird Einsichtnahme in eine bestimmte Pflegedokumentation, dann ist das für mich gleichzusetzen mit einem Krankheitsakt. Wenn man so etwas überhaupt machen würde, dass wir hier Einsicht nehmen bei einer öffentlichen Sitzung, würde ich meinen, müsste man diesen Akt als vertraulich erklären: Weil ich glaube, es ist nicht jedermanns Sache, dass man da intern über irgendwelche privaten Daten und Krankheitsgeschichten redet. Auch wenn es jetzt formell der Sache dienlich ist, nur gehört der Schutz der Persönlichkeit und der Person auch in dieser Untersuchungskommission ... 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Wagner! Es liegt noch kein förmlicher Antrag auf Beischaffung der Pflegedokumentation betreffend Frau K. vor. Es ist daher überhaupt erst einmal zu klären ob sie einen förmlichen Antrag stellen, diesen Akt beizuschaffen und dann können wir darüber reden, ob es zulässig ist. 

GR Wagner: Ich wollte das nur der Ordnung halber zu Beginn meiner Wortmeldung ... 

Vorsitzender Dr. Körber: Das habe ich schon gehört.

GR Wagner: Frau Generaloberin! Sie haben in Ihren Ausführungen erklärt, dass aufgrund Ihrer letzten Statistik auf 100 Bewohner im Geriatriezentrum Am Wienerwald 58 bis 59 Pflegepersonen kommen. 

Mich würde jetzt interessieren: Ist das eine Marke, die in den anderen Bundesländern - sind die da wesentlich besser als wie z.B. das Geriatriezentrum Am Wienerwald? Haben Sie hier Daten, wie schaut es in den anderen Bundesländer aus?

Generaloberin Staudinger: Ich habe hier selbstverständlich Daten, weil wir auch die Vergleiche angestellt habe, bei all den Plänen, die wir für die Geriatriereform in Wien gemacht haben. 

Es geht eindeutig aus allen Zahlen hervor, dass im Wiener Krankenanstaltenverbund in den Geriatriezentren wesentlich mehr Pflegepersonal ist, allerdings auch als Schlüsselzahl ausgewiesen, als in anderen Einrichtungen in den Bundesländern.

GR Wagner: Frau Generaloberin! Im Geriatriezentrum Am Wienerwald, wird seit einigen Jahren die reaktivierende Pflege hier diesbezüglich auch professionell betrieben. 

Können Sie uns etwas über die jährliche Aufnahmezahl im Geriatriezentrum sagen und wie viele von diesen Personen dann wieder nach einer Kurzzeittherapie und Pflege in die private Wohnung entlassen werden können?

Generaloberin Staudinger: Die Aufnahmezahlen sind natürlich sehr unterschiedlich. Aber grundsätzlich kann man sagen, dass zwischen 200 bis 250 Heimbewohner jährlich im Geriatriezentrum Am Wienerwald neu aufgenommen werden und die Entlassungsquote ist aufgrund der reaktivierenden Pflege in den letzten Jahren eindeutig angestiegen. Wir hatten ein paar Jahre sehr erfolgreich eine Entlassungsquote von über 10 %, wir sind jetzt auf unter 10 % zurückgefallen. Das hängt aber auch damit zusammen, dass natürlich Heimbewohner immer später in die Geriatriezentren kommen und daher immer pflegebedürftig sind und einen immer höheren Pflegebedarf haben.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau GRin Trammer, wird ein förmlicher Antrag gestellt?

GRin Trammer: Ja, bitte.

Vorsitzender Dr. Körber: Wie lautet der?

GRin Trammer: Wir bitten in einem förmlichen Antrag um die Bereitstellung der Pflegedokumentation in Einhaltung aller gesetzlichen Vorschriften zur Untermauerung der Aussage des MA 47 Berichtes. In der Dokumentation steht: Die Pflegeberichte werden teilweise mit Intervallen von bis zu drei Wochen nur sporadisch geführt usw.

Herr Pelikan hat ausgeführt, es werden Badelisten geführt, es hätte dadurch eine nicht ganz vollständige Dokumentation durch die radikale Umstellung seines Dokumentationssystems gegeben. Das hätten wir gerne verglichen mit der Aussage der Frau Generaloberin Staudinger.

Vorsitzender Dr. Körber: Bevor dieser Antrag zur Diskussion gestellt wird frage ich Sie: Ist Ihr Antrag so zu verstehen, dass eine Kopie einer bestimmten Pflegedokumentation und zwar einer anonymisierten Kopie verlangt wird?

GRin Trammer: Eine vertrauliche Akteneinsichtnahme, wenn das möglich ist.

(Diskussion)
Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Dr. Serles. Sie wollen dazu noch etwas sagen.

GR Dr. Serles: Ich glaube, es ist uns unbenommen, dass wir die Vertraulichkeit dieses Aktes beschließen.

Ich darf darauf hinweisen, dass die Beweiserhebungen der Untersuchungskommission nicht nur in Zeugeneinvernahmen bestehen, sondern selbstverständlich auch ...

Vorsitzender Dr. Körber: Das ist nichts Neues, in Urkunden auch.

GR Dr. Serles: Daher ist eine Einsicht in Urkunden eine zulässige Form der Beweiserhebung. Ich stimme dem Kollegen Wagner ausnahmsweise bei – sehr oft sind wir nicht einer Meinung, aber da sind wir einer Meinung, dass man die Vertraulichkeit dieser Dokumentation beschließen müsste, um in weiterer Folge dann den Mitgliedern der U-Kommission die Möglichkeit der Akteneinsicht zu gewähren.

Vorsitzender Dr. Körber: Zielt dieser Antrag auf eine bestimmte Pflegedokumentation ab, z.B. von Frau K.? Das heißt, nicht allgemein Einsicht in Pflegedokumentation?

GRin Trammer: Die Pflegedokumentation der Frau K.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, haben Sie eine Äußerung dazu?

GRin Dr. Neck-Schaukowitsch: Herr Vorsitzender! Ich würde Sie - ich bin selber keine Juristin und, soviel ich weiß, die meisten Mitglieder der Untersuchungskommission auch nicht, wir agieren als Untersuchungskommission auch als Behörde – um Ihre persönliche Rechtsmeinung dazu bitten, inwieweit hier im Vorfeld geklärt werden muss, ob einerseits der Sachwalter dem zustimmen muss oder die Frau K. selber. Weil eine Dokumentation auch Diagnosen, Krankheitsbilder etc. enthält. Ich möchte für mich sicherstellen, dass hier der Vertrauensgrundsatz und Datenschutz absolut gewährleistet ist. Es muss auch nicht gleich sein, diese Entscheidung muss nicht gleich getroffen werden, aber ich denke, da sollten wir uns wirklich hundertprozentig absichern.

Vorsitzender Dr. Körber: Eine Frage? Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Ich bin auch sehr interessiert daran, dass wir die Vertraulichkeit, auch in dem Sinn, wie die Frau Dr. Neck-Schaukowitsch jetzt gesagt hat, es ist kein Spaß, wenn wir über die Krankengeschichte von jemand reden und es muss a) begründet sein und b) auch unter Vertraulichkeit. Das heißt, also sicher nicht im Beisein eines Publikums und auch nicht in einer Dokumentierung in unserem Protokoll, das ist ganz klar.

Um das Bild abzurunden, müsste dazu dann auch Einblick in die Dienstpläne über einen gewissen Zeitraum für diese konkrete Station gegeben werden. Weil nur so kann man überhaupt sehen, wie viel Bedienstete faktisch mit der Pflege beauftragt waren, um ein Gesamtbild zu haben. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz! Die Einsichtnahme in Dienstpläne müssen wir trennen von dem Problem „Einsichtnahme in die konkrete Pflegedokumentation“, das sind zwei verschiedene Dinge.

Ich stimme an sich zu, dass es wohl angezeigt wäre, den Sachwalter oder die Patientin selbst um Zustimmung zu fragen. Ich glaube, wir müssen da nicht unbedingt heute die Einzelheiten beschließen. Machen wir es einmal abhängig davon, wie sich die Patientin dazu äußert. Ich glaube, das ist der bessere Weg, anstatt hier theoretische Überlegungen anzustellen. Bleiben wir dabei, dass wir zunächst einmal Sachwalter bzw. Patientin dazu auffordern, sich zu äußern und dann werden wir weiter beschließen.

Ob irgendein Antrag für die Dienstpläne ...

GRin Dr. Pilz: ... Wenn es eine Situation gibt, wo es Sinn macht, dass wir uns Teile oder die gesamte Pflegedokumentation unter Vertraulichkeit anschauen, für diesen Fall würde ich meinen Antrag stellen, dann auch die Dienstpläne für einen überblickbaren Zeitraum aus der konkreten Station beizubringen.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie stellen diesen Antrag bis zu der Entscheidung über die Beischaffung der Pflegedokumentation zurück? Habe ich das richtig verstanden?

GRin Dr. Pilz: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch eine Frage an die Zeugin?

Bitte, Herr Dr. Hahn.

GR Dr. Hahn: Frau Generaloberin! Nachdem heute schon soviel über die vor zwei Tagen stattgefundene Sitzung der Geriatriekommission zu lesen und auch zu hören war: Sie haben im Zusammenhang einer Frage von mir gesagt, was auffällt, aber es gibt noch keine wissenschaftlich oder studienmäßig fundierte Erkenntnis, aber ich nehme an, es wird Sie beschäftigen, daher meine Frage: Was ist ein Erklärungsversuch Ihrerseits, weshalb im Bereich des KAV oder möglicherweise speziell im Bereich der Pflege eine überdurchschnittlich hohe Fluktuation der Mitarbeiter festzustellen ist oder der Fehlzeiten, Entschuldigung, Sie haben „Fehlzeiten“ gesagt, im Vergleich zu anderen Einrichtungen im nationalen und internationalen Vergleich?

Generaloberin Staudinger: Ich glaube, dass wir im Bereich der Geriatrie - das habe ich auch mit der Verweildauer im Beruf ausgesagt -  viel mehr ältere DienstnehmerInnen in der Pflege haben als in Akutbereichen und dass natürlich ältere DienstnehmerInnen, die sehr lange in der direkten Pflege tätig sind, durch Heben, durch Tragen, durch sonstige Belastungssituationen sicherlich mehr Erkrankungen des Stütz- und Bewegungsapparates haben als Mitarbeiter in anderen Einrichtungen. Das, glaube ich, ist sicher ein Faktor, der hier zum Tragen kommt. Ich kann mir durchaus auch vorstellen, dass die psychische Belastung, in der Altenpflege tätig zu sein und da sind wir wieder beim Problem, warum Mitarbeiter nicht so gerne in die Altenpflege gehen, dass das sicherlich auch ein Punkt ist, wo gehäuft Krankenstände auftreten.

Ich glaube nach wie vor, dass wir auch an der Arbeitseinsatzplanung, an der Diensteinteilung etwas ändern müssen. Es ist schon richtig, bei den Tagesarbeitszeiten 12 und 13 Stunden, die jungen Mitarbeiter haben die Compliance, die haben die Idee und die haben auch im Hindergrund, zusammenhängende Freizeit zu haben. Ich glaube aber nur, dass diese überlangen Dienste doch auf lange Sicht in irgendeiner Form auspowern und dass das zu Fehlzeiten führen könnte. Das ist eine Hypothese, ich habe es nicht bewiesen, das möchte ich schon dazu sagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Keine weiteren Fragen an die Zeugin? Herr Dr. Serles bitte.

GR Dr. Serles: Frau Generaloberin! Ich mache es ganz kurz, weil wir sind mit der Zeit schon weit fortgeschritten. Was mir heute ein bisserl von Ihnen gefehlt hat, weil Sie in einem wichtigen strategischen Geschäftsfeld des KAV sind, sind reformerische Ansätze. Das ist viel zu kurz gekommen. Vielleicht kommen wir am Schluss der Sitzung noch darauf hin.

Ganz allgemein muss es unser gemeinsames Anliegen sein, unseres als Politiker und Ihres als Führungspersönlichkeit im Management, den Pflegeberuf insgesamt attraktiver zu machen.

Daher frage ich Sie: Welche soft fakts haben Sie in der Vergangenheit im KAV geschaffen? Gibt es Ansätze beispielsweise, die den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine entsprechende Mitwirkungsmöglichkeit bei der Gestaltung des eigenen Umfeldes einräumt? Gibt es beispielsweise die Möglichkeit, dass Dienstpläne von einem Team autonom festgelegt werden können?

Generaloberin Staudinger: Weil wir schon bei der Arbeitseinsatzplanung sind, möchte ich auf die Diensteinteilung zurückkommen. Ich habe das letzte Mal in der Geriatriekommission die Unterlagen ausgeteilt. 

Wir praktizieren seit fast 10 Jahren im Wiener Krankenanstaltenverbund eine so genannte flexible Diensteinteilung, die dieses traditionelle Radl-System abgelöst hat. Wo sich die Mitarbeiter im Rahmen des Teams sehr wohl eine Diensteinteilung selber gestalten können, allerdings natürlich mit der Voraussetzung, dass Tages- und Nachpräsenzen sichergestellt sind. Eines ist auch ganz klar, je enger die Personalsituation wird, das heißt, je weniger Mitarbeiter zur Verfügung stehen, umso weniger Flexibilität gibt es bei dieser Diensteinteilung, bei der Arbeitseinsatzplanung.

Ich glaube, dass die flexible Diensteinteilung ein durchaus fortschrittliches Instrument ist und diese Diensttour, 365 Tage im Jahr, 24 Stunden Dienst zu machen, dass das auch sehr attraktiv für die Mitarbeiter ist. 

Zur Arbeitsplatzgestaltung, auch hier, denke ich, gibt es viele Möglichkeiten, die man aber auch noch ausbauen kann. Wenn Sie in die verschiedenen Stationen und Einrichtungen hineingehen, dann hat schon fast jede Station ein eigenes Bild und dieses eigene Bild ist sicher auf Grund der Kreativität der Mitarbeiter entstanden.

Ich denke mir, dass da schon etwas los ist, aber dass das durchaus noch entwicklungsfähig ist.

GR Dr. Serles: Wenn da etwas los ist, können Sie mir erklären, warum dieses Boltzmann‑Gutachten, das da im Auftrag der Fachgruppenvereinigung erstellt wurde und in Kürze veröffentlicht wird, zum Schluss kommt, dass es vor allem darum geht, auch die Eigenverantwortlichkeit und die Selbstbestimmung der MitarbeiterInnen zu stärken. Die sollen stärker als bisher eine aktive Rolle bei der Gestaltung der Organisation einnehmen. Sie sollen mehr Möglichkeiten für die Mitentwicklung der Rahmenbedingungen ihrer Arbeit bekommen, z.B. sollen sie auch Dienstpläne selbst gestalten dürfen als Team. 

Wenn das alles schon Faktum wäre, warum wird es dann in diesem Gutachten, das im Auftrag der Gewerkschaft, glaube ich, erstellt wurde, da besonders herausgestrichen und hier als besonders mangelhaft diese Rahmenbedingungen offenbar kritisiert werden.

Erklären Sie mir das, ich möchte das gerne verstehen.

Generaloberin Staudinger: Ich glaube, das eine ist der strategische Rahmen und das sind die Vorgaben und die Möglichkeiten. Da sage ich noch einmal: Das ist da und das gibt es.

Das Zweite ist die operative Umsetzung, die wirklich flächendeckende Einführung. Da gibt es sicherlich noch Nachholbedarf. In jedem einzelnen Stationsteam, gemeinsam mit der Stationsschwester, gemeinsam mit der Oberschwester.

GR Dr. Serles: Da gibt es Mängel und das könnte ein wichtiger Bereich sein, um die Mitarbeiterzufriedenheit zu erhöhen?

Generaloberin Staudinger: Ja. Das sind genau die Arbeitsbedingungen, die den Mitarbeiter sozusagen beschäftigen, weil sonst würde es in dieser Studie nicht drinnen stehen. Da gibt es sicherlich noch Potential, um hier nachzuadjustieren.

GR Dr. Serles: Das ist ein zarter Lichtblick für mich, ich glaube noch an die Veränderungsbereitschaft, die Sie an den Tag legen werden. Gehen wir weiter. Dieses Boltzmann‑Gutachten spricht auch davon, dass eine Reihe von kreativen Maßnahmen und Ansätzen möglich wären, um beispielsweise jungen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vermehrt Chancen einzuräumen. Kreative Ansätze zur Kinderbetreuung werden da gefordert, z.B. die Integration im Pflegeheimbetrieb. Ist so etwas schon im KAV oder ist das völliges Neuland?

Generaloberin Staudinger: ... völliges Neuland. Da gibt die Granny Kids, das ist ein Modell im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Es gibt ein Modell im Pflegeheim Baumgarten. Es gibt ein Modell im Geriatriezentrum Liesing. Es gibt hier Modelle.

GR Dr. Serles: Gibt es so etwas in Lainz?

Generaloberin Staudinger: Ja.

GR Dr. Serles: Für ...

Generaloberin Staudinger: Das Modell läuft auf Pavillon IV, aber ich weiß, dass auch Kontaktbesuche auf anderen Pavillons stattfinden, wo entweder mit dem hauseigenen Kindergarten, der vorwiegend von Mitarbeitern des Geriatriezentrums des Krankenhauses, von Kindern dieser Mitarbeiter besucht wird, die Besuche machen, wo auch die Heimbewohner in den Kindergarten gehen. Es gibt Kooperationen mit Schulen aus der Umgebung, soweit ich weiß mit Volksschulen und mit Hauptschulen aus der Umgebung, die diese alten Leute im Rahmen ihres Projektunterrichtes oder was das immer ist besuchen kommen. Das gibt es, aber das ist sicher auch ausbaufähig.

GR Dr. Serles: Im Pavillon I gibt es so etwas auch?

Generaloberin Staudinger: Im Pavillon I gibt es das als Projekt nicht.

GR Dr. Serles: Gibt es genügend Plätze in derartigen Einrichtungen? 

Generaloberin Staudinger: Welche Plätze meinen Sie jetzt?

GR Dr. Serles: ... 

Generaloberin Staudinger: Ich denke mir, das ist sicherlich noch ausbaufähig. Man muss zuerst einmal auch mit den Heimbewohnern reden.

GR Dr. Serles: Da gibt es auch Mängel und in dem Bereich könnte man etwas tun?

Generaloberin Staudinger: Ich will nicht sagen, dass es Mängel gibt. Das ist ein Projekt, das muss man ausprobieren, man muss schauen, wie gehen die Heimbewohner damit um und wie gehen die Kinder damit um. Es gibt durchaus Heimbewohner - das weiß ich aus eigener Erfahrung - die das nicht wollen. 

Es gibt Kindereinrichtungen und Kindergärten, die sagen, okay, wir machen bei so einem Projekt mit, aber wo dann die Kinder nicht mehr wollen oder die Eltern nicht mehr wollen. Das muss man ein bisserl abwägen.

GR Dr. Serles: Wird diese erfrischende und neue Form der Betreuung von älteren Menschen in Pflegeheimen ein Schwerpunkt Ihrer Tätigkeit sein? Helfen Sie mir ein bisserl, dass ich daran glauben kann, dass sich im Bereich der Wiener Pflegeheime etwas tun wird im Laufe der nächsten Zeit.

Generaloberin Staudinger: Es tut sich etwas, aber ich kann Ihnen nicht sagen, dass ...

GR Dr. Serles: ...

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, es funktioniert die Wechselrede mit dem Mikrofon nicht.

Generaloberin Staudinger: Anhaltspunkte kann ich Ihnen dort geben, dass ich innovative Projekte immer unterstützt habe und auch immer unterstützen werde und ich kann Ihnen aus der Projektemesse die Ergebnisse, wo sehr viel innovative geriatrische Projekte vorgestellt wurden, die dann teilweise in die Flächendeckung gegangen sind, aber auch teilweise wieder verworfen worden sind, weil sie sich auch nicht bewährt haben.

GR Dr. Serles: Die Boltzmann‑Studie fordert hier die Förderung der internen Mobilität von Mitarbeitern, also, mit dem Einvernehmen mit den Mitarbeitern, um dem Burnout-Syndrom entgegen zu wirken. Was halten Sie davon?

Generaloberin Staudinger: Ich halte sehr viel von Jobrotation und auf das läuft es letztendlich hinaus. Ich gebe hier zu bedenken, dass das gut vorbereitet sein muss. Erstens einmal vom Qualifikationsprofil der Mitarbeiter. Mitarbeiter kommen aus unterschiedlichen klinischen Fachbereichen. Ich muss eine Intensivschwester, die ein paar Jahre auf der Intensivpflege war und jetzt in die Geriatrie will, vorher fortbilden, um sie dort einzusetzen. Genauso gut muss ich das umgekehrt machen. Das ist ein guter Ansatz, der dementsprechend aber organisiert durchgezogen werden muss. Es muss auch die Möglichkeit der so genannten Rückkehrgarantie - oder wie immer man das nennen mag - geben.

GR Dr. Serles: Bleibt es bei der akademischen Diskussion bei diesem guten Ansatz oder werden da Taten kommen?

Generaloberin Staudinger: Da werden Taten kommen und da müssen Taten kommen. Weil wir vorhaben, die Ergebnisse der Studie, die wir am 19. November – wenn ich das richtig im Gedächtnis habe – präsentiert im Auftrag der Gewerkschaft, gemeinsam mit der Gewerkschaft aufzuarbeiten. Wenn gute Ideen drinnen sind, die uns helfen, Mitarbeiterzufriedenheit zu erhöhen, dass wir selbstverständlich diese guten Ideen aufgreifen werden.

GR Dr. Serles: Warum haben Sie eine derartige Studie nicht schon längst in Auftrag gegeben und warten darauf, dass das die Gewerkschaft macht?

Generaloberin Staudinger: Wir haben in den letzten Jahren viele Studien im Bereich der Pflege gemacht. Wir haben auch viele Untersuchungen im Bereich der Mitarbeiter gemacht. Die letzte war die Mitarbeiterzufriedenheits‑Studie, die wir durchgeführt haben.

GR Dr. Serles: Das war ein Desaster.

Generaloberin Staudinger: Wir waren sicherlich nicht untätig, wenn es um die Reformen im Bereich der Pflege gegangen ist.

GR Dr. Serles: Ist davon die Rede, dass man das Primary-Nurse-Modell ausbaut und arrivierten PflegerInnen die Möglichkeit geben soll, sich stärker mit ihrer Aufgabe zu identifizieren, jüngeren KollegInnen hier Hilfestellung zu geben und eine Coach-Funktion zu übernehmen? Das wären doch Dinge, mit denen man die Motivation entscheidend anheben könnte. 

Was halten Sie von dem Primary-Nurse-Modell? Gibt es das?

Generaloberin Staudinger: Primary-Nurse-Modell ist ein Modell, das aus Amerika primär kommt und heißt soviel wie Einzelpflege. Eine Mitarbeiterin ist, so lange dieser Patient krank ist oder im Heim ist, für diesen Patienten alleine verantwortlich und hat sozusagen Co‑Partner. Das ist sicherlich eine Möglichkeit, die man sich überlegen kann. Ich gebe nur zu bedenken, dass das für uns ein Modell ist, das man mit den Mitarbeitern sehr genau kommunizieren muss. Denn wenn ich heute Primary-Nurse von Ihnen bin, wenn Sie krank sind, dann geht es darum, wenn Sie chronisch krank sind, dass ich Sie rund um die Uhr, 24 Stunden, solange Sie krank sind, betreue als Oberaufsicht und nur Co‑Partner habe. Das ist etwas, das muss man sehr wohl, sehr genau auch mit der Personalvertretung besprechen. Das ist ein völlig anderes Modell der Pflege.

GR Dr. Serles: Sehen Sie, das sind innovative Dinge, die an der Tagesordnung sein sollten, damit in Wien im Bereich der Pflege sich tatsächlich etwas verändert. Sie verzeihen mir, wenn ich aus meiner Sicht ein Resümee ziehe: Das hat mir im Verlauf des heutigen Gespräches in entscheidender Hinsicht gefehlt und da würde ich mir von Ihnen als Managerin im KAV stärkeren Impuls erwarten. Mit dieser Hoffnung möchte ich zumindest unser heutiges Gespräch beenden. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Dr. Serles.

Keine weiteren Fragen an die Zeugin?

Ich glaube, wir haben keine Gelegenheit mehr, die zweite Zeugin zu hören, weil die Sitzungszeit zu Ende ist. Ich darf daher um 14.23 Uhr die Sitzung schließen und als nächsten Termin den 20. November festhalten. Danke sehr.

(Schluss um 14.23 Uhr.)
